Dozent:
~Workshop Andreas Berg

SGD 11 Tel.: 0172/49 27 000

Gottingen im Mai 2015




Dozent: Andreas Berg Folie 2

Seminar: SGB Il WORKSHOP

Wer bin ich?!
Name: Berg
Vorname: Andreas
Wohnort: Stuhr
Arbeitgeber:  Amt fur Versorgung und Integration Bremen
Dezernat: Rechtsangelegenheiten

Auftraggeber: NSI*, oder freie Trager/Behorden

Kontakt:
0172/49 27 000 oder
Fortbildungen-Berg@arcor.de

* innerhalb der niedersachsischen Landesgrenzen
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Dozent: Andreas Berg Folie 3

Seminar: SGB Il WORKSHOP

Themen:

E Grundsatzliches
B Sanktionen
E Wiederholte Pflichtverletzungen
B Der Bescheid
¥ Aufbau & Co.
B Der rechtswidrige VA und seine Beseitigung
B Grundsdtzliches
E§§ 44, 45,48 und 50 SGB X
¥ Einkommen
E Vorldufige Bewilligung
E Mitwirkung im SGB Il und SGB |
¥ Aufrechnung
¥ Ersatzanspruch § 34b SGB Il
E Fragen/ Wiinsche/ Kritik
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Verwaltungsverfahren

Leistungstrager sollen sicherstellen, dass die zustehenden
Sozialleistungen zligig und umfassend erbracht werden!

—>§ 17 Abs. 1 Nr. 1 SGB |

— Aber Achtung: kein voreiliger Verfahrensabschluss

Das Verwaltungsverfahren im Sinne dieses Gesetzbuches ist die
nach aulden wirkende Tatigkeit der Behorden, die auf die
Prifung der Voraussetzungen, die Vorbereitung und den Erlass
eines Verwaltungsaktes gerichtet ist; es schlielst den Erlass des
Verwaltungsaktes ein.

- § 8 SGB X
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Eingliederungsvereinbarung ersetzende Verwaltungsakt

Der eine Eingliederungsvereinbarung ersetzende Verwaltungsakt ist
rechtswidrig, wenn die gesetzlich vorgesehene Geltungsdauer ohne
Ermessenserwagungen Uberschritten wird. Aus einem Anspruch des
Klagers auf Abschluss einer Eingliederungsvereinbarung als
vorrangiger Handlungsform bei der Eingliederung in Arbeit folgt
keine Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes, wenn der Klager den
Abschluss einer Vereinbarung abgelehnt hatte.

(Urteil vom 14. Februar 2013 — B 14 AS 195/11 R, zur
Veroffentlichung in SozR 4-4200 § 15 Nr 2 vorgesehen)
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Sanktionen

Stand: 15.05.2015 © Andreas Berg, Stuhr, Vervielfiltigung in jeglicher Form nur mit ausdriicklicher Genehmigung
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Seminar: SGB || WORKSHOP

Beginn und Dauer von Sanktionen
= 831lb

Regelfall:
Zahlungsilauf und Beginn des Kalendermonats, der

Bekanntgabe dem Tag folgt, an dem der

beachten!!! feststellende Verwaltungsakt
wirksam geworden ist

Eintritt der Rechtsfolge
bei Pflichtverletzung

Sonderfall:

Beginn Sperrzeit bzw.

— Erldschenstag bei Sanktion nach
§ 31 Abs. 2 Nr. 3

-zeitgleich mit Sperrzeit-

3 Monate,
bei U 25 Verklrzung auf 6
Wochen maoglich

Dauer der Rechtsfolge bel
Pflichtverletzung

\ 4
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Vortragsnotizen / Ergänzende Erläuterungen für Unterrichtende 

Bei mehreren Pflichtverletzungen gilt …
… ein weiterer Sanktionszeitraum kann innerhalb eines bereits festgesetzten  Sanktionszeitraums beginnen, sich anschließen oder zu einem späteren Zeitpunkt beginnen.


Zum Sonderfall: Die Neuregelung – Zeitgleichheit zwischen Sperrzeit
nach SGB III und Sanktion nach SGB II - soll verhindern, dass die
Sperrzeitwirkung nach SGB III nicht durch eine ungeminderte Gewäh-
rung von Alg II unterlaufen wird.
Zu U 25: Ziel der Neuregelung ist die Flexibilisierung der Dauer des
Sanktionszeitraumes durch den persönl. Ansprechpartner unter Be-
rücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles.
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Sanktionsumsetzung

Die Sanktion muss binnen einer Frist
von 6 Monaten festgestellt werden.

1. Was meint festgestellt?

2.  Wann beginnt die Frist?
1. Am Tag der Kenntnisnahme durch den SGB |l Trager?

Bsp.: Pflichtverletzung am 17.05.

3. Ist die Sachbearbeitung hinsichtlich des Erlasszeitpunktes
des Sanktionsbescheides , flexibel“?
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Zu 1:
Festgestellt meint, dass der Sanktionsbescheid wirksam bekannt gegeben wurde. 3-Tage-Bekanntgabefiktion gem. § 37 Abs. II SGB X.

Zu 2 und 2.1:
Die Frist beginnt gem. § 31b Abs. 1 Satz 5 SGB II mit dem Tag der Pflichtverletzung. Es ist daher unerheblich, wann der Leistungsträger Kenntnis von der Pflichtverletzung erlangt. Dieser muss im Rahmen seiner Ermittlungsbefugnis binnen der Frist entscheidungsreif aufklären.

Auszug aus der Reg.-Begründung (BuTa Drucks. 17/3404)
Die geregelte Ausschlussfrist für die wirksame Feststellung der Minderung soll einen zeitlichen Zusammenhang zwischen Pflichtverletzung und Eintritt der Sanktion gewährleisten. Dem erwerbsfähigen Leistungsberechtigten soll die Ursächlichkeit seines pflichtwidrigen Verhaltens für die Minderung der Leistungen vor Augen geführt werden.

Zu 4.�Nein. Wenn dem Leistungsträger alle Umstände bekannt sind, muss sanktioniert werden.

Beschluss des SG Berlin v. 12.01.2006 zum Az.: S 37 AS 11525/05 ER 

Bei der hier im Streit stehenden Kürzung muss der Leistungsträger möglichst zeitnah am Sanktions-Tatbestand, hier die Ablehnung des Vermittlungsangebots, anknüpfen, um einen willkürfreien Verwaltungsvollzug sicherzustellen. Dies erfordert den Erlass der Sanktionsentscheidung unverzüglich nach Kenntnis der objektiven und subjektiven Umstände für ein pflichtwidriges Verhalten i.S. von § 31 Abs. 1 SGB II. Im vorliegenden Fall wird der Beginn für ein unverzügliches Tätigwerden der Behörde durch den Rücklauf des Vermittlungsformulars seitens des Maßnahmeträgers (25.10.2005) markiert. Warum erst am 22.11.2005 ein Bescheid erging mit der klar rechtswidrigen Festsetzung des Sanktionsbeginns auf den Monat Januar, kann nicht der Ast. angelastet werden.�
Pflichtverletzung 17.05.
Beginn der Frist 18.05.
Fristende 17.11. (sofern kein Samstag, Sonntag oder gesetzlicher Feiertag (vgl. § 26 Abs. 3 SGB X))
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Fristenberechnung

Ist es flir den Beginn (bspw.) der Rechtsbehelfsfrist entscheidend, ob
es sich bei dem Tag der Bekanntgabe um einen Samstag, Sonntag oder
gesetzlichen Feiertag handelt?

Wie erfolgt die Fristberechnung?

Bsp.:
Bescheid wurde am 06.12. zur Post aufgegeben.

1. Rechtsbehelfsfrist ja, aber wie lang?

2. Wann ist Fristbeginn?
3. Wann ist Fristende?
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Samstag, Sonntag oder gesetzl. Feiertag sind bei der Berechnung des Fristbeginns gem. § 26 Abs. 3 SGB X unbeachtlich, da § 26 III SGB X nur von Fristende spricht!

Zu 1.
§ 84 Abs. 1 SGG = 1 Monat, nicht 4 Wochen

Zu 2.
3 Tage nach Aufgabe zur Post = 07.12.,08.12.,09.12. = Bekanntgabe   Fristbeginn gem. § 187 I BGB 10.12.

Zu 3.
09.01. gem. § 188 II BGB


Dozent: Andreas Berg Folie 10

Seminar: SGB Il WORKSHOP

Fall Rammel

Klaus Rammel (45 Jahre) hat bisher im JC Leer-Marsch als Fallmanager
im Team U 25 gearbeitet. Aufgrund der dienstlichen Liegenschaft und
der damit einhergehenden fehlenden Kantine hat er sein unbefristetes
Arbeitsverhaltnis zum 30.11.2011 gelost.

Nunmehr stellt Klaus Rammel bei lhnen am 14.12.2011 einen Antrag
auf Alg Il, nachdem ihm von der Agentur fiur Arbeit am 09.12.2011
mitgeteilt wurde, dass die Voraussetzungen fur den Eintritt einer
Sperrzeit geprift wirden. Eine Entscheidung der Agentur soll in den
ersten Januarwochen erfolgen. Herr Rammel ist derzeit mittellos.

- Wie ist im vorliegenden Fall zu entscheiden?
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Gem. § 31 Abs. 2 Nr. 3 SGB II ist der SGB II-Träger an die Feststellung des Eintritts einer Sperrzeit gebunden.
Nach § 31b Abs. 1 Satz 2 SGB II beginnt die Sanktion mit dem Eintritt der Sperrzeit.
Die Sperrzeit würde gem. § 159 Abs. 2 Satz 1 SGB III am 01.12.2011 beginnen.
Aufgrund der Antragsrückwirkung gem. § 37 Abs. 2 Satz 2 SGB II auf den Monatsersten, decken sich im vorliegenden Fall die Zeiträume.
Am Tag der Antragstellung kann über das Vorliegen einer Sanktion gem. § 31 Abs. 2 Nr. 3 SGB II i.V.m. § 159 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SGB III nicht entschieden werden, da die Agentur den SV noch von Amtswegen ermittelt.
Ergebnis:
Es ist eine vorl. Bewilligung gem. §§ 40 Abs. 2 Nr. 1 SGB II i.V.m. 328 Abs. 1 Nr. 3 SGB III auszusprechen.
Über die Erbringung von Geldleistungen kann gem. § 328 Abs. 1 Nr. 3 SGB III vorläufig entschieden werden, wenn 
zur Feststellung der Voraussetzungen des Anspruchs eines Arbeitnehmers auf Geldleistungen voraussichtlich längere Zeit erforderlich ist�( hier abhängig von der Entscheidung der Agentur, ob Sperrzeit verhängt, oder Alg gezahlt wird)
die Voraussetzungen für den Anspruch mit hinreichender Wahrscheinlichkeit vorliegen�( unter Bezugnahme auf das Nichtvorliegen von zu berücksichtigem Vermögen und weiteren, die Leistungen ausschließenden Tatbeständen, wird Klaus Rammel hilfebedürftig sein, sofern ihm kein Alg gezahlt wird) und
der Arbeitnehmer die Umstände, die einer sofortigen abschließenden Entscheidung entgegenstehen, nicht zu vertreten hat�( Klaus hat die Umstände, die einer abschließenden Entscheidung entgegenstehen, nämlich der Bewilligung von Alg oder Festsetzung einer Sperrzeit, nicht zu vertreten).
In der vorl. Bewilligung sind die Rechtsfragen, die zum Zeitpunkt des Erlasses nicht geklärt sind, entsprechend zu benennen
Beispiel:
Gründe für die vorläufige Bewilligung:
Aufgrund der aktuellen Sach- und Rechtslage kann derzeit nicht abschließend festgestellt werden, in wie fern die Leistungen wegen des Eintritts einer Sperrzeit seitens der Agentur für Arbeit gem. § 31 Abs. 2 Nr. 3 SGB II für die Dauer von 3 Monaten zu mindern sind. Darüber hinaus ist aufgrund des oben genannten Sachverhalts unklar, ob Ihnen ab dem 01.12.2011 Arbeitslosengeld gewährt werden kann. Diesbezüglich weisen wir Sie daraufhin, dass wir derzeit kein Einkommen anrechnen. Sollte die Agentur für Arbeit von einer Sperrzeit absehen und Ihnen Arbeitslosengeld rückwirkend ab dem 01.12.2011 bewilligen, weisen wir Sie vorsorglich darauf hin, dass dem SGB II-Träger ein Erstattungsanspruch gem. §§ 102 ff. SGB X zusteht und dieser bereits geltend gemacht wurde.
Gegenüber der Agentur ist vorsorglich ein EA gem. §§ 102 ff. SGB X, für den Fall der nachträglichen Bewilligung von ALG, geltend zu machen
Wenn die Agentur für Arbeit nachträglich den Eintritt einer Sperrzeit feststellt, ist die vorläufige Bewilligung (ohne vorherige Anhörung, da eLb keine durch die Vorläufigkeit), keine gesicherte Rechtsposition erworben hat) aufzuheben und eine abschließende Entscheidung unter Zugrundelegung einer Minderung nach § 31 Abs. 2 Nr. 3 SGB II zu treffen.
Die überzahlten Leistungen sind per Erstattungsbescheid über § 50 SGB X beim eLb geltend zu machen und ggf. über § 43 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 Satz 1 SGB II mit mtl. 10% des maßgebenden Regelbedarfes aufzurechnen. 
Sollte Klaus nach Ablauf der Sperrzeit nicht mehr hilfebedürftig sein, sondern seinen LU durch sein Alg sicherstellen, ist gegenüber der Agentur anzufragen, ob sich verrechenbare Beträge gem. § 52 SGB I ergeben.
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Wiederholte
Pilichtverletzungen
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Absenkung Alg Il
=» §31Abs.1und2iV.m.§31a

Beispiel: Arbeitsaufgabe (Abs. 2 Nr. 4) im Januar 2014 und Arbeitsableh-
nung (Abs. 1 Nr. 2) im April 2014 und im Februar 2015

01 02| 03|04 05 06 07|08 09|10 |11 |12 01|02 03 04|05

1. M. = 30%

2 Jahreszeitraum fiir ,,wiederholte” Pflichtverletzung
2. M. = 60%
PV

Jahreszeitraum fiir ,,wiederholte” Pflichtverletzung

Mind. 100 %*

Jahreszeitraum ...

Die 100 - Sanktion tritt ein, weil es sich um eine , weitere” wiederholte
Pflichtverletzungi. S. d. § 31a Abs. 1 Satz 3 handelt, da die vorangegangene Pflicht-
verletzung bereits eine ,,wiederholte” war.
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Vortragsnotizen / Ergänzende Erläuterungen für Unterrichtende 
Hinweis: 
In den Fachlichen Hinweisen wird der Ausdruck „Zählwirkung“ verwen-det für den Umstand, dass eine Pflichtverletzung als wiederholt „zählt“, weil sie in den Jahreszeitraum fällt.

Zur 3. Pflichtverletzung:
Ob die 100% -Sanktion eintritt, ist in 2 Schritten zu prüfen:

Schritt 1: Ist die Pflichtverletzung eine wiederholte? 
Dies hängt ausschließlich davon ab, ob sie in den Jahreszeitraum seit Beginn der vorherigen Sanktion fällt.�
Schritt 2: Handelt es sich um eine „weitere wiederholte“ Pflichtver-letzung (Text des § 31 Abs. 3 Satz 2)? Dies ist dann gegeben, wenn die vorangegangene Pflichtverletzung bereits eine „wiederholte“ war.
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Fallbeispiel:

Klaus Rammel (50 Jahre) bezieht seit dem 01.02.2014 SGB Ill-Leistungen.
Auf einen VV des JobCenters vom 10.09.2014 hatte sich Klaus Rammel ohne wichtigen Grund
nicht beworben. Der Sanktionsbescheid wurde der Post am 28.09.2013 (Freitag) iibergeben.

» Nach welcher Vorschrift hat Klaus eine Pflichtverletzung begangen?
» Wann begann die Sanktion?

Fallerweiterung:

Klaus Rammel wurde am 08.10.2014 eine zumutbare MaRnahme angeboten. MaRnahmebeginn
war der 15.10.2014. Der MaRnahmetrager informierte den SGB Il Trager am 18.10.2014 iiber den
Nichtantritt von Klaus. Nach telefonischer Riicksprache hat sich Klaus auch nicht beim
MaBnahmetrager entschuldigt. Klaus wurde am 24.10.2013 miindlich angehort. Klaus teilte mit,
er hatte keine Lust gehabt, an einer MaRnahme teilzunehmen, die sich ,Fit fiir den Alltag” nennt”
und sei daher gar nicht erst erschienen.

> Liegt eine wiederholte Pflichtverletzung vor?

Abwandlung:
MaBnahmeangebot 17.09.2014 - MaRnahmebeginn 24.09.2014 (Montag).
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Vorführender
Präsentationsnotizen
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BSG Urteil v. 09.11.2010
B4 AS27/10R

Oh

Dies ist Ihr
Sanktionsbescheid!

Konsequenzen!

B Die Sanktionierung durch Festlegung
eines erhohten Absenkungsbetrags
soll erst greifen, wenn dem Hilfe-
bedurftigen durch den voran-
gegangenen Sanktionsbescheid mit
einer Minderung des Sanktionsbetrags
in der niedrigeren Stufe die Konsequenzen
seines Verhaltens vor Augen gefiihrt worden sind.

E Liegt ein (weiteres) wiederholtes Meldeversaumnis™ nicht vor, scheidet
auch eine (weitere) Erhdhung des Minderungsbetrags durch eine
zeitgleiche Absenkung mittels zweier gesonderter Minderungsbescheide
mit gleichem Absenkungsbetrag aus, die im Ergebnis zu einer Minderung
des Alg Il im gleichen oder sogar hoheren Umfang fiihren wiirden.

* Aufgrund der gesetzlichen Neuregelung m.W.z. 01.04.2011 sind wiederholte Pflichtverletzungen bei Meldeversaumnissen
nicht mehr méglich!
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BSG Urteil v. 09.11.2010
B4 AS27/10R

E Liegt eine Fallgestaltung vor, in der innerhalb eines laufenden
Sanktionszeitraums eine weitere Obliegenheitsverletzung gegeben
ist, wird die vorangegangene Kiirzungsstufe aber um die nachste
Kirzungsstufe nicht durch "parallele Absenkungsbescheide"
erganzt, sondern von dieser - durch Erlass eines die neue erhohte
Sanktionsstufe regelnden Anderungsbescheids - abgeldst
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U25 = 1. wiederholte Pflichtverletzung
Konsequenzen?

Die Revision des JobCenters hatte keinen Erfolg.

Die Vorinstanzen haben zutreffend entschieden, dass die Eltern im streitigen Zeitraum vom 1.2.09 bis 30.4.09 Anspruch auf
hohere Leistungen fiir KdU und Heizung in einem Umfang von jeweils 87,75 € hatten.

Gegeniiber den tatsichlichen Verhéltnissen, die bei Erlass der urspriinglichen Bewilligung vorlagen, ist eine wesentliche Anderung
zu ihren Gunsten eingetreten. Infolge des tatsachlichen Wegfalls des KdU-Anteils fiir den Sohn haben sich die von ihnen zu
tragenden tatsachlichen Aufwendungen fir die Wohnung erhoht. Dieser Bedarf ist nach § 22 Abs 1 Satz 1 SGB |l vollstandig zu
Ubernehmen. Die Vorschrift enthilt keine gesetzliche Begrenzung dergestalt, dass bei Nutzung einer Wohnung durch mehrere

Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft nur anteilige Kosten der Unterkunft und Heizung ilbernommen werden.

Zwar ist aus Griinden der Verwaltungspraktikabilitat und wegen des Individualanspruchs im SGB Il im Regelfall davon auszugehen,
dass die KdU anteilig pro Kopf aufzuteilen sind. Trotz gemeinsamer Nutzung einer Wohnung durch mehrere Personen gilt dies
jedoch nicht, wenn im Einzelfall bedarfsbezogene Griinde eine Abweichung vom Kopfteilprinzip erforderlich machen. Dies ist hier
der Fall.

Einen moglichen Individualanspruch des Sohnes auf KdU gegen das JobCenter konnten die Eltern nicht als "bereite Mittel"
realisieren. Die Mutter ist aufgrund der im SGB Il vorgesehenen Bedarfsgemeinschaft mit ihrem volljahrigen Sohn zwar zum
Einsatz des von ihr erzielten Einkommens verpflichtet.

Eine faktische "Mithaftung" fiir ein nach dem SGB Il sanktioniertes Fehlverhalten des volljahrigen Sohnes sieht das SGB Il jedoch

niChtvor FAARERRERENERERERRERNRERRNNENRNENERNENNENENNNENEERNENERNENENERNENERNENERNENERRERRNENENNENENERNENNENNENENNENERNNENERNENERENRNENRNNERRNENERSNSHNERSEHRHERHEM

Bundessozialgericht -B4AS 67/12 R —-vom 23.05.2013 :
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Vorführender
Präsentationsnotizen
SG Düsseldorf     			 - S 25 AS 258/10 -�LSG Nordrhein-Westfalen    	- L 6 AS 1589/10 -�
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Anforderungen an die , Erklarungen® der elLb
U und U25jihrigen

E Zeitlich muss die Erklarung der wiederholten Pflichtverletzung nachfolgen,
kann aber vor und nach Erlass des Sanktionsbescheides abgegeben
werden
(mundlich, schriftlich, konkludent)

E Bspw. im Rahmen der Anhorung
E Aufgrund des massiven Eingriffes in die Grundrechte und des lediglich

erzieherischen Charakters der Sanktionsnormen sind nur geringe
Anforderungen zu stellen.

E elb mussen keine ,tatige Reue” zeigen und bspw. ,Ernsthaftigkeitstest”
bestehen, also erst eine MaRnahme antreten etc.

E Sobald eine ,Erklarung” abgegeben wurde, ist der Leistungstrager (auch
ohne schriftlichen Antrag) verpflichtet, Uber eine Milderung zu
entscheiden.

Stand: 15.05.2015 © Andreas Berg, Stuhr, Vervielfiltigung in jeglicher Form nur mit ausdriicklicher Genehmigung



Dozent: Andreas Berg Folie 18
Seminar: SGB Il WORKSHOP

Stand: 15.05.2015 © Andreas Berg, Stuhr, Vervielfaltigung in jeglicher Form nur mit ausdriicklicher Genehmigung



Dozent: Andreas Berg Folie 19

Seminar: SGB Il WORKSHOP

Bescheid/ Definition

Begriffsmerkmale eines Verwaltungsaktes

1. Hoheitliche MaRhahme
1. Verfligungen

2. Entscheidungen
einer Behorde (§ 1 Abs. 2 SGB X)

auf dem Gebiet des offentlichen Rechts
zur Regelung
eines Einzelfalles

S i

mit AuBenwirkung
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Bestandteile eines Bescheides

1. Bescheidkopf

2. Adressat (ggf. Vermerk liber eine besondere Zustellungsart)
3. Bescheideingang/ , Betreffzeile”

4. Tenor

5. Begriindung
— Zitat der (einschlédgigen) Rechtsgrundlage

e Erlduterung des Inhalts

— Sachverhaltsdarstellung § 35 (1) S.1 SGB X
— Rechtliche Wiirdigung § 35 (1) 5.2 SGB X

e Subsumtion

— Erlduterung der Ermessensausiibung, soweit vorgesehen
6. Rechtsbehelfsbelehrung
/. Hinweise
8. Unterschrift
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Bescheid/ Form =2 § 33 /I SGB X

Ein Verwaltungsakt kann

E schriftlich,

B elektronisch,

F mundlich oder

F in anderer Weise

erlassen werden.

Ein mundlicher Verwaltungsakt ist schriftlich oder elektronisch zu
bestatigen, wenn hieran ein berechtigtes Interesse besteht und der
Betroffene dies unverzuglich verlangt.
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Vorführender
Präsentationsnotizen
§ 33�Bestimmtheit und Form des Verwaltungsaktes
(1) Ein Verwaltungsakt muss inhaltlich hinreichend bestimmt sein.
(2) Ein Verwaltungsakt kann schriftlich, elektronisch, mündlich oder in anderer Weise erlassen werden. Ein mündlicher Verwaltungsakt ist schriftlich oder elektronisch zu bestätigen, wenn hieran ein berechtigtes Interesse besteht und der Betroffene dies unverzüglich verlangt. Ein elektronischer Verwaltungsakt ist unter denselben Voraussetzungen schriftlich zu bestätigen; § 36a Abs. 2 des Ersten Buches findet insoweit keine Anwendung.
(3) Ein schriftlicher oder elektronischer Verwaltungsakt muss die erlassende Behörde erkennen lassen und die Unterschrift oder die Namenswiedergabe des Behördenleiters, seines Vertreters oder seines Beauftragten enthalten. Wird für einen Verwaltungsakt, für den durch Rechtsvorschrift die Schriftform angeordnet ist, die elektronische Form verwendet, muss auch das der Signatur zugrunde liegende qualifizierte Zertifikat oder ein zugehöriges qualifiziertes Attributzertifikat die erlassende Behörde erkennen lassen.
(4) Für einen Verwaltungsakt kann für die nach § 36a Abs. 2 des Ersten Buches erforderliche Signatur durch Rechtsvorschrift die dauerhafte Überprüfbarkeit vorgeschrieben werden.
(5) Bei einem Verwaltungsakt, der mit Hilfe automatischer Einrichtungen erlassen wird, können abweichend von Absatz 3 Satz 1 Unterschrift und Namenswiedergabe fehlen; bei einem elektronischen Verwaltungsakt muss auch das der Signatur zugrunde liegende Zertifikat nur die erlassende Behörde erkennen lassen. Zur Inhaltsangabe können Schlüsselzeichen verwendet werden, wenn derjenige, für den der Verwaltungsakt bestimmt ist oder der von ihm betroffen wird, auf Grund der dazu gegebenen Erläuterungen den Inhalt des Verwaltungsaktes eindeutig erkennen kann.

http://www.berryblog.de/wp-content/uploads/2010/07/email2.jpg
http://worldcoins.rieke-online.de/css/images/hand.jpg
http://blog.bb-live.de/wp-content/uploads/2008/04/megaphon.jpg

Dozent: Andreas Berg

Seminar: SGB [l WORKSHOP
Adressat & Bevollmachtigte

Im SGB Il mussen wir in drei Formen der Vertretung unterscheiden

VENGEE
Gesetzliche Vertretung Vertretung im

Vertretung mittels Sinne von
(z.B. Eltern fiir Vollmacht § 38 SGB |I

Vertretung) (s.9.

Anscheins-
Vollmacht)
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Beteiligte, Bevollmachtigte, Beistande

Beteiligte sind:
 Antragsteller, Antragsgegner
e« Adressat eines VA
 Vertragspartner bei 6ff.-rechtl. Vertrag

« Hinzugezogene (z. B. Sachverstandige, §12 SGB X

andere Behotrden)

Bevollmachtigter:

Vertritt einen Beteiligten im Verwaltungs-
verfahren in allen Verfahrenshandlungen.

Behotrde hat sich an den Bevollméchtigten ’ § 13 Abs. 1 - 3’ 5—75GB X
zu wenden.

Beistand:

Begleitet einen Beteiligten zu Verhand-
lungen als Unterstltzung. Beteiligter bleibt ’ _

Adressat! AuRBerungen des Beistandes § 13 Abs. 4 -7 SGB X
Wirken fur den Beteiligten.

Beistdnde und Bevollmachtigte konnen vom Vortrag zuriickgewiesen werden
- 813 Abs. 6 SGB X (...wenn sie zum sachgemalien Vortrag nicht fahig sind.)
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Dozent: Andreas Berg

Seminar: SGB Il WORKSHOP

Bevollmachtigte

E Gesetzliche Vertretung
E Ergibt sich unmittelbar aus dem Gesetz

Eltern § 1629 BGB

Betreuer § 1902 BGB (vertritt Vollj. i.R. eine gerichtlich festgesetzten
Aufgabenkreises z.B. Vermogenssorge vs. Behordenangelegenheiten)

E Pfleger §§ 1909 ff. BGB (i.d.R. nur flir abgegrenzte Sachverhalte)
E Vormund §§ 1773-1885 BGB (vertritt minderj. Kinder, die nicht durch ihre EIterr>

vertreten werden diirfen, oder minderj. Vollwaisen)

E Gewillkiirte Vertretung

E Vertretung mittels Vollmacht des Beteiligten (kann auch in Form einer
Duldungsvollmacht vorliegen, d.h., dass der Vertretene das Vertretenwerden durch
einen Dritten kennt und stillschweigend duldet

E  Vermutete Vertretung
E weder gesetzlich noch gewillkiirte Vertretung.

E diein § 38 SGB Il normierte vermutete Vertretung dient allein der
Verwaltungspraktikabilitat und Verwaltungsékonomie

_/
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Zurech-
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Vertrerer-
handels
wieim
Zivilrecht
Uber die
8§ 164,
166 Abs.
1und 278
BGB
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Die richtige Adressierung

B Geschaftsunfahige Personen

E Adressierung muss an den gesetzlichen Vertreter erfolgen
(vgl. § 1902 BGB; ansonsten Bestimmtheitsmangel = Bescheid rechtswidrig)

B  Minderjahriges Kind
E Adressierung an den gesetzlichen Vertreter gem. § 1629, 1626 BGB, i.d.R. also an die Eltern
B Bei Bevollmachtigung gem. § 13 SGB X

E Ist fir das Verfahren ein Bevollmachtigter bestellt, muss sich die Behdrde an ihn wenden. Sie kann
sich an den Beteiligten selbst wenden, soweit er zur Mitwirkung verpflichtet ist. Wendet sich die
Behorde an den Beteiligten, muss der Bevollmachtigte verstandigt werden.

F §37Abs.1S.2SGBX
Ist ein Bevollmachtigter bestellt, kann die Bekanntgabe ihm gegenliber vorgenommen werden.
F Die Mussvorschrift des § 13 Abs. 3 wird hier durch § 37 SGB X verdrangt!

E Sonderregelung zur Bekanntgabe von VA

E Ausnahme: Vorgeschriebene Zustellung des VA = dann immer an den Bevollmachtigten
(vgl. § 7 Abs. 1 Satz 2 VWZG).

E Bei Adressierung an den Bevollmachtigten, muss der Betroffene eindeutig benannt sein!
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Vorführender
Präsentationsnotizen
§ 1902 BGB
In seinem Aufgabenkreis vertritt der Betreuer den Betreuten gerichtlich und außergerichtlich.

Zu § 13 und § 37 SGB X vgl. SGB X Kommentar Von Wulffen zu § 37 Rz. 10 (Seite 265) 6. Auflage

Wird an den Betroffenen und Bevollmächtigten zugestellt, ist für die Berechnung der Rechtbehelfsfrist die zu erst ergangene Zustellung maßgeblich.
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Bestandteile eines Bescheides
Adressat/ Zugangsfiktion > §371s68x/§411s. 2 vwzG

Ein schriftlicher Verwaltungsakt, der im Inland durch die Post Gbermittelt
wird, gilt gem. § 37 Abs. 2 Satz 1 SGB X am dritten Tag nach der Aufgabe zur
Post als bekannt gegeben.

Dies gilt nicht, wenn der Verwaltungsakt nicht oder zu einem spéateren
Zeitpunkt zugegangen ist; im Zweifel hat die Behdrde den Zugang des
Verwaltungsaktes und den Zeitpunkt des Zugangs nachzuweisen.

F Reicht ein blofRes Berufen auf einen fehlenden Postricklauf aus?

I.d.R. ist der Zugang mittels einfachem Brief durch die Behdrde nicht
nachzuweisen. Ein Berufen auf den fehlenden Postricklauf scheidet aus,
da auch hier nicht nachgewiesen werden kann, dass der Bescheid in den
Machtbereich des Betroffenen gelangt ist, er also Kenntnis hatte nehmen
konnen (vgl. 8 130 BGB)!
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Vorführender
Präsentationsnotizen
§ 130 BGB 
Wirksamwerden der Willenserklärung gegenüber Abwesenden
(1) Eine Willenserklärung, die einem anderen gegenüber abzugeben ist, wird, wenn sie in dessen Abwesenheit abgegeben wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in welchem sie ihm zugeht. Sie wird nicht wirksam, wenn dem anderen vorher oder gleichzeitig ein Widerruf zugeht.


Dozent: Andreas Berg Folie 27

Seminar: SGB Il WORKSHOP

Folgen mangelnder Zustellung
§ 8 VWZG

Lasst sich die formgerechte Zustellung eines Dokuments nicht nachweisen oder ist es unter
Verletzung zwingender Zustellungsvorschriften zugegangen, gilt es als in dem Zeitpunkt
zugestellt, in dem es dem Empfangsberechtigten tatsachlich zugegangen ist.

Die Behorde ist grundsatzlich hinsichtlich der Zustellung eines Schriftstlickes
nachweispflichtig.
2. Alternativen:
E Antragstellter behauptet, den VA gar nicht erhalten zu haben; = einfaches

Bestreiten reicht aus (Bekanntgabe = Aussage des Betroffenen)

E  warum? Dem Betroffenen sind weitere Ausfiihrungen aus logischen Griinden zur Darlegung des
Nichtzugangs nicht méglich.

E Antragstellter behauptet, den VA verspatet, also nach Ablauf der 3-Tages-Fiktion

erhalten zu haben: Diese Behauptung muss durch schlissige Argumente dargelegt

werden.

WICHTIG: Ab-Vermerk in der Akte, ansonsten tritt keine Zugangsfiktion ein!
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Siehe BSG Urteil vom 26.07.2007 zum Az.: B 13 R 4 /06 R
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Aufgabe zur Post: 15.09. + 3 Tage = 18.09. = Ein Monat Widerspruchsfrist
Widerspruchsfrist bis 18.10. = Bestandskraft = 19.10.

Wann kommt
wohl mein
Alg Il-Bescheid”
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Seminar: SGB [l WORKSHOP
Offentliche Bekanntgabe

B Ein Verwaltungsakt darf 6ffentlich bekannt gegeben werden, wenn dies
durch Rechtsvorschrift zugelassen ist.

B Die offentliche Bekanntgabe eines schriftlichen Verwaltungsaktes wird
dadurch bewirkt, dass sein verfliigender Teil in der jeweils
vorgeschriebenen Weise entweder ortsublich oder in der sonst fir
amtliche Veroffentlichungen vorgeschriebenen Art bekannt gemacht wird.

B In der Bekanntmachung ist anzugeben, wo der Verwaltungsakt und seine
Begrindung eingesehen werden kdnnen.

B Der Verwaltungsakt gilt zwei Wochen nach der Bekanntmachung als
bekannt gegeben.

Stand: 15.05.2015 © Andreas Berg, Stuhr, Vervielfaltigung in jeglicher Form nur mit ausdriicklicher Genehmigung



Dozent: Andreas Berg Folie 30

Seminar: SGB Il WORKSHOP

§ 10 VwZG

(1) Die Zustellung kann durch 6ffentliche Bekanntmachung erfolgen, wenn

1. der Aufenthaltsort des Empfangers unbekannt ist und eine Zustellung an einen Vertreter
oder Zustellungsbevollmachtigten nicht moglich ist,

2. ...
3.
Die Anordnung Uber die 6ffentliche Zustellung trifft ein zeichnungsberechtigter Bediensteter.

(2) Die offentliche Zustellung erfolgt durch Bekanntmachung einer Benachrichtigung an der Stelle, die von der
Behorde hierfiir allgemein bestimmt ist. Die Benachrichtigung muss

1. die Behorde, fur die zugestellt wird,

2. den Namen und die letzte bekannte Anschrift des Zustellungsadressaten,
3. das Datum und das Aktenzeichen des Dokuments sowie

4. die Stelle, wo das Dokument eingesehen werden kann,

erkennen lassen.

Die Benachrichtigung muss den Hinweis enthalten, dass das Dokument 6ffentlich zugestellt wird und Fristen in
Gang gesetzt werden konnen, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen kénnen. In den Akten ist zu
vermerken, wann und wie die Benachrichtigung bekannt gemacht wurde. Das Dokument gilt als zugestellt,
wenn seit dem Tag der Bekanntmachung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind.
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Als Nachweis reicht der erstmalige Versuch der Zustellung und dann eine EMA-Anfrage!!!!

Der Weg zur Zustellung:

§ 65 Zustellung
(1) Soweit Zustellungen durch Behörden des Bundes, der bundesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts vorgeschrieben sind, gelten die §§ 2 bis 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes. § 5 Abs. 4 des Verwaltungszustellungsgesetzes und § 178 Abs. 1 Nr. 2 der Zivilprozessordnung sind auf die nach § 73 Abs. 6 Satz 3 und 4 des Sozialgerichtsgesetzes als Bevollmächtigte zugelassenen Personen entsprechend anzuwenden. Diese Vorschriften gelten auch, soweit Zustellungen durch Verwaltungsbehörden der Kriegsopferversorgung vorgeschrieben sind.
(2) Für die übrigen Behörden gelten die jeweiligen landesrechtlichen Vorschriften über das Zustellungsverfahren.

Niedersächsisches Verwaltungszustellungsgesetz (NVwZG) �Vom 23. Februar 2006 (Nds.GVBl. Nr.6/2006 S.72 *) ) - VORIS 20210 -
§ 1
(1) Auf das Zustellungsverfahren der Behörden des Landes Niedersachsen sowie der unter der Aufsicht des Landes stehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts finden die Vorschriften der §§ 2 bis 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes vom 12.August 2005 (BGBl. I S.2354) in der jeweils geltenden Fassung Anwendung. 
(2) 1Absatz 1 gilt nicht für die Zustellungen der Justizbehörden mit Ausnahme des Landesjustizprüfungsamtes. 2Auf deren Zustellungen finden die Vorschriften der Zivilprozessordnung über die Zustellung von Amts wegen Anwendung, soweit keine besonderen Vorschriften bestehen. 

§ 2
Zugestellt wird, soweit dies durch Rechtsvorschrift oder behördliche Anordnung bestimmt ist. 
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Bestandteile eines Bescheides
Betreffzeile

Worter wie Betreff: und Hier: sind Gberholt/ Kurze Benennung des Schreibens ist
ausreichend.

Dem Adressaten soll durch eine aussagekraftige Bezeichnung verdeutlicht werden,
welches Thema der Bescheid zum Gegenstand hat.

- i.d.R. hier keine Nennung von §§

Bsp: Bewilligung lhres Antrages vom 12.09.2011 i.S. Ihres Mandanten Klaus
Rammel geb. am 01.01.1965 - Az.: 609/11

E Im Betreff und Tenor keine schwierigen Fachworter und Gesetze verwenden
E Erst die Nachricht: Bewilligung/ Ablehnung etc., dann die Rechtsquelle

E Bei der Angabe von Gesetzen erstmalig immer ausschreiben und dahinter
die Abklrzungin ()

E Der Adressat eines Bescheides muss erkennen kénnen, was von ihm
verlangt wird, was er bekommt oder eben nicht bekommt!
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Bestandteile eines Bescheides
Tenor

E Der Tenor ist der verfigende und vollstreckbare Teil
und damit das Herzstlick eines jeden Bescheides!

E Tenor = Tatbestandsmerkmal der Regelung (siehe Merkmale eines VA)

E Der Tenor gebietet, verbietet, gewahrt, gestaltet oder stellt fest

E Er enthadlt keine Sachverhaltsschilderungen, keine §, keine rechtliche
Begrindung!

E Nach § 33 SGB X muss der Bescheid hinreichend bestimmt sein.
Insbesondere aber der TENOR! Dies bedeutet, dass der Tenor so
vollstandig, klar und unzweideutig sein muss, dass der Adressat
(Empfangerhorizont) sein Verhalten danach richten kann.
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Vorführender
Präsentationsnotizen
BSG Urteil - 17.12.2009 - B 4 AS 20/09 R
Das Bestimmtheitserfordernis verlangt, dass der Verfügungssatz eines Verwaltungsaktes nach seinem Regelungsgehalt in sich widerspruchsfrei ist und den Betroffenen bei Zugrundelegung der Erkenntnismöglichkeiten eines verständigen Empfängers in die Lage versetzen muss, sein Verhalten daran auszurichten. Mithin muss aus dem Verfügungssatz für die Beteiligten vollständig, klar und unzweideutig erkennbar sein, was die Behörde will. Insoweit kommt dem Verfügungssatz des Verwaltungsakts Klarstellungsfunktion zu (BSG, Urteil vom 15.5.2002 - B 6 KA 25/01 R = BSG SozR 3-2500 § 85 Nr 46 S 384 mwN). 
Unbestimmt iS des § 33 Abs 1 SGB X ist ein Verwaltungsakt nur dann, wenn sein Verfügungssatz nach seinem Regelungsgehalt in sich nicht widerspruchsfrei ist und der davon Betroffene bei Zugrundelegung der Verständnismöglichkeiten eines verständigen Empfängers nicht in der Lage ist, sein Verhalten daran auszurichten (vgl auch BSG, Urteil vom 17.12.2009 - B 4 AS 30/09 R; BSG SozR 3-4100 § 242q Nr 1; BSG SozR 3-2500 § 85 Nr 46; Engelmann in von Wulffen, SGB X, 6. Aufl 2008, § 33 RdNr 3; Krasney in KassKomm § 33 SGB X RdNr 3). Unschädlich ist, wenn zur Auslegung des Verfügungssatzes auf die Begründung des Verwaltungsaktes auf früher zwischen den Beteiligten ergangene Verwaltungsakte oder auf allgemein zugängliche Unterlagen zurückgegriffen werden muss (BSG SozR 4-2600 § 96a Nr 9).

http://upload.wikimedia.org/wikipedia/de/2/25/%C3%96sterreich_Herz.jpg
http://www.apotheker.de/uploads/pics/Verbotsschild.jpg
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Bestandteile eines Bescheides
Tenor

7&/7 2

E Der Tenor beinhaltet als umfassende Entscheidungsformel alle
Regelungen, die der Bescheid als Abschluss eines Verwaltungsverfahrens
trifft. Die einzelnen Teile werden fortlaufend nummeriert.

E Bei vorlaufigen Bewilligungen muss sich dies angesichts des
Bestimmtheitsgrundsatzes bereits aus dem Tenor ergeben

E Mangelnde Bestimmtheit des VA lasst nicht nach § 41 SGB X heilen, da kein
Formfehler vorliegt. Durch hinreichend bestimmten Widerspruchsbescheid

|lasst sich der Mangel aber beseitigen! /(>
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Bescheid/ Begriindung = § 35 SGB X

Ein schriftlicher oder elektronischer sowie ein schriftlich oder
elektronisch bestatigter Verwaltungsakt ist mit einer Begriindung zu
versehen.

In der Begriindung sind die

E wesentlichen tatsachlichen und

F rechtlichen Griinde

mitzuteilen, die die Behorde zu ihrer Entscheidung bewogen hat.

Die Begriindung von Ermessensentscheidungen muss auch die
Gesichtspunkte erkennen lassen, von denen die Behorde bei der

AuslUbung ihres Ermessens ausgegangen ist.
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Bestandteile eines Bescheides
Begrindung

Anlagen sind zum Gegenstand des Bescheides zu erklaren

Aus dem VA muss sich der ihm zugrundeliegende SV und die in ihm
getroffene Rechtsfolge ergeben.

E Bei Erstattungsanspriichen muss sich
E die Hohe

E der Zeitpunkt(-raum)
B ggf. sind Einzelpositionen aufzufihren

aus dem Erstattungsbescheid ergeben
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Was bedeutet Ermessen flir die Wahrnehmung
der Aufgaben als Sachbearbeiter/in ?
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Teilnehmer befragen. Was meinen Sie aus der Praxis heraus 
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Rechtsanspruch & Ermessen
§§ 38 & 39 SGB |

Bei den Ermessensleistungen hat die erwerbsfahige leistungsberechtigte
Person keinen Anspruch auf eine bestimmte Leistung, sondern es besteht ein
Anspruch auf die pflichtgemaRe Ausiibung des Ermessens nach § 39 Abs. 1
SGB I.

Wurde der Behdrde bei seiner Entscheidung Ermessen eingeraumt, dann
mussen folgende Grundsatze bei der Entscheidung bertcksichtigt werden:

E Zweck der Ermachtigung bericksichtigen
F Gesetzlichen Grenzen des Ermessens einhalten
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Ermessensentscheidungen müssen die sozialen Recht und deren Verwirklichung möglichst weitgehend sicherstellen!

Zweck der Ermächtigung:
Fehlerfreie Ermessensausübung im Sinne der Norm
Welchen Sinn hat die Norm hat?

Gesetzlichen Grenzen:
Verwaltung ist an Recht und Gesetz gebunden (Art. 20 Abs. 3 GG)
Ermessensentscheidung gerichtlich überprüfbar  daher pflichtgemäße Ausübung

Ermessensentscheidungen sind unter Berücksichtigung der persönlichen Situation (§ 33 SGB I) und unter Angabe von Gründen im Bescheid zu dokumentieren. 

Selbstbindungsmöglichkeit der Verwaltung durch Verw.-Anweisungen sind zu beachten.

§ 35 SGB X „Begründung des Verwaltungsaktes“
(1) Ein schriftlicher oder elektronischer sowie ein schriftlich oder elektronisch
bestätigter Verwaltungsakt ist mit einer Begründung zu versehen. In der Begründung sind die wesentlichen tatsächlichen und rechtlichen Gründe mitzuteilen, die die Behörde zu ihrer Entscheidung bewogen haben. Die Begründung von Ermessensentscheidungen muss auch die Gesichtspunkte erkennen lassen, von denen die Behörde bei der Ausübung ihres Ermessens ausgegangen ist.
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Ermessen (§ 39 SGB 1)

EntschlleBungs- Der Gesetzgeber liberlasst es der Behorde, ob bei
ermessen Vorliegen bestimmter Voraussetzungen eine Leistung
(Entscheidungs- gewihrt wird oder nicht. Bspw.: Ubernahme von
Mietschulden = § 22 Abs. 8 SGB Il
Ermessen)

Der Gesetzgeber gibt der Behorde einen Rahmen,
innerhalb dessen sie ihre Entscheidung bewegen kann, vor.
Bsp.: Ubernahme von Mietschulden. Wurde die
Entscheidung getroffen, dass die Ubernahme von
Mietschulden erfolgen soll, ist liber die Hohe der
Ubernahme zu entscheiden. Begrenzt durch den
Vermogenseinsatz gem. § 12 Abs. 2 Nr. 1 SGB 11 (150,- € je

. . . \

—tebensjahr-sind-vorrangige-einzusetzen):

Auswahl-
ermessen
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Viele Entscheidungen, die wir zu treffen haben, sind an eine Ermessensausübung gebunden. Man spricht dabei von den „Kann-Leistungen“ („Mietschulden….können übernommen werden…“). Im Gegensatz hierzu stehen die sog. gebundenen Entscheidungen, die „Ist-Leistungen“ („….ist zu gewähren), die eine feste Rechtsfolge vorgeben. 
Der Gesetzgeber gibt der Behörde einen Rahmen, innerhalb dessen sie ihre Entscheidung bewegen kann, vor. Bsp.: Übernahme von Mietschulden nach § 34 SGB XII. Zunächst ist zu entscheiden, ob die Übernahme erfolgen soll oder nicht, also Entscheidungsermessen auszuüben. Soll die Übernahm erfolgen, ist dann noch aus zwei Möglichkeiten, nämlich der Gewährung als Darlehen oder Beihilfe zu entscheiden. Es ist folglich eine Auswahl zu treffen.Auswahl-
ermessen
Der Gesetzgeber überlässt es der Behörde, ob bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen eine Leistung gewährt wird oder nicht. Bsp.: Übernahme von Mietschulden nach § 22 Abs. 5 SGB II. Wenn die Voraussetzungen erfüllt sind, haben wir zu entscheiden, ob die Übernahme erfolgen soll oder nicht. Entscheidungsermessen
Unterschieden wird zwischen zwei Ermessensarten 

Entscheidung hinsichtlich des „Ob“ 
Bei dieser Entscheidung kann es helfen, sich folgende Fragen zu stellen: 

Ist die Förderung notwendig, um ein bestimmtes Ziel (z.B. Integration in ein Beschäftigungsverhältnis) zu erreichen? 

Könnte das gleiche Ziel auch ohne die Förderung erreicht werden? 

Entscheidung hinsichtlich des „Wie“ 
Wenn die Entscheidung hinsichtlich des „Ob“ gefallen ist, muss sich die IFK als nächsten Schritt folgende Fragen stellen: 

In welcher Höhe soll die Förderung gewährt werden, d.h. in welcher Höhe ist die Förderung notwendig, damit das festgelegte Ziel erreicht werden kann? 

Mit welcher Dauer ist die Förderung notwendig, damit das festgelegte Ziel erreicht werden kann? 

Gibt es möglicherweise eine kostengünstigere, wirtschaftlichere oder aus anderen Gründen besser geeignete Förderalternative, mit der das gleiche Ziel erreicht werden könnte? 
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Die Ermessensbegriffe

zKann-Leistungen®:

Viele Entscheidungen sind an eine
Ermessensausiibung gebunden. Man spricht
dabei von den ,,Kann-Leistungen”

(,,Mietschulden....konnen iibernommen
werden...“).
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Vorführender
Präsentationsnotizen
5Bei einer Minderung des Arbeitslosengeldes II nach Satz 2 kann der Träger
unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls Leistungen für Unterkunft und Heizung erbringen, wenn der
erwerbsfähige Hilfebedürftige sich nachträglich bereit erklärt, seinen Pflichten nachzukommen. 6Die Agentur für Arbeit
kann Leistungen nach Absatz 3 Satz 6 an den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen erbringen.
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Die Ermessensbegriffe

Ist oder Muss-Leistungen”

Im Gegensatz hierzu stehen die sog.
gebundenen Entscheidungen, die ,,Ist oder
Muss-Leistungen” (,,....ist zu gewahren), die
eine feste Rechtsfolge vorgeben.
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Hierzu zählt auch das Wort „wird“

(1) 2) 1Das Arbeitslosengeld II wird unter Wegfall des Zuschlags nach § 24 in einer ersten Stufe um 30 vom Hundert der
für den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen nach § 20 maßgebenden Regelleistung abgesenkt

§ 30 1) Freibeträge bei Erwerbstätigkeit
1Bei erwerbsfähigen Hilfebedürftigen, die erwerbstätig sind, ist von dem monatlichen Einkommen aus Erwerbstätigkeit
ein weiterer Betrag abzusetzen. 2Dieser beläuft sich
1. für den Teil des monatlichen Einkommens, das 100 Euro übersteigt und nicht mehr als 800 Euro beträgt, auf 20 vom
Hundert und
2. für den Teil des monatlichen Einkommens, das 800 Euro übersteigt und nicht mehr als 1200 Euro beträgt, auf 10
vom Hundert.
3An Stelle des Betrages von 1200 Euro tritt für erwerbsfähige Hilfebedürftige, die entweder mit mindestens einem
minderjährigen Kind in Bedarfsgemeinschaft leben oder die mindestens ein minderjähriges Kind haben, ein Betrag von
1500 Euro.
1) § 30 neu gefasst durch Freibetragsneuregelungsgesetz vom 14. 8. 2005 (BGBl. I S. 2407), in Kraft ab 1. 10. 2005
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Die Ermessensbegriffe

Soll-Entscheidungen®

(,,...die Hilfe soll erbracht werden.....“) schranken das Ermessen
erheblich ein. Bei diesen Bestimmungen ist in der Regel so zu
verfahren — es sei denn, es liegen atypische Griinde vor, die eine
abweichende Entscheidung begriinden (z. B. jemand hat mit der
vollen Absicht, hierfiir durch die GruSi ein Darlehen zu erhalten,
Mietschulden gebildet);

= atypisch bedeutet, dass der Sachverhalt erheblich von
Normalfillen des Lebens abweicht
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Vorführender
Präsentationsnotizen
6Bei einer Minderung des Arbeitslosengeldes II um mehr als 30 vom Hundert der nach § 20 maßgebenden Regelleistung kann der zuständige Träger in angemessenem Umfang ergänzende Sachleistungen oder geldwerte Leistungen erbringen. 7Der zuständige
Träger soll Leistungen nach Satz 6 erbringen, wenn der Hilfebedürftige mit minderjährigen Kindern in Bedarfsgemeinschaft
Lebt.
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Begriindung/ Ermessen

Aus der Begriindung muss erkennbar sein,

E dass die Behorde von einer Ermessensentscheidung
ausgegangen ist

E welche Gesichtspunkte sie bei der Ausibung des
Ermessens berlcksichtigt hat und

E wie sie diese Gesichtspunkte gewertet hat

Ohne Mitteilung der Gesichtspunkte ware flir den Betroffenen
nicht zu erkennen, ob die Behorde von dem ihr eingeraumten
Ermessen in pflichtgemalRer, dem Zweck der Ermachtigung
entsprechender Weise Gebrauch gemacht hat.
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Begriindung/ Ermessen
Mangel

Soweit die Behorde, ermachtigt ist, nach ihrem
Ermessen zu handeln, ist Rechtswidrigkeit auch
gegeben, wenn

E die gesetzlichen Grenzen dieses Ermessens lGberschritten sind
oder

E von dem Ermessen in einer dem Zweck der Ermachtigung
nicht entsprechenden Weise Gebrauch gemacht ist.

28§ 54 11 SGG
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Ermessensfehler

E Ermessensnichtgebrauch: gesetzlich vorgesehenes Ermessen wird gar nicht
genutzt, sondern wie bei einer gebundenen Entscheidung gehandelt.

E  Ermessensiiber- bzw. -unterschreitung: die durch die Ermessensnorm gesetzten
Grenzen werden Uber- bzw. unterschritten. Bsp.: Aufgrund eines bewahrten
Verhaltens bekommt ein U25jahriger nicht nur die KdU ab Tag der Erklarung,
sondern daruber hinaus auch wieder den Regelbedarf.

E Ermessenfehlgebrauch: bei der Ermessensausiibung wurde nicht ausschlieflich
der Zweck der Ermessensvorschrift beriicksichtigt. Dieses ist insbesondere moglich
durch sachfremde Erwagungen, personliche oder parteipolitische
Ricksichtnahmen oder schlichte Nichtberiicksichtigung relevanter
Gesichtspunkte.
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Ermessensvorschriften in der Rechtsanwendung des SGB ||
Die Klassiker

§ 22 Abs. 6 Wohnungsbeschaffungskosten und Umzugskosten

§ 22 Abs. 8 Mietschuldenlibernahme (vergleichbare Notlagen)

§ 31a Abs. 1 Satz 6 Minderung von 100 auf 60 Prozent

§ 31a Abs. 2 Satz 4 Gewahrung der KdU trotz 100iger Sanktion U25
§ 31a Abs. 3 Satz 1 erganzende Sachleistungen

§ 31b Abs. 1 Satz 4 Sanktionsverkirzung bei U25 auf 6 Wochen

§ 43 Abs. 1 Aufrechnungserklarung

§328 Abs. 1Nr.3SGBIIl —» |

MHTML-Dokument

§ 2 Abs. 3 Alg II-V R j

MHTML-Dokument
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Ermessensnormen

E §31aAbs.1Satz6SGB Il
Erklaren sich erwerbsfahige Leistungsberechtigte nachtraglich bereit, ihren
Pflichten nachzukommen, kann der zustandige Trager die Minderung der
Leistungen nach Satz 3 ab diesem Zeitpunkt auf 60 Prozent des fiir sie nach § 20
mallgebenden Regelbedarfs begrenzen.

E §31aAbs.2Satz4 SGB I
Erklaren sich erwerbsfahige Leistungsberechtigte, die das 25. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben, nachtraglich bereit, ihren Pflichten nachzukommen, kann
der Trager unter Bertcksichtigung aller Umstande des Einzelfalles ab diesem
Zeitpunkt wieder die fir die Bedarfe nach § 22 zu erbringenden Leistungen
gewahren.

E §31b Abs.1Satz4 SGBII
Bei erwerbsfahigen Leistungsberechtigten, die das 25. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben, kann der Trager die Minderung des Auszahlungsanspruchs in
Hohe der Bedarfe nach den §§ 20 und 21 unter Berlicksichtigung aller Umstande
des Einzelfalls auf sechs Wochen verkiirzen.

Stand: 15.05.2015 © Andreas Berg, Stuhr, Vervielfaltigung in jeglicher Form nur mit ausdriicklicher Genehmigung



Dozent: Andreas Berg Folie 48

Seminar: SGB Il WORKSHOP

Ermessensgesichtspunkte bei Milderungen einer Sanktion

Folgende Gesichtspunkte konnen bei der Ermessensausibung, ob eine
Milderung der Sanktion erfolgen soll, berlicksichtigt werden

Art und Schwere der (wiederholten) Pflichtverletzung

Grad des Verschuldens (fahrlassig oder vorsatzlich)

Vergleichbare Minderungen und deren Umfang in der Vergangenheit?
Bisher erzielte Wirkungen

Grinde der ggf. bestehenden Wirkungslosigkeit

Individuelle Lebenssituation

Alter

Einsichtsfahigkeit

Verhalten nach dem Pflichtverstof3

Wirkungen, die bei ungekirzter Sanktionsdauer auf die Integrationsfahigkeit
und —bereitschaft zu erwarten sind
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Sinn und Zweck ermessenslenkender Weisungen

Ermessenslenkende Weisungen diirfen nicht:

E »Ermessenslenkende« Richtlinien haben keinen absoluten Charakter, ihre
Handhabung darf nicht zu »gebundenen« Entscheidungen fihren.

B Ermessensrichtlinien orientieren sich in der Regel an typischen,
durchschnittlichen Verhaltnissen von Arbeitslosen.

B Verwaltungsrichtlinien dirfen die individuelle Prifung und Entscheidung nicht
ausschlieen.

den rechtlich vorgesehenen Rahmen einschranken oder erweitern

die Ermessensausiibung des Leistungssachbearbeiters/in und deren
ausfihrliche und nachvollziehbare Dokumentation ersetzen
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Unbestimmter Rechtsbegriff

Der unbestimmte Rechtsbegriff muss in seiner Anwendung ausgelegt
werden — , mit Leben erfullt” — werden.

Er lasst Interpretationsmoglichkeiten zu.

Beispiel ,angemessen”:

E in einem angemessenen Zeitraum
E in angemessener Hohe

F soweit diese angemessen sind

Die Interpretation erfolgt vor allem durch Sinn und Zweck der Vorschrift, der
gangigen Verwaltungspraxis, durch Rechtsprechung und Kommentierung.
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Unbestimmter Rechtsbegriff

Welche unbestimmten
Rechtsbegriffe kennen Sie?
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Bestimmter Rechtsbegriff

Er lasst keine Deutungsmaoglichkeiten zu, ist
feststehend.

/. B. werden konkrete Betrage, Zeitraume oder

ahnliches benannt (,,innerhalb von sechs
Monaten”, ,mindestens drei Stunden taglich®).
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Achtung !!!

Die getroffene Entsc

heidung ist immer In

der Akte/Programm in Form eines

Aktenvermerks uno
(Bescheid) zu do

Im Verwaltungsakt
Kumentieren, d.h.

Ermessen unc
Rechtsbegriffe sind d

unbestimmte
ort auch zu wurdigen
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Wirkung eines Rechtsbehelfs

Widerspruch und Anfechtungsklage haben aufschiebende Wirkung. -2
§ 86a Abs. 1 Satz 1 SGG.

Suspensiveffekt:

Der Suspensiveffekt (von lat. suspendere ,,zum Schweben

bringen®) bewirkt, dass die Entscheidung nicht wirksam wird,

bevor Uber das Rechtsmittel abschlieBend entschieden ist.

Die aufschiebende Wirkung entfallt gem. § 86a Abs. 2 Nr. 4 SGG in
anderen durch Bundesgesetz vorgeschriebenen Fallen.
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Für den Gang zum Gericht ist keine Vertretungspflicht vorgesehen. Es genügt, bei der Rechtsantragsstelle des
Sozialgerichtes vorzusprechen und das Anliegen zu erklären. Die Klage wird sodann aufgenommen und von den
Sozialgerichten zügig bearbeitet.
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§ 39 SGB Il — Sofortige Vollziehbarkeit
SGB Il = Bundesgesetz

Keine aufschiebende Wirkung haben Widerspruch und Anfechtungsklage
gegen einen Verwaltungsakt,

1. der Leistungen der Grundsicherung fir Arbeitsuchende aufhebt, zuricknimmt,
widerruft, die Pflichtverletzung und die Minderung des Auszahlungsanspruchs
feststellt oder Leistungen zur Eingliederung in Arbeit oder Pflichten
erwerbsfahiger Leistungsberechtigter bei der Eingliederung in Arbeit regelt,

2. der den Ubergang eines Anspruchs bewirkt,
3. mit dem zur Beantragung einer vorrangigen Leistung aufgefordert wird oder

4. mit dem nach § 59 in Verbindung mit § 309 des Dritten Buches zur personlichen
Meldung bei der Agentur fur Arbeit aufgefordert wird.
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Zu Nummer 14 (§ 39) 
Mit den Änderungen in § 39 werden die Fallgestaltungen, in denen Widerspruch und Anfechtungsklage keine aufschiebende Wirkung haben, deutlicher heraus gestellt. Dagegen hat der Widerspruch gegen Erstattungsbescheide künftig aufschiebende Wirkung, da diese Verwaltungsakte keine Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende regeln. Neben den Verwaltungsakten, die Leistungen nach diesem Buch teilweise oder vollständig versagen oder entziehen, hat auch der Widerspruch gegen Sanktionsbescheide keine aufschiebende Wirkung, da dieser die Minderung oder den Wegfall von Leistungen feststellt. 
Um dem Grundsatz des "Förderns und Forderns" effektiv Rechnung zu tragen, sind – wenn eine Eingliederungsvereinbarung nicht zustande kommt – die erforderlichen Regelungen mittels Verwaltungsakt nach § 15 Abs. 1 Satz 6 festzusetzen. Damit die Eingliederung in Arbeit auf Grundlage dieser Regelungen bereits dann möglich ist, wenn 86 Bearbeitungsstand: 03.09.2008 19:50 Uhr 
der Hilfebedürftige ein berechtigtes Interesse an der Überprüfung des Verwaltungsakts hat, besteht auch unter Berücksichtigung des Leistungsbezugs des Hilfebedürftigen ein überwiegendes öffentliches Interesse an der sofortigen Vollziehbarkeit. Deshalb haben Widerspruch und Klage gegen einen Verwaltungsakt, der die Eingliederungsvereinbarung ersetzt, keine aufschiebende Wirkung. 
Zentrale Verpflichtung der Hilfebedürftigen ist es, ihre Hilfebedürftigkeit auch durch die Inanspruchnahme vorrangiger Leistungen zu verringern oder zu beenden. Dies kann nur erreicht werden, wenn der zuständige Leistungsträger bei Weigerung des Hilfebedürftigen die dafür erforderlichen Anträge stellen kann. Damit Hilfebedürftige nicht endgültig durch die Einlegung von Rechtsmitteln für die Dauer des Verwaltungs- und Klageverfahrens die Inanspruchnahme der vorrangigen Leistung vereiteln, haben Widerspruch und Anfechtungsklage insofern keine aufschiebende Wirkung. 
Nach § 59 gilt für Hilfebedürftige die allgemeine Meldepflicht nach § 309 SGB III entsprechend. Danach sind Leistungsberechtigte nach dem SGB II verpflichtet, sich auf Aufforderung des Leistungsträgers zu melden. Da die Einlegung eines Widerspruchs gegen eine Meldeaufforderung eines Trägers der Grundsicherung für Arbeitsuchende bislang aufschiebende Wirkung entfaltet, haben zur Meldung Aufgeforderte die Möglichkeit, sich dauerhaft ihrer Meldepflicht zu entziehen ohne den Eintritt von Rechtsfolgen befürchten zu müssen. Mit der Neuregelung wird – ebenso wie in § 336a Satz 1 Nr. 4 SGB III – sichergestellt, dass künftig die Einlegung eines Widerspruchs gegen eine Meldeaufforderung eines SGB II - Leistungsträgers keine aufschiebende Wirkung entfaltet. Bei Nichtbefolgung der Meldeaufforderung ohne wichtigen Grund können die Rechtsfolgen nach § 31 eintreten. 
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Der rechtswidrige VA
und seine Beseltigung
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Der rechtmaRige VA

Voraussetzung hierfiir sind insbesondere seine

E formelle Rechtmalligkeit und
E materielle Rechtmalligkeit

Der VA ist formell rechtmaRig, wenn er

E von der zustandigen Behorde

E im richtigen Verfahren

E in der richtigen Form
erlassen wurde.

Der VA ist materiell rechtmaRig, wenn er

E mit dem geltenden Recht libereinstimmt

E unter Beachtung der allgemeinen Verwaltungsgrundsatze erlassen wurde
(Verhaltnismaligkeitsgrundsatz etc.)

E vom richtigen Sachverhalt ausgeht
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Der rechtswidrige VA

Ein VA ist rechtswidrig, wenn bei seinem Erlass das Recht unrichtig angewandt
oder von einem Sachverhalt ausgegangen worden ist, der sich als unrichtig
erweist - § 44 Abs. 1 SGB X. ~__

Le
Qaldeﬁni tio
ny

= Verletzt ein VA auch nur in einer Beziehung geltendes
Recht, ist er rechtswidrig.

Formelle Fehler

E Zustandigkeitsfehler (6rtlich oder sachlich)
E Formfehler (fehlende Schriftform, Unterschrift etc.)
E Verfahrensfehler (z.B. Befangenheit - § 17 SGB X; fehlende Anho6rung)

I Beachtung der Verfahrensvorschriften wichtig! Trotz moglicher Heilung muss der |
I Sozialleistungstrager die Kosten des Widerspruchverfahrens tragen (ca. 310 €)!I* |

*8 63 Abs. 1 Satz 2 SGB X
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Der rechtswidrige VA

Materielle Fehler

falsche Tatsachenfeststellung
Auslegungs- und Subsumtionsfehler
Fehlen einer Ermachtigungsgrundlage
Ermessensfehler

falsche Ausgestaltung der Mallnahme (unbestimmtes,
unverhaltnismaRiges oder unmogliches Verlangen)
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| Aufhebung wird als |

Gliederung im SGB X | Aufhebung wird als
I Oberbegriff
verwendet!
S s e S e E——
Aufhebung
von VA
Riicknahme Widerruf Aufhebung bei
rechtswidriger VA rechtmaiiger Anderung der
9 VA Verhaltnisse
Nicht BegUns\,/t;\gender Nicht Begunstigender
beglnstigender VA — § 45 SGB X begunstigend VA 8§ 48 SGB X
=844 SGB X - = 8§46 SGB X =847 SGB X
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Teilaufhebung
Die Aufhebung kann sich auf einen Teil eines Verwaltungsaktes beschränken (vgl. z.B. den Wortlaut des § 45 Abs. 1  SGB X: „Soweit..“).

Zum einen ist eine sachliche Beschränkung möglich:
z.B.: Ein Bescheid, der Leistungen in Höhe von 750.- € monatlich bewilligt, wird in Höhe eines Betrages von 150.- € monatlich aufgehoben.

Zum anderen ist eine zeitliche Beschränkung möglich.
z.B.: Durch Bescheid werden B ab 1.1.2005 wiederkehrende Geldleistungen für die Dauer von 6 Monaten bewilligt. Ab 1.4.2005 liegen die Bewilligungsvoraussetzungen nicht mehr vor. Der Bescheid wird ab dem 1.4.2005 aufgehoben.

Die Aufhebung eines Verwaltungsaktes durch die Verwaltung ist selbst ein Verwaltungsakt mit der Folge, dass die für  Verwaltungsakte geltenden Vorschriften (z.B. § 24 SGB X) Anwendung finden. 
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Aufhebungsumfang

Teilaufhebung

Die Aufhebung kann sich auf einen Teil eines Verwaltungsaktes beschranken
(vgl. z.B. den Wortlaut des § 45 Abs. 1 SGB X: , Soweit..“).

B Zum einen ist eine sachliche Beschrankung maoglich:

z.B.: Ein Bescheid, der Leistungen in Hohe von 750.- € monatlich bewilligt, wird in
Hohe eines Betrages von 150.- € monatlich aufgehoben.

B Zum anderen ist eine zeitliche Beschrankung moglich:

z.B.: Durch Bescheid werden Klaus ab 01.05.2011 wiederkehrende Geldleistungen
fir die Dauer von 6 Monaten bewilligt. Ab 01.06.2011 liegen die
Bewilligungsvoraussetzungen nicht mehr vor. Der Bescheid wird ab dem
01.06.2011 aufgehoben.
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Begrindung einer Aufhebung

Gemal § 35 Abs. 1 Satz 1 SGB X ist der Aufhebungsbescheid als
schriftlicher Verwaltungsakt zu begriinden. Wird eine
Ermessensentscheidung getroffen, ist die erweiterte
Begriindungspflicht zu beachten (vgl. § 35 Abs. 1 Satz 3 SGB X).
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§ 44 SGB X
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Die grundsätzliche Bindung von Behörde und Bürger an einen wirksam erlassenen Verwaltungsakt (materielle Bestandskraft) dient der Rechtssicherheit. Dieser Grundsatz wird durch die weit reichenden Rücknahmemöglichkeiten des § 44 SGB X erheblich relativiert. Dies ist gerechtfertigt, weil bei einem rechtswidrigen nicht begünstigenden, das heißt i.d.R. belastenden Verwaltungsakt sowohl das Interesse des Einzelnen an der Beseitigung der unrechtmäßigen Belastung als auch das öffentliche Interesse an der Durchsetzung des geltenden Rechts (vgl. den Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung) für die Rücknahme des Verwaltungsaktes spricht.
§ 44 SGB X verfolgt somit primär den Zweck, eine ungerechtfertigte Belastung zu beseitigen und damit einen rechtmäßigen Zustand herzustellen.

Nicht begünstigend sind alle Verwaltungsakte, die kein Recht (und keinen rechtlich erheblichen Vorteil) begründen bzw. bestätigen (vgl. die Legaldefinition des begünstigenden Verwaltungsaktes in §  45 Abs. 1 SGB X). Sowohl belastende als auch (in der Praxis seltene) neutrale Verwaltungsakte sind nicht begünstigende Verwaltungsakte.
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Zweck des § 44 SGB X
Beseitigung einer
ungerechtiertigien Belastung
uind diannit

Herstellung eines rechitmaBigen
2ustands
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Die Struktur des § 44 SGB X

= § 44 SGB X gilt fir:

E bei Erlass rechtswidrige (vgl. Definition)
E nicht begiinstigende
E VAe

= Zwei Riucknahmeregelungen:

F §44 Abs.1Satz1SGB X
E § 44 Abs. 2 SGB X (Auffangregelung)
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Der Anwendungsbereich des § 44 SGB X umfasst rechtswidrige nicht begünstigende Verwaltungsakte. Zunächst muss ein Verwaltungsakt i.S.v. § 31 Satz 1 SGB X vorliegen (z.B. ein Ablehnungsbescheid).
Dieser Verwaltungsakt muss bei Erlass, das heißt bei seiner Bekanntgabe (, die den Verwaltungsakt gemäß § 39 Abs. 1 Satz 1 SGB X wirksam werden lässt,) rechtswidrig sein. Die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kann sich nach der Definition des § 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X daraus ergeben, dass das Recht unrichtig angewandt oder von einem unrichtigen Sachverhalt ausgegangen worden ist.
Es kommt die Verletzung formellen und materiellen Rechts in Betracht. Zudem muss es sich um einen nicht begünstigenden, das heißt um einen für den Betroffenen belastenden beziehungsweise um einen neutralen Verwaltungsakt handeln.
§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X bezieht sich auf belastende Verwaltungsakte, bei denen die Belastung darin besteht, dass Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht oder Beiträge zu Unrecht erhoben worden sind. Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts ist § 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X – über den Wortlaut der Vorschrift hinaus – auch dann anzuwenden, wenn Bewilligungsbescheide rechtswidrig aufgehoben worden sind; § 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X gilt demnach auch für die Überprüfung von Aufhebungs- und Erstattungsbescheiden. �
Es genügt i.d.R., dass dem Leistungsantrag nicht vollständig entsprochen wurde.
 Nicht begünstigend sind alle Verwaltungsakte, die kein Recht (und keinen rechtlich erheblichen Vorteil) begründen bzw. bestätigen (vgl. die Legaldefinition des begünstigenden Verwaltungsaktes in §  45 Abs. 1 SGB X). Sowohl belastende als auch (in der Praxis seltene) neutrale Verwaltungsakte sind nicht begünstigende Verwaltungsakte 
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Nicht begiinstigender VA / Definition

Nicht beglnstigend sind alle Verwaltungsakte, die kein Recht
(und keinen rechtlich erheblichen Vorteil) begriinden bzw.
bestatigen (vgl. die Legaldefinition des beglinstigenden VA in §
45 Abs. 1 SGB X).

= Belastende Verwaltungsakte sind nicht beglinstigende
Verwaltungsakte.

Es genlgt i.d.R., dass dem Leistungsantrag nicht vollstandig
entsprochen wurde.
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Nicht begiinstigender VA / Definition

Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts ist § 44 Abs. 1 Satz 1
SGB X — Giber den Wortlaut der Vorschrift hinaus — auch dann
anzuwenden, wenn Bewilligungsbescheide rechtswidrig aufgehoben
worden sind; § 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X gilt demnach auch fiir die
Uberprifung von Aufhebungs- und Erstattungsbescheiden.

Vgl. Urteil des BSG vom 12.12.1996 — Az: 11 RAr 31/96
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Riucknahme gem. § 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X

Tatbestand:
= VA
= bei Erlass rechtswidrig

= deshalb Sozialleistungen (vgl. 8§ 11 SGB |) zu Unrecht nicht
erbracht oder Beitrage zu Unrecht erhoben.

Die Leistung ist nur dann zu Unrecht nicht erbracht worden, wenn
nach materiellem Recht ein Anspruch besteht. Daher ist diese

Voraussetzung nicht erftllt, wenn lediglich formelle
Rechtswidrigkeit (z.B. Verletzung von Verfahrensvorschriften)

vorliegt!
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Die Leistung ist nur dann zu Unrecht nicht erbracht worden, wenn nach materiellem Recht ein Anspruch besteht. Daher ist diese Voraussetzung nicht erfüllt, wenn lediglich formelle Rechtswidrigkeit (z.B. Verletzung von Verfahrensvorschriften) vorliegt. Dementsprechend sind Beiträge nur dann zu Unrecht erhoben, wenn die Beitragspflicht nach materiellem Recht nicht (oder nicht in der festgesetzten Höhe) bestand.
§ 44 Abs. 4 SGB X bestimmt, dass Sozialleistungen nur für einen begrenzten Zeitraum nachgezahlt werden (Grund: der Unterhaltscharakter laufender Geldleistungen). Diese Vorschrift gilt nur für zu Unrecht nicht erbrachte Sozialleistungen.
§ 44 Abs. 4 SGB X ist nicht anzuwenden bei der Überprüfung von Erstattungsbescheiden nach § 50 SGB X (siehe Urteil des Bundessozialgerichts vom 12.12.1996 – Az: 11 RAr 31/96). 
Zur Abgrenzung eines Widerspruchs von einem Rücknahmeantrag
Innerhalb der Widerspruchsfrist vorgebrachte Einwendungen des Betroffenen gegen den Verwaltungsakt sind stets als Widerspruch zu behandeln.
Bei Einwendungen, die nach Ablauf der Widerspruchsfrist vorgebracht werden, ist zu differenzieren:
Wird erkennbar ein Antrag nach § 44 SGB X gestellt, ist nur nach dieser Norm zu entscheiden.
Handelt es sich um einen Widerspruch, ist folgende Vorgehensweise zu bevorzugen:
Der Widerspruch wird verworfen; zugleich wird dem Widerspruchsführer mitgeteilt, dass der Widerspruch als Antrag nach § 44 SGB X behandelt und hierüber ein gesonderter (rechtsbehelfsfähiger) Bescheid erteilt wird.

Auszug aus der HEGA 02/2005 für SGG
Unzulässiger Widerspruch/Antrag nach § 44 SGB X
(1) Ergeben sich bei einem wegen Fristversäumnis unzulässigen Widerspruch Anhaltspunkte, dass die angefochtene Entscheidung rechtswidrig sein könnte, bieten sich zwei Verfahrensweisen an:
• Dem Widerspruchsführer kann die Rücknahme des Widerspruchs angeraten und gefragt werden, ob dieser als Antrag nach § 44 SGB X gewertet
werden soll. Geht der Widerspruchsführer hierauf nicht ein, ist der Widerspruch zu verwerfen.
• Alternativ kann der Widerspruch sofort verworfen und dem Widerspruchsführer zugleich als Nachsatz des Widerspruchsbescheides mitgeteilt werden,
dass sein Rechtsbehelf als Antrag nach § 44 SGB X gewertet und hierüber ein gesonderter rechtsbehelfsfähiger Bescheid erteilt wird.
(2) In jedem Fall ist die angefochtene Entscheidung danach von Amts wegen nach § 44 SGB X zu überprüfen.
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Riicknahme gem. § 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X

Rechtsfolge:

= Grundsatz: Rechtsanspruch auf Ricknahme des VA flr die
Vergangenheit und (ggf.) auf Neubescheidung (- Gesetzmaligkeit der

Verwaltung)
= Ausnahme: -844 Abs. 1 Satz 2 SGB X
-840 Abs. 2Nr.3SGB I1i.V.m. § 330 Abs. 1 SGB Il

Anspruchsbeschrankungen' 8 44 Abs. 4 SGB X (= Frist 4 Jahre¥*)

Hinweis:

8§ 44 Abs. 4 SGB X gilt nur fur zu Unrecht nicht erbrachte Sozialleistungen
und ist nicht bei der Uberprifung von Erstattungsbescheiden nach § 50
SGB X (siehe Urteil des Bundessozialgerichts vom 12.12.1996 — Az: 11 RAr

31/96) anzuwenden.
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Die Leistung ist nur dann zu Unrecht nicht erbracht worden, wenn nach materiellem Recht ein Anspruch besteht. Daher ist diese Voraussetzung nicht erfüllt, wenn lediglich formelle Rechtswidrigkeit (z.B. Verletzung von Verfahrensvorschriften) vorliegt. Dementsprechend sind Beiträge nur dann zu Unrecht erhoben, wenn die Beitragspflicht nach materiellem Recht nicht (oder nicht in der festgesetzten Höhe) bestand.
§ 44 Abs. 4 SGB X bestimmt, dass Sozialleistungen nur für einen begrenzten Zeitraum nachgezahlt werden (Grund: der Unterhaltscharakter laufender Geldleistungen). Diese Vorschrift gilt nur für zu Unrecht nicht erbrachte Sozialleistungen.
§ 44 Abs. 4 SGB X ist nicht anzuwenden bei der Überprüfung von Erstattungsbescheiden nach § 50 SGB X (siehe Urteil des Bundessozialgerichts vom 12.12.1996 – Az: 11 RAr 31/96). 
Zur Abgrenzung eines Widerspruchs von einem Rücknahmeantrag
Innerhalb der Widerspruchsfrist vorgebrachte Einwendungen des Betroffenen gegen den Verwaltungsakt sind stets als Widerspruch zu behandeln.
Bei Einwendungen, die nach Ablauf der Widerspruchsfrist vorgebracht werden, ist zu differenzieren:
Wird erkennbar ein Antrag nach § 44 SGB X gestellt, ist nur nach dieser Norm zu entscheiden.
Handelt es sich um einen Widerspruch, ist folgende Vorgehensweise zu bevorzugen:
Der Widerspruch wird verworfen; zugleich wird dem Widerspruchsführer mitgeteilt, dass der Widerspruch als Antrag nach § 44 SGB X behandelt und hierüber ein gesonderter (rechtsbehelfsfähiger) Bescheid erteilt wird.

Auszug aus der HEGA 02/2005 für SGG
Unzulässiger Widerspruch/Antrag nach § 44 SGB X
(1) Ergeben sich bei einem wegen Fristversäumnis unzulässigen Widerspruch Anhaltspunkte, dass die angefochtene Entscheidung rechtswidrig sein könnte, bieten sich zwei Verfahrensweisen an:
• Dem Widerspruchsführer kann die Rücknahme des Widerspruchs angeraten und gefragt werden, ob dieser als Antrag nach § 44 SGB X gewertet
werden soll. Geht der Widerspruchsführer hierauf nicht ein, ist der Widerspruch zu verwerfen.
• Alternativ kann der Widerspruch sofort verworfen und dem Widerspruchsführer zugleich als Nachsatz des Widerspruchsbescheides mitgeteilt werden,
dass sein Rechtsbehelf als Antrag nach § 44 SGB X gewertet und hierüber ein gesonderter rechtsbehelfsfähiger Bescheid erteilt wird.
(2) In jedem Fall ist die angefochtene Entscheidung danach von Amts wegen nach § 44 SGB X zu überprüfen.
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Hinweise zur Formulierung in § 44 SGB X

E Der Passus "Soweit sich im Einzelfall ergibt," enthalt kein
selbstandiges Tatbestandsmerkmal. Es wird vielmehr
klargestellt, dass die Behorde einen Fall grundsatzlich nur bei
konkreten Anhaltspunkten fiir das Vorliegen von
Rechtswidrigkeit (z.B. anlasslich einer spateren
Aktenbearbeitung oder aufgrund eines Antrags des
Betroffenen) auf eine Riicknahme hin zu lGberpriifen hat.

E Entsprechendes gilt fiir den Passus "auch nachdem er
unanfechtbar geworden ist". Hier wird klargestellt, dass
formelle Bestandskraft (= Unanfechtbarkeit) des
Verwaltungsaktes einer Rliicknahme nicht entgegen steht.
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Anwendung von Verfahrensvorschriften - § 40 -

§ 40 Abs. 1 SGB Il wurde insoweit modifiziert, als dass bei
Antragen nach § 44 SGB X oder bei Uberpriifungen von
Amtswegen die Nachzahlungsfrist von 4 Jahren auf 1 Jahr
verkurzt wurde.

Hintergrund:

B Ausgleich zwischen dem Interesse der Allgemeinheit an
Rechtssicherheit und dem Interesse des Leistungsberechtigten
an materieller Gerechtigkeit

E SGB Il soll als steuerfinanzierte Leistung der Sicherung des
Lebensunterhalts und damit die Deckung des gegenwartigen
Bedarfs bewirken
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Auszug SGB II-E
§ 40 Absatz 1 Satz 1 entspricht der bisherigen Fassung. § 40 Absatz 1 Satz 2 enthält eine Sonderregelung zur Anwendung des § 44 SGB X. § 44 SGB X dient dazu, einen Ausgleich zwischen dem Interesse der Allgemeinheit an Rechtssicherheit und dem Interesse des Leistungsberechtigten an materieller Gerechtigkeit für den Fall herzustellen, dass eine Verwaltungsentscheidung zum Nachteil des Leistungsberechtigten rechtswidrig war. Diese Funktion des § 44 SGB X ist auch in der Grundsicherung für Arbeitsuchende unverzichtbar. Die Vierjahresfrist des § 44 Absatz 4 ist allerdings für die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende, die als steuerfinanzierte Leistungen der Sicherung des Lebensunterhalts und der Eingliederung in Arbeit dienen und dabei im besonderen Maße die Deckung gegenwärtiger Bedarfe bewirken sollen (so genannter Aktualitätsgrundsatz), zu lang. Eine kürzere Frist von einem Jahr ist sach- und interessengerecht. Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende können damit längstens bis zum Beginn des Jahres rückwirkend erbracht werden, das dem Jahr der Rücknahme des rechtswidrigen Verwaltungsaktes oder der darauf gerichteten Antragstellung vorausgegangen ist. Dies trägt auch zur Entlastung der Träger der Leistungen nach dem SGB II und der Sozialgerichte bei.
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§ 44 Abs. 1 Satz 2 / Ausnahmeregelung

§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X findet keine Anwendung, wenn ein Fall i.S.v.
§ 44 Abs. 1 Satz 2 SGB X vorliegt, das heil3t, wenn der Betroffene
vorsatzlich unrichtige beziehungsweise unvollstandige Angaben
gemacht hat, auf denen der Verwaltungsakt beruht. Hier ist § 44 Abs.
2 SGB X anzuwenden.

— Sollte § 44 Abs. 1 Satz 2 SGB X zutreffen, ist der
rechtswidrige nicht begunstigende Verwaltungsakt, auch
nachdem er unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise
mit Wirkung fur die Zukunft zurickzunehmen.

— Er kann auch fir die Vergangenheit zuriickgenommen werden.

ERMESSEN!!!
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Ausnahme: standige Rechtsprechung

Die Sonderregelung des § 330 Abs. 1 SGB lll, die im Bereich des SGB Il entsprechend
anzuwenden ist (vgl. § 40 Abs. 2 Nr. 3 SGB Il), schrankt die Rechtsfolge der
Ricknahme in zeitlicher Hinsicht ein, falls der betreffende Verwaltungsakt auf einer
Rechtsnorm beruht, die nach Erlass des Verwaltungsaktes fiir unvereinbar mit dem
Grundgesetz erklart wurde oder in standiger Rechtsprechung anders als durch die
Agentur ausgelegt worden ist. Die riickwirkende Riicknahme darf dann nur mit
Wirkung fiir die Zeit nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts oder
nach dem Entstehen der standigen Rechtsprechung erfolgen.

Bsp:
Urteil des BSG v. 18.06.2008 zur Rechtswidrigkeit der Einkommens-anrechnung aus
Krankenhausverpflegung als geldwerte Leistung!
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Seminar: SGB Il WORKSHOP
Ubungsfall § 44 SGB X

Sachverhalt

Klaus Rammel ist anlasslich einer Meldeaufforderung zum 12.12.2013
nicht beim zustandigen SGB Il Trager erschienen. Im Rahmen der
durchgefiihrten Anhoérung wurden keine wichtigen Grinde dargelegt
und nachgewiesen. Aufgrund des beschriebenen Sachverhaltes wurde
eine Sanktion per Bescheid v. 03.01.2014 mit Wirkung v. 01.02.-
30.04.2014 verfigt.

Am 18.03.2014 reicht Klaus nunmehr eine AUB fir den 12.12.2013,
ausgestellt am 12.12.2013, ein.

Fragen:

E Wie werden Sie entscheiden?
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Sie Sanktion ist rechtswidrig, da von einem Sachverhalt ausgegangen wurde, der sich als unrichtig (Nichtvorliegen eines wichtigen Grundes) erweist und somit das Recht unrichtig angewandt wurde (es lag ein wichtiger Grund zum Nichterscheinen vor = keine Pflichtverletzung). Aufgrund der rechtswidrigen Entscheidung vom 03.01.2014 wurden Sozialleistungen (Alg II Regelbedarf) in Höhe von € 39,10 zu Unrecht nicht erbracht. 

Die Tatbestandsvoraussetzungen gem. § 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X sind erfüllt. Die Sanktionsentscheidung vom 03.01.2014 ist gem. § 44 SGB X zurückzunehmen und die zu Unrecht nicht erbrachten Sozialleistungen sind zu erbringen. Die Frist gem. § 40 Abs. 1 Satz 2 i.V.m. § 44 Abs. 4 SGB X ist eingehalten.

§ 44 Abs. 4 SGB X
Ist ein Verwaltungsakt mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen worden, werden Sozialleistungen nach den Vorschriften der besonderen Teile dieses Gesetzbuches längstens für einen Zeitraum bis zu vier Jahren vor der Rücknahme erbracht. Dabei wird der Zeitpunkt der Rücknahme von Beginn des Jahres an gerechnet, in dem der Verwaltungsakt zurückgenommen wird. Erfolgt die Rücknahme auf Antrag, tritt bei der Berechnung des Zeitraumes, für den rückwirkend Leistungen zu erbringen sind, anstelle der Rücknahme der Antrag. 

Beispiel 1: 
Die AA erkennt bei der Aktenbearbeitung einen rechtswidrig nicht begünstigenden VA und nimmt diesen Bescheid von Amts wegen am 18.1.2007 für die Vergangenheit zurück. 
Die Vierjahresfrist des § 44 Abs. 4 endet mit dem 1.1.2003. Leistungen für Zeiten vor dem 1.1.2003 sind nicht zu erbringen.

Beispiel 2 
Der Rücknahmeantrag eines LE geht am 30.12.2006 bei der AA ein. Am 18.1.2007 wird der VA antragsgemäß mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen. 
Die Vierjahresfrist des § 44 Abs. 4 endet mit dem 1.1.2002, Leistungen für Zeiten vor 1.1.2002 sind nicht zu erbringen. 
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Verfahren nach § 44 SGB X

Eine Entscheidung lGber eine Ricknahme nach § 44 SGB X ist zu
treffen, wenn:

E der Betroffene einen Ricknahmeantrag gestellt hat

oder

E der Trager feststellt, dass ein konkreter (nicht beglinstigender)
Verwaltungsakt rechtswidrig ist.

Die Pflicht zur Neubescheidung folgt daraus, dass Gber den
urspringlich gestellten Leistungsantrag zu entscheiden ist (Prinzip der
Gesetzmalliigkeit der Verwaltung). Die Neubescheidung richtet sich
nach dem materiellen Recht.
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Die Leistungsbewilligung im Zugunstenbescheid ist die Grundlage für etwaige Nachzahlungen des Betroffenen 
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Verfahren nach § 44 SGB X

Zur Abgrenzung eines Widerspruchs von einem Riicknahmeantrag innerhalb
der Widerspruchsfrist vorgebrachte Einwendungen des Betroffenen gegen
den Verwaltungsakt sind stets als Widerspruch zu behandeln.

Bei Einwendungen, die nach Ablauf der Widerspruchsfrist vorgebracht

werden, ist zu differenzieren:

B wird erkennbar ein Antrag nach § 44 SGB X gestellt, ist nur nach
dieser Norm zu entscheiden (jedes Vorbringen, dass das eigentliche
Begehren erkennen lasst).

E handelt es sich um einen Widerspruch, ist folgende Vorgehensweise
Zu bevorzugen:

E Der Widerspruch wird verworfen; zugleich wird dem Widerspruchsfiihrer
mitgeteilt, dass der Widerspruch als Antrag nach § 44 SGB X behandelt und
hierliber ein gesonderter (rechtsbehelfsfahiger) Bescheid erteilt wird.
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Die Leistungsbewilligung im Zugunstenbescheid ist die Grundlage für etwaige Nachzahlungen des Betroffenen 

§ 133�Auslegung einer Willenserklärung
Bei der Auslegung einer Willenserklärung ist der wirkliche Wille zu erforschen und nicht an dem buchstäblichen Sinne des Ausdrucks zu haften.
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Seminar: SGB || WORKSHOP

Anforderung an einen Uberpriifungsantrag nach § 44 SGB X

In Rechtsstreitigkeiten Uber die Beurteilung, ob ein hinreichend konkretisierter
Uberprifungsantrag nach § 44 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch vorliegt, ist auf den
Zeitpunkt der letzten Verwaltungsentscheidung Gber diesen Uberpriifungsantrag
abzustellen. Ein Uberprifungsantrag 16st zwar grundsatzlich eine Prifpflicht des
Leistungstragers aus, deren Umfang ist aber von dem Antrag und dessen
Begrindung abhangig (Bundessozialgericht vom 13. Februar 2014 - B 4 AS 22/13 R,
vorgesehen fur BSGE und SozR 4-1300 § 44 Nr. 28). Das Begehren, die Bescheide
hinsichtlich der Kosten der Unterkunft und der Einkommensanrechnung zu
uberprifen, ist zu allgemein und ermadglicht keine Konkretisierung. Aus der
Benennung von Bescheiden, auf die sich der Uberpriifungsantrag beziehen soll, im
Laufe des Gerichtsverfahrens folgt nichts Anderes, weil das aufgrund des
Uberprifungsantrags eingeleitete Verwaltungsverfahren zu diesem Zeitpunkt
schon abgeschlossen ist und hochstens ein neues, weiteres
Uberpriifungsverfahren von der Verwaltung eingeleitet werden kann.

(Urteil vom 28.10.2014 - B 14 AS 39/13 R -, zur Veréffentlichung in SozR 4
vorgesehen)
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Einkommensbereinigung
Klaus Rammel libt seit dem 01.11.2012 eine geringfligige Beschaftigung aus.

Das hieraus erzielte Einkommen betrug und betragt seit Januar 2013 mtl.
415,00 €. Klaus Rammel hat seinerzeit folgende Aufwendungen geltend

gemacht:

Kfz.-Haftpflichtversicherung 29,67 €
Fahrtkosten: 50,00 €
Riesterrente: 5,00 €

Um welche Betrage kann das Einkommen bereinigt werden?

Was ist verfahrensrechtlich zu beachten? -
£\

Microsoft Excel
Worksheet
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Erwerbstätigenfreibetrag:	415,00 – 100,00 GFB = 315,00 € x 20% = 63,00 €

Versicherungspauschale		30,00 €
Werbungskostenpauschale:	15,33 €
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Anhorung
gem. § 24 SGB X
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Anhorung/ Ursprung

Vor Gericht hat jedermann
Anspruch auf rechtliches Gehor!
- Art. 103 |1 GG

Konkretisierung des rechtlichen Gehors
ftir das SGB in § 24 SGB X
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Anhorung § 24 SGB X

Behorde erwdagt Erlass eines
Bescheides, der in die Rechte
des Beteiligten eingreift
(Belastender VA)

Beteiligter ist vorher anzuhéren

l

Anhérungsschreiben ist zu versenden:
Entscheidungsrelevante Tatsachen* und beabsichtigte
Rechtsfolgen sind zu benennen,

Sach- und Rechtslage ist zu erlautern

* Entscheidungserheblich iS von § 24 Abs 1 SGB X sind alle Tatsachen, die
zum Ergebnis der Verwaltungsentscheidung beigetragen haben, dh, auf die
sich die Verwaltung auch gestitzt hat >Urteil BSG v. 09.11.10 (B 4 AS
37/09 R)
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Ein VA (Bescheid) ist jede
↓
Maßnahme einer Behörde 
(Verfügung, Entscheidung oder andere hoheitliche Maßnahme 
 jedes Handeln einer Behörde)
↓
auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts 
(abstrakt-generell) 
↓
zur Regelung 
(einseitige Regelung) 
↓
eines Einzelfalles
 (konkret individuell, an den Einzelnen gerichtet)
↓
mit Rechtswirkung nach außen 
(keine verwaltungsinterne Regelung)
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Funktion der Anhorung

B Bestimmte entscheidungsrelevante Tatsachen kénnen unter Umstanden
nur durch die Anhorung des Betroffenen in Erfahrung gebracht werden
(Stichwort: wichtiger Grund etc.).

B Die Anhorung soll das Vertrauen zwischen Blirger und Verwaltung starken
und den Birger vor Uberraschungsentscheidungen schiitzen.

B Insbesondere soll der Betroffene Gelegenheit erhalten, durch sein
Vorbringen zum entscheidungserheblichen Sachverhalt die bevorstehende
Verwaltungsentscheidung zu beeinflussen.

B Esistinsbesondere auch mit Blick auf das Rechtsstaatsprinzip nicht
vertretbar, wegen der Heilungsmoglichkeit nach § 41 Abs. 1 Nr. 3i.V.m.
Abs. 2 SGB X zunachst auf die Anhérung zu verzichten.
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Anhoérung § 24 SGB X/ Verzicht

Von einer Anhdrung nach § 24 Abs. 1 SGB X kann unter den
Voraussetzungen des Abs. 2 abgesehen werden.

Wenn ...

1. eine sofortige Entscheidung wegen Gefahr im Verzug oder
im Offentlichen Interesse notwendig erscheint,

2. durch die Anhorung die Einhaltung einer fir die
Entscheidung mal3geblichen Frist in Frage gestellt wirde,

3. von den tatsachlichen Angaben eines Beteiligten, die
dieser in einem Antrag oder einer Erklarung gemacht hat,
nicht zu seinen Ungunsten abgewichen werden soll

| Sofern auf eine Anhdrung verzichtet werden soll, muss im anschlieRenden (belastenden
I Bescheid) das Ermessen entsprechend 8§ 24 Abs. 2 SGB X ausgetibt werden!!!

Stand: 15.05.2015 © Andreas Berg, Stuhr, Vervielfiltigung in jeglicher Form nur mit ausdriicklicher Genehmigung



Dozent: Andreas Berg Folie 85
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Anhoérung § 24 SGB X/ Verzicht

4. Allgemeinverfligungen oder gleichartige Verwaltungsakte
in groRerer Zahl erlassen werden sollen,

5. einkommensabhangige Leistungen den geédnderten
Verhaltnissen angepasst werden sollen,

6. MalRnahmen in der Verwaltungsvollstreckung getroffen
werden sollen oder

7. gegen Anspriche oder mit Ansprichen von weniger als 70
Euro aufgerechnet oder verrechnet werden soll; Nummer 5
bleibt unberthrt.

| Sofern auf eine Anhdrung verzichtet werden soll, muss im anschlie3enden (belastenden I
I Bescheid) das Ermessen entsprechend § 24 Abs. 2 SGB X ausgelbt werden!!!
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§ 45 SGB X
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Zweck des § 45 SGB X
Wie bei § 44 SGB X geht es hier um die Rücknahme rechtswidriger Verwaltungsakte, so dass insbesondere der Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung für eine Rücknahme spricht. Anders als bei § 44 SGB X sind die rechtswidrigen Verwaltungsakte hier begünstigend mit der Folge, dass der Begünstigte in der Regel auf den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut, was gegen eine Rücknahme spricht. § 45 SGB X versucht, dieses Spannungsverhältnis zwischen dem öffentlichen Interesse an einer Rücknahme des Verwaltungsaktes und dem privaten Interesse am Bestand des Verwaltungsaktes angemessen zu lösen, das heißt, einen angemessenen Ausgleich zwischen den widerstreitenden Interessen zu schaffen.
Die getroffene Regelung bewirkt einen ausgeprägten Vertrauensschutz (vgl. insbesondere § 45 Abs. 2 Satz 1 sowie Abs. 4 Satz 1 SGB X). 
Somit fallen insbesondere folgende Fallkonstellationen in den Anwendungsbereich des § 45 SGB X:
 Durch Bescheid wird eine Leistung bewilligt, obwohl die gesetzlichen �  Voraussetzungen nicht vorliegen.
 Im Bewilligungsbescheid wird ein zu hoher Betrag festgesetzt (teilweise �  Rechtswidrigkeit).
 Der Bescheid gewährt die Leistung für einen zu langen Zeitraum (teilweise �  Rechtswidrigkeit).
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Zweck des § 45 SGB X

Schaffung eines angemessenen
Ausgleichs zwischen dffentlichem und
privatem Interesse.
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Grundsatzliches

Ob und in welcher Hohe
Bewilligungsbescheide
zurickzunehmen bzw.

aufzuheben sind, ist fir jeden
Leistungsempfanger in der
Bedarfsgemeinschaft
individuell zu prifen.

Als Rechtsgrundlage kommen
§ 45 SGB X und
§ 48 SGB X in Betracht.
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Grundsatzliches

E  Zu beachten ist bei der Prifung eines Aufhebungs- bzw. Riicknahmegrundes,
dass sich der Vertretene die Erklarungen seines Vertreters sowie dessen Kenntnis
oder Kennenmiissen bestimmter Umstédnde zurechnen lassen muss (§§ 164, 166
Abs. 1 BGB).

E Ein Verschulden des Vertreters (Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit
=Voraussetzungen fiir die Aufhebung nach §§ 45 und 48 SGB X) wird dem
Vertretenen dagegen nur dann zugerechnet, wenn ein gesetzlicher Vertreter
(insbesondere die Eltern fiir ihre minderjahrigen Kinder) gehandelt hat (§ 278
BGB)

E Eine Zurechnung des Vertreterhandels erfolgt jedoch nicht, wenn die
Bevollmachtigung auf der Vermutungsregelung des § 38 SGB Il beruht.

E In letzterem Fall ist eine Aufhebung bzw. Riicknahme nach § 45 Abs. 2S. 3
Nr. 2 oder Nr. 3 2. Alt. SGB X und § 48 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 oder Nr. 4 2. Alt. SGB
X nur moglich, wenn der Begilinstige selbst vorsatzlich oder grob fahrlassig
bzw. unter AuBerachtlassung der erforderlichen Sorgfalt gehandelt hat.

)
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Struktur des § 45 SGB X (1)

Ausgangs- und Schlusspunkt der Priafung:
Absatz 1

_ Immer aus der Sicht
Anwendungsbereich: des Betroffenen

' Ufen!
§ 45 SGB X gilt gem. Abs. 1 fir: Lega/ pruten
deﬁhit O

= bel Erlass rechtswidrige

= beglnstigende (vgl. Definition)
= VAe

Ein beginstigender Verwaltungsakt begrindet oder bestatigt ftr
den betroffenen Blrger ein Recht oder einen rechtlich erheblichen
Vorteil (vgl. die Legaldefinition in § 45 Abs. 1 SGB X).
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Die Formulierung „rechtlich erheblicher Vorteil“ umfasst Rechte im engen Sinne sowie rechtlich geschützte Interessen und bezweckt eine Klarstellung im Interesse des Bürgers. Ein Verwaltungsakt begründet ein Recht, wenn er den Rechtskreis des Betroffenen erweitert. Begünstigend ist ein Verwaltungsakt beispielsweise, soweit die Behörde mit ihrem Bescheid einem Antrag entsprochen hat. Die Leistungen der Arbeitsförderung sowie die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitssuchende werden auf Antrag erbracht (vgl. § 323 SGB III, § 37 SGB II). Wird auf einen Antrag des Bürgers hin ein entsprechender Bewilligungsbescheid erlassen, handelt es sich um einen begünstigenden Verwaltungsakt. 
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§ 45 SGB X/ Anwendungsbereich

Somit fallen insbesondere folgende Fallkonstellationen in den
Anwendungsbereich des § 45 SGB X:

E Durch Bescheid wird eine Leistung bewilligt, obwohl die
gesetzlichen Voraussetzungen nicht vorliegen.

E Im Bewilligungsbescheid wird ein zu hoher Betrag festgesetzt
(teilweise Rechtswidrigkeit).

E Der Bescheid gewahrt die Leistung flir einen zu langen
Zeitraum (teilweise Rechtswidrigkeit).

Gemeinsam ist diesen Fallen, dass dem Blrger mehr gewahrt wurde,
als ihm zustand.

Stand: 15.05.2015 © Andreas Berg, Stuhr, Vervielfiltigung in jeglicher Form nur mit ausdriicklicher Genehmigung



Dozent: Andreas Berg Folie 92

Seminar: SGB Il WORKSHOP

§ 45 Abs. 1 SGB X

ode

(Achtung: Ermessen!)

l

zurickgenommen werden
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Struktur des § 45 SGB X (2)

Die Einschrankungen der Absétze 2 bis 4

= Absatz 2:

E Satz 1: keine Rlicknahme bei schutzwirdigem Vertrauen
(Abwagung) Offentliches Interesse meint das Interesse der
Solidargemeinschaft an einer ordnungsgemalfen
Mittelverwendung und den Grundsatz der Gesetzmaligkeit der Verwaltung

FE Satz 2: Vertrauen in der Regel schutzwirdig bei Verbrauch bzw.
Vermdgensdisposition i.S.v. Satz 2

F Verbrauch = wertmafiger Verzehr. Dabei ist zu beachten, dass
kinftige Leistungen nicht verbraucht sein kdnnen (vgl. 8 41 Abs. 1
Satz 4 SGB 1I)

E Unter einer Vermdgensdisposition ist jedes Verhalten des
Beglinstigten nach Erlass des Verwaltungsaktes zu verstehen, das mit Blick auf
diesen Verwaltungsakt erfolgt ist und wesentliche Auswirkungen auf die
Vermdgenssituation des Beglinstigten hat (z.B. ein Ratenkauf). Es muss
hinzukommen, dass die Vermogensdisposition nicht oder nur
unverhaltnismalig schwer riickgangig gemacht werden kann.

F Satz 3: Berufung auf Vertrauen scheidet aus, wenn ein Fall i.S.v.
Satz 3 Nr. 1, 2 oder 3 vorliegt = Bosglaubigkeit
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Für diese Abwägung sind zum einen alle Umstände relevant, die
für das Vertrauen des Bürgers in den Bestand des
Verwaltungsaktes von Bedeutung sind. 
z.B.: 
großer zeitlicher Abstand zwischen dem Erlass des Verwaltungsaktes und der beabsichtigten Rücknahme
Betätigung des Vertrauens durch eine entsprechende Änderung der Lebensführung 
Bestätigung des rechtswidrigen Verwaltungsaktes durch die Behörde.
Zum anderen sind alle Umstände einzubeziehen, die für das
öffentliche Interesse an einer Rücknahme bedeutsam sind.
z.B.:
Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung
Interesse der Solidargemeinschaft an einer ordnungsgemäßen Mittelverwendung

Nach der Legaldefinition in § 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3, 2. Halbs. SGB X ist grobe Fahrlässigkeit zu bejahen, wenn der Begünstigte die erforderliche Sorgfalt in besonders schwerem Maße verletzt hat. Erforderlich ist also „eine Sorgfaltspflichtverletzung in einem außergewöhnlich hohen Ausmaße, die dann zu bejahen ist, wenn schon einfachste, ganz nahe liegende Überlegungen nicht angestellt werden, wenn also nicht beachtet wird, was im gegebenen Fall jedem einleuchten musste. Dabei ist nicht ein objektiver Maßstab anzulegen, sondern auf die persönliche Urteils- und Kritikfähigkeit, das Einsichtsvermögen und Verhalten des Betroffenen sowie die besonderen Umstände des Falles abzustellen.“[1] �[1] Vgl. BSG Urt. v. 6.3.1997 – Az: 7 Rar 40/96 (juris).
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§ 4511 S. 3 Nr. 1 SGB X / Erlduterungen

E Arglistige Tauschung
Eine arglistige Tduschung ist also in der Regel dann gegeben, wenn der
Tauschende weild und will, dass der Getauschte durch die Vorspiegelung
falscher Tatsachen zum Erlass eines Verwaltungsakts veranlasst wird, was
bei Durchschau der Tauschung nicht geschehen ware.

E Drohung
Eine ist die glaubhafte Ankiindigung einer unangenehmen Mallnahme
gegen jemanden, um ihn in seiner zuktnftigen Handlungsweise zu
beeinflussen. Bestechung

E Bestechung
Bestechung begeht, wer einem Amtstrager als Gegenleistung daftir, dass
er eine Amtshandlung vorgenommen hat oder klinftig vornehmen wird,
einen Vorteil fir sich oder einen Dritten anbietet, verspricht oder
gewahrt.
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§ 4511 S. 3 Nr. 2 SGB X / Erlduterungen

E  Machen von unrichtigen oder unvollstandigen Angaben
Dieses Tatbestandsmerkmal erfordert ein aktives Handeln des
Betroffenen!

E Eine Angabe ist unrichtig, wenn diese nicht den tatsachlichen Umstanden
entspricht.

E Eine unvollstandige Angabe erweckt hingegen den falschlichen Eindruck, dass
der gesamte Sachverhalt dargelegt wurde, obwohl wesentliche Angaben
verschwiegen wurden

E In wesentlicher Beziehung
Die unrichtigen oder unvollstandigen Angaben sind kausal fur die
Fehlerhaftigkeit, also fir die Rechtswidrigkeit des VA

E Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit
E Vorsatz = mit Wissen und Wollen

E Grobe Fahrlassigkeit liegt vor, wenn der Beglinstigte die erforderliche Sorgfalt
in besonders schwerem Malie verletzt hat.
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

§ 4511 S. 3 Nr. 3 SGB X / Erlduterungen

E Kenntnis oder Kennenmiissen

Die elLb sind grundsatzlich bei im Antrag zutreffend gemachten Angaben

nicht verpflichtet, den Bescheid auf Ihre Richtigkeit zu priifen. Dies ergibt

sich angesichts der Auszahlung von Sozialleistungen jedoch aus dem

Grundsatz von Treu und Glauben (u.a. § 242 BGB).

- Maldgeblich fir die Beurteilung ist der individuelle
Adressatenhorizont, also ob einer rechtlich unkundigen Person
die Fehlerhaftigkeit ins Auge springen musste! Nicht den eigenen
Rechtsverstand zu Grunde legen! Mussten sich dem Adressaten
Zweifel an der Richtigkeit aufdrangen, ist dieser verpflichtet, die
Zweifel durch Nachfragen bei der Behorde auszuraumen.

E Grobe Fahrlassigkeit siehe entsprechende Folie
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Struktur des § 45 SGB X (3)

Die Einschrankungen der Absatze 2 bis 4

= Absatz 3: Fristenregelung fir VAe mit Dauerwirkung

B Satz 1: Zweijahresfrist (i.d.R. bei Gutglaubigkeit des Beglnstigten —
Rucknahme nur fir die Zukunft maglich!)

B Satz 2: keine Frist bei Wiederaufnahmegrtinden nach § 580 ZPO

E Satz 3: Zehnjahresfrist bei Bosglaubigkeit i.S. von
§4511S. 3Nr. 2 und 3 SGB X T [

HTML-Dokument

Definition VA mit Dauerwirkung:

Dauerwirkung liegt vor, wenn der Verwaltungsakt tber den Zeitpunkt
seiner Bekanntgabe hinaus rechtliche Wirkungen zeigt, das heif3t in
rechtlicher Hinsicht zukunftsorientiert ist. Erschdpft sich der
Verwaltungsakt dagegen in einem einmaligen Ge- oder Verbot oder in
einer einmaligen Gestaltung der Rechtslage, ist die Dauerwirkung zu
verneinen.
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Liegt ein Wiederaufnahmegrund entsprechend § 580 ZPO[1] vor, ist die Rücknahme - abgesehen von § 45 Abs. 4 Satz 2 SGB X -  zeitlich unbegrenzt möglich (vgl. § 45 Abs. 3 Satz 2 SGB X). Auch in den von § 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 SGB X geregelten Fällen (Täuschung, Drohung, Bestechung), die in § 45 Abs. 3 SGB X nicht ausdrücklich angesprochen werden, gilt keine der beiden Fristen, da bei diesen Konstellationen ein Wiederaufnahmegrund entsprechend § 580 Nr. 4 ZPO gegeben ist.
�[1] § 580 ZPO:
Die Restitutionsklage findet statt:�1.  wenn der Gegner durch Beeidigung einer Aussage, auf die das Urteil gegründet ist, sich einer  
     vorsätzlichen oder fahrlässigen Verletzung der Eidespflicht schuldig gemacht hat;�2.  wenn eine Urkunde, auf die das Urteil gegründet ist, fälschlich angefertigt oder verfälscht war;�3.  wenn bei einem Zeugnis oder Gutachten, auf welches das Urteil gegründet ist, der Zeuge oder 
    Sachverständige sich einer strafbaren Verletzung der Wahrheitspflicht schuldig gemacht hat;�4.  wenn das Urteil von dem Vertreter der Partei oder von dem Gegner oder dessen Vertreter durch  
    eine in Beziehung auf den Rechtsstreit verübte Straftat erwirkt ist;�5.  wenn ein Richter bei dem Urteil mitgewirkt hat, der sich in Beziehung auf den Rechtsstreit einer 
    strafbaren Verletzung seiner Amtspflichten gegen die Partei schuldig gemacht hat;�6.  wenn das Urteil eines ordentlichen Gerichts, eines früheren Sondergerichts oder eines 
    Verwaltungsgerichts, auf welches das Urteil gegründet ist, durch ein anderes rechtskräftiges Urteil 
    aufgehoben ist;�7.  wenn die Partei�    a)  ein in derselben Sache erlassenes, früher rechtskräftig gewordenes�        Urteil oder�    b)  eine andere Urkunde auffindet oder zu benutzen in den Stand gesetzt wird, die eine ihr 
         günstigere Entscheidung herbeigeführt haben würde.
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Struktur des § 45 SGB X (3)

E Zuden Verwaltungsakten mit Dauerwirkung zahlen beispielsweise
Bescheide Uber die Bewilligung laufender Geldleistungen nach SGB
Il (vgl. § 41 Abs. 1 Satz 4 SGB 1l), sofern der Bewilligungszeitraum

uber den Zeitpunkt der Bekanntgabe hinausreicht.

e e o o —— —— ,
| Damit dient die Regelung der Rechtssicherheit |

: und dem Vertrauensschutz. I

E Bei der Gewahrung einer Nachzahlung fehlt es an der
Dauerwirkung, da der Bewilligungszeitraum abgeschlossen in der
Vergangenheit liegt, so dass die Zukunftsorientierung der Regelung
nicht gegeben ist.

E Die Ricknahme von Verwaltungsakten ohne Dauerwirkung ist ohne
Ricksicht auf die Fristen von Absatz 3 moglich.
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Struktur des § 45 SGB X (4)

b) Die Einschrankungen der Absatze 2 bis 4
= Absatz 4:

Regelt zwei Voraussetzungen fur die Ricknahme fir die
Vergangenheit:

Es muss ein Fall i.S.v.
E 845 ADbs. 2 Satz 3 SGB X (Bosglaubigkeit) oder
E 845 ADbs. 3 Satz 2 SGB X (Wiederaufnahmegriinde)
vorliegen (vgl. Satz 1) und die

EJahresfrist muss eingehalten sein (vgl. Satz 2)

Falls nur eine dieser Voraussetzungen zu verneinen ist, scheidet eine
Ricknahme des Verwaltungsaktes fur die Vergangenheit aus. Die
Ricknahme fuar die Zukunft ist jedoch unter den daflr geltenden
Voraussetzungen weiternin maglich.
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Struktur des § 45 SGB X (5)

Rechtsfolge

= Liegen die entsprechenden Voraussetzungen vor,
darf (= Ermessen) die Behorde den VA zuriicknehmen

(vgl. § 45 Abs. 1 SGB X)

= Liegt ein Fall i.S.v. § 45 Abs. 2 Satz 3 SGB X vor, ist der VA fir die
Vergangenheit und die Zukunft zuriickzunehmen

= gebundene Entscheidung, keine Ermessensausitibung!

(vgl. § 40 Abs. 2 Nr. 3 SGB I1i.V.m. § 330 Abs. 2 SGB IlI).
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Sonderregelung für die Rücknahme nach § 45 SGB X 	
§ 330 Abs. 2 modifiziert § 45 Abs. 2 SGB X, indem er in den Fällen, in denen die Voraussetzungen des Vertrauensschutzes nach § 45 Abs. 2 Satz 3 SGB X wegen Bösgläubigkeit des LE nicht vorliegen, eine gebundene Entscheidung für die Rücknahme eines rechtwidrigen begünstigenden VA für die Vergangenheit vorsieht. 	

§ 330 Abs. 2 SGB III dient der Entlastung der Verwaltung, indem die Behörden von der in der Regel zeitaufwändigen Ermessensausübung sowie der erweiterten Begründungspflicht im Sinne von § 35 Abs. 1 Satz 3 SGB X befreit werden.
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Jahresfrist gem. § 45 Abs. 4 Satz 2 SGB X

,Die Behorde muss die Riicknahme innerhalb eines Jahres seit Kenntnis der
Tatsachen tun, welche die Riicknahme eines rechtswidrigen begunstigenden
Verwaltungsaktes fur die Vergangenheit rechtfertigen.”

Bei Fallen im Sinne von § 45 Abs. 2 SGB X wird die Jahresfrist in der Regel erst
nach erfolgter Anhérung beginnen, da erst dann eine ausreichend sichere
Informationsgrundlage im Hinblick auf die Tatsachen, aus denen sich die
,Bosglaubigkeit” ergibt, gegeben sein wird.

- Behorde meint Behorde und nicht den jeweils zustandigen
Mitarbeiter!

Andere Rechtsauffassungen moglich, insbesondere vor dem Hintergrund, der willktrlichen
Verlangerung der Jahresfrist durch ein ,Verschieben” der Anhérung! Behérdeninterne Klarung
notwendig!

Bspw. BSG-Urteil v. 06.04.2006 zum Az.: B 7a AL 64/05 R:
Frist beginnt in dem ,Moment”, in dem die Behdrde sich zur Aufhebung entschlossen hat!
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Bei dem Begriff „Behörde“ ist umstritten, ob es auf die Kenntnis des nach der innerbehördlichen Geschäftsverteilung zuständigen Amtswalters ankommt oder ob die Kenntnis der Behörde ausreicht. Für die weite Auslegung spricht neben dem Wortlaut auch der Umstand, dass eine Behörde dem Bürger gegenüber als Einheit auftritt. Gegen die enge Auslegung spricht vor allem der Zweck des § 45 Abs. 4 Satz 2 SGB X. Die Jahresfrist soll den Bürger schützen, indem die Rücknahme zeitlich begrenzt wird. Dieser Schutzzweck würde durch die enge Auslegung unterlaufen. Die Kenntnis der Behörde reicht mithin aus.


Dozent: Andreas Berg Folie 102

Seminar: SGB Il WORKSHOP

Voraussetzung einer Riicknahme fiir die Vergangenheit
§ 45 Abs. 4 Satz 1 SGB X

Nur bei Vorliegen einer Bosglaubigkeit im Sinnevon §4511S. 3 I
1 SGB X oder bei Vorliegen von Wiederaufnahmegriinden nach § 580 ZPO |stI
' eine Ricknahme fir die Vergangenheit moglich! |

Sollte ein rechtswidriger beglinstigender VA wegen fehlender Bosglaubigkeit
nicht fur die Vergangenheit zuriickgenommen werden kénnen, ist eine
korrigierende Rucknahme fir die Zukunft moglich!

Achtung: ERMESSEN!!!

Erinnern Sie sich?
5 B 5 B

Ermessensnichtgebrauch: gesetzlich vorgesehenes Ermessen wird gar nicht
genutzt, sondern wie bei einer gebundenen Entscheidung gehandelt.
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Ermessensbeispiel § 45 SGB X

Ein rechtswidriger beglinstigender Verwaltungsakt darf nicht zuriickgenommen werden,
soweit der Beguinstigte auf den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat und sein Vertrauen
unter Abwagung mit dem offentlichen Interesse an einer Riicknahme schutzwiirdig ist. Das
Vertrauen ist in der Regel schutzwirdig, wenn der Beglinstigte erbrachte Leistungen
verbraucht oder eine Vermogensdisposition getroffen hat, die er nicht mehr oder nur unter
unzumutbaren Nachteilen riickgangig machen kann.

Auf Vertrauen kann sich der Beglinstigte nicht berufen, soweit

1. er den Verwaltungsakt durch arglistige Tauschung, Drohung oder
Bestechung erwirkt hat,

2. der Verwaltungsakt auf Angaben beruht, die der Beglinstigte vorsatzlich
oder grob fahrlassig in wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvollstandig
gemacht hat, oder

3. er die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kannte oder infolge grober
Fahrlassigkeit nicht kannte; grobe Fahrlassigkeit liegt vor, wenn der
Begunstigte die erforderliche Sorgfalt in besonders schwerem Male verletzt
hat.
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Aspekte der Beurteilungvon § 4511 S. 1 SGB X

Fiir eine Abwagung sind zum einen alle Umstande relevant, die fiir das Vertrauen
des Biirgers in den Bestand des Verwaltungsaktes von Bedeutung sind. Z.B.:

B groRer zeitlicher Abstand zwischen dem Erlass des
Verwaltungsaktes und der beabsichtigten Riicknahme

E Betatigung des Vertrauens durch eine entsprechende Anderung der
Lebensfihrung

E Bestatigung des rechtswidrigen Verwaltungsaktes durch die Behorde.

Zum anderen sind alle Umstande einzubeziehen, die fir das offentliche Interesse an
einer Rucknahme bedeutsam sind. Z.B.:

E Grundsatz der GesetzmaRigkeit der Verwaltung

E Interesse der Solidargemeinschaft an einer ordnungsgemalien
Mittelverwendung
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Ermessen

Analyse eines Rechtssatzes:

Ein Rechtssatz besteht aus 2 Elementen:

N

Tatbestand Rechtsfolge

Ermessen ist immer auf der Rechtsfolgeseite anzuwenden!

-=> Zuerst missen also die Tatbestandsvoraussetzungen
erfullt sein!
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Tatbestand
Besagt in abstrakter Weise unter welchen Voraussetzungen die Rechtsfolge eintreten soll;
(eine Handlung, eine Unterlassung). 
Es gibt ein oder auch mehrere Tatbestandsmerkmale 

Rechtsfolge
besagt, was geschehen soll, wenn der Tatbestand erfüllt ist, sie tritt ein, wenn die Tatbestandsvoraussetzungen erfüllt sind. 
Die Rechtsfolge tritt ein, wenn ein konkreter Lebenssachverhalt den Tatbestand – die Tatbestandsvoraussetzungen- erfüllt.

Tatbestand und Rechtsfolge
stehen in einer logischen „wenn – dann Verbindung“ 
KAUSALITÄT 
Tatbestandsmerkmale oder –voraussetzungen können unterschiedlich miteinander verbunden sein.
„und - Verknüpfung“ : alle Voraussetzungen müssen erfüllt sein, damit die Rechtsfolge eintritt
„oder – Verknüpfung“ : eine Voraussetzung reicht aus, damit die Rechtsfolge eintritt
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§ 48 SGB X
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Folie 107

Zweck des § 48 SGB X und Abgrenzung

= § 48 SGB X dient der Anpassung eins VA mit
Dauerwirkung (vgl. Definition bei § 45 SGB X) an
wesentlich geanderte Verhaltnisse.

=> § 48 SGB X nur bei Anderung der Verhaltnisse

nach Erlass des VA mit Dauerwirkung anwendbar.
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Struktur des § 48 SGB X

= |st der Tatbestand des § 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X
erfiullt, ist zu prifen, ob (auch) eine riickwirkende
Aufhebung gem. § 48 Abs. 1 Satz 2 SGB X fir die
Vergangenheit in Betracht kommt.
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§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X

= Ausgangspunkt ist immer § 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X

Tatbestand:
= VA

= mit Dauerwirkung (keine Dauerwirkung = §§ 44 oder 45 SGB X)

> wesentliche Anderung der tatsichlichen oder rechtlichen Verhiltnisse,
die beim Erlass des VA vorgelegen haben.

I Rechtsfolge:

I = VA ist (=gebundene Entscheidung) fiir die Zukunft* aufzuheben ! I

—_— e —— e —— e —— — —

Stand: 15.05.2015 © Andreas Berg, Stuhr, Vervielfiltigung in jeglicher Form nur mit ausdriicklicher Genehmigung


Vorführender
Präsentationsnotizen
Da § 48 SGB X bei rechtmäßigen und rechtswidrigen sowie bei begünstigenden und nicht begünstigenden Verwaltungsakten mit Dauerwirkung Anwendung finden kann, muss die Abgrenzung zu den §§ 44 – 47 SGB X über das Merkmal der Änderung der Verhältnisse erfolgen. Nur wenn eine Verhältnisänderung i.S.v. § 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X nach Erlass des Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung bejaht werden kann, ist § 48 SGB X anwendbar. Liegt ein solcher Fall nicht vor, kommt ausschließlich die Anwendung der §§ 44 – 47 SGB X in Betracht. 

 Dauerwirkung liegt vor, wenn der Verwaltungsakt über den Zeitpunkt seiner Bekanntgabe hinaus rechtliche Wirkungen zeigt, das heißt in rechtlicher Hinsicht zukunftsorientiert ist. Erschöpft sich der Verwaltungsakt dagegen in einem einmaligen Ge- oder Verbot oder in einer einmaligen Gestaltung der Rechtslage, ist die Dauerwirkung zu verneinen. Zu den Verwaltungsakten mit Dauerwirkung zählen beispielsweise Bescheide über Arbeitslosengeld, Überbrückungsgeld, BAB nach dem SGB II (z.B. Arbeitslosengeld II und Sozialgeld, vgl. § 41 Abs. 1 Satz 4 SGB II), sofern der Bewilligungszeitraum über den Zeitpunkt der Bekanntgabe hinausreicht. �Bei der Gewährung einer Nachzahlung fehlt es an der Dauerwirkung, da der Bewilligungszeitraum abgeschlossen in der Vergangenheit liegt, so dass die Zukunftsorientierung der Regelung nicht gegeben ist 
 Eine Änderung der tatsächlichen Verhältnisse liegt vor, wenn sich der Sachverhalt, den der Verwaltungsakt regelt, geändert hat (z.B. Zufluss von Einkommen).
 Eine Änderung der rechtlichen Verhältnisse liegt vor bei einer Änderung der Gesetze (= formelle Gesetze, Rechtsverordnungen, Satzungen; nicht: Verwaltungsvorschriften).
 Wesentlich (= rechtserheblich) ist eine Änderung, wenn sie dazu führt, dass der Verwaltungsakt, so wie er erlassen wurde, nicht mehr ergehen dürfte. Dies ist eine Frage des materiellen Rechts (z.B. des SGB II).
 Die Änderung muss nach Erlass des Verwaltungsaktes (also nach seinem Wirksam werden), das heißt nach seiner Bekanntgabe (vgl. § 39 Abs. 1 Satz 1 SGB X) eingetreten sein.
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§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X/ Definitionshilfe

B Tatsachliche Verhaltnisse

Eine Anderung der tatsichlichen Verhiltnisse liegt vor, wenn sich der
Sachverhalt, den der Verwaltungsakt regelt, geandert hat (z.B. Zufluss von
Einkommen).

E Rechtliche Verhaltnisse

Eine Anderung der rechtlichen Verhiltnisse liegt bei einer Anderung der
Gesetze (= formelle Gesetze, Rechtsverordnungen, Satzungen; nicht:
Verwaltungsvorschriften) vor .

E Wesentlich (= rechtserheblich)
ist eine Anderung, wenn sie dazu fiihrt, dass der Verwaltungsakt, so wie er

erlassen wurde, nicht mehr ergehen diirfte. Dies ist eine Frage des
materiellen Rechts (z.B. des SGB II).
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§ 48 Abs. 1 Satz 2 SGB X

= Ist der Tatbestand des § 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X erfullt, ist zu
prufen, ob (auch) eine rickwirkende Aufhebung gem. § 48
Abs. 1 Satz 2 SGB X in Betracht kommt.

Voraussetzungen im Einzelnen:

= Anderung zugunsten des Betroffenen (Nr. 1)
= Verletzung von Mitwirkungspflichten (Nr. 2)

= Die unterlassene Mitteilung muss kausal dafiir sein, dass eine Uberzahlung stattgefunden hat
oder die Aufhebung nicht rechtzeitig erfolgt ist.

= In der Regel stehen die relevanten Umstande im Merkblatt, dessen Erhalt vom
Leistungsempfanger bestatigt wurde. Das Nichtbeachten des Merkblattes ist i.d.R. grob
fahrlassig.
= Erzielung von Einkommen oder Vermogen (Nr. 3)

= Unabhangig davon, welche Person in der BG das Einkommen erzielt hat. § 48 Abs. 1 Satz 3 SGB
X ist zu beachten = Zeitpunkt der Anderung der Verhiltnisse ist der Beginn des
Anrechnungszeitraumes

= Einkommenserzielung nur dann relevant, soweit das Einkommen den Anspruch tatsachlich
mindert

= Ruhen oder Wegfall des Anspruchs (Nr. 4)
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Änderung zugunsten des Betroffenen (Nr. 1)
Hier kommt es entgegen  dem insoweit missverständlichen Wortlaut nicht darauf an, ob die Änderung in den tatsächlichen oder  rechtlichen Verhältnissen für den Betroffenen günstig ist. Vielmehr ist entscheidend, ob der Verwaltungsakt, der wegen der Änderung der Verhältnisse zu erlassen ist, den Betroffenen im Vergleich zu dem aufzuhebenden Verwaltungsakt begünstigt. z.B.: Einkommen, das bisher angerechnet wurde, fällt weg
Verletzung von Mitwirkungspflichten (Nr. 2)
Solche Pflichten ergeben sich vor allem aus § 60 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB I, wonach für die Leistung erhebliche Änderungen unverzüglich vom Leistungsempfänger mitzuteilen sind. Es muss sich um eine wesentliche für den Betroffenen nachteilige Änderung handeln. Weiter ist erforderlich, dass der Betroffene die Pflicht zur Mitteilung vorsätzlich oder grob fahrlässig nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt. Hat eine eindeutige Belehrung stattgefunden, dass bestimmte für die Leistung relevante Umstände der Behörde mitgeteilt werden müssen, und unterbleibt die Mitteilung, so ist in der Regel grobe Fahrlässigkeit zu bejahen. Schließlich muss die unterlassene Mitteilung kausal dafür sein, dass eine Überzahlung stattgefunden hat oder die Aufhebung nicht rechtzeitig erfolgt ist. z.B.: Ein Empfänger von Arbeitslosengeld II teilt der Arbeitsgemeinschaft die Erzielung von Einkommen nicht mit.
Erzielung von Einkommen oder Vermögen (Nr. 3)
Diese verschuldensunabhängige Voraussetzung liegt vor, wenn nach Erlass des Verwaltungsaktes (trotz des Wortlauts – „nach Antragstellung oder Erlass“ – bleibt es dabei, dass die Änderung der Verhältnisse nach Erlass eingetreten sein muss; ist die Änderung vor Erlass, aber nach Antragstellung erfolgt, so ist § 45 SGB X  anzuwenden) Einkommen oder Vermögen erzielt worden ist, das zum Wegfall oder zur Minderung des Anspruchs geführt haben würde. Falls diese Voraussetzung zu bejahen ist, muss § 48 Abs. 1 Satz 3 SGB X beachtet werden, wonach als Zeitpunkt der Änderung der Verhältnisse der Beginn des Anrechnungszeitraumes gilt. z.B.: Ein Empfänger von Arbeitslosengeld II erzielt Einkommen. Hierbei kommt es auf den Zufluss des Einkommens an.
Wegfall des Anspruchs (Nr. 4)
Diese Alternative setzt voraus, dass der Betroffene wusste bzw. infolge grober Fahrlässigkeit nicht wusste, dass der sich aus dem Verwaltungsakt ergebende Anspruch kraft Gesetzes, das heißt nach dem Gesetz  ganz oder teilweise weggefallen ist. z.B.: Ein Empfänger von Arbeitslosengeld II, der bislang Leistungen für einen Mehrbedarf i.S.v. § 21 Abs. 5 SGB II erhält, bedarf nicht länger einer kostenaufwändigen Ernährung.
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§ 48 Abs. 1 Satz 2 SGB X

Erweiterung der Rechtsfolge:

= VA soll ab Anderung der Verhiltnisse aufgehoben werden.

= Sonderregelung tber § 40 Abs. 2 Nr. 3SGB Ili.V.m. § 330 Abs. 3
Satz 1 SGB IlI: VA ist ruckwirkend aufzuheben.
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Die Verweisung des § 48 Abs. 4 SGB X

= Verweisung auf § 44 Abs. 4 SGB X:

= Geltung der vierjdghrigen Ausschlussfrist bei
nachtréglicher Erbringung von Sozialleistungen.

= Verweisungen auf 8§ 45 Abs. 3 Satz 3 und Abs. 4 Satz 2 SGB X:

= Einschrankung in zeitlicher Hinsicht bei Aufhebungen, die zu
Lasten des Betroffenen gehen.

E Gemal 8§ 45 Abs. 3 Satz 3 SGB X entsprechend ist eine
Aufhebung des Verwaltungsaktes nur bis zum Ablauf von 10
Jahren seit der wesentlichen Anderung der Verhaltnisse méglich.

E Gemal 8§ 45 Abs. 4 Satz 2 SGB X entsprechend kann eine
Aufhebung mit Wirkung fiir die Vergangenheit nur innerhalb

eines Jahres seit Kenntnis der die Aufhebung rechtfertigenden
Tatsachen erfolgen.
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Abgrenzung § 45 zu § 48 SGB X

Beglnstigender VA mit Dauerwirkung

\ 4 A 4

wesentliche Anderung

rechtswidrig von Anfang an e
der Verhaltnisse

bel Erlass nach Erlass
(Bekanntgabe) (Bekanntgabe)

§ 45 SGB X 848 SGB X
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Anwendungsfille
Mitteilung Gber Anhdérung gem.
Bescheid Arbeitsaufnahme 8 24 SGB X
l 04.10. l 28.10. l 24.11.
01.09. T 15.10. 05.11. T
: AuEB gem.
Arbeitsaufnahme § 48 SGB X
= Anderung in den

R A R R Verhaltnlssen gem § 48Abs 1 S 3
: Ein Bescheid gilt als erlassen, wenn er dem : ist der Beginn des Anrechnungs-

zeitraumes = 8 11 Abs. 2 SGB Il der

: Betroffenen wirksam bekannt gegeben
Monat des Zuflusses

wurde. Bekanntgabe gem. 8 37 Abs. 2 SGB
: X am dritten Tage nach Aufgabe zur Post!

Stand: 15.05.2015 © Andreas Berg, Stuhr, Vervielfiltigung in jeglicher Form nur mit ausdriicklicher Genehmigung



Dozent: Andreas Berg Folie 116

Seminar: SGB Il WORKSHOP

Fallbeispiel

Klaus, Barbara, Cindy (18 Jahre) und Uwe (16 Jahre) bilden zusammen eine BG.

Klaus bezieht seit dem 7.4.2007 Alg in Hohe von 825 Euro mtl. Fiir die Kinder wurde KG in Hohe von jeweils
154 Euro gezahlt. Daneben bezogen alle Personen Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach
dem SGB Il. BWZ 05/07-10/07; Bescheid vom 15.04.2007.

Am 27.6.2007 nahm Klaus eine Vollzeittatigkeit auf.

E die BA wurde hierliiber am 3.7.2007 und
E der SGB II-Trager am 2.8.2007 informiert.

Der Arbeitgeber zahlte Mitte Juli 2007 fir die vier im Juni 2007 geleisteten Arbeitstage 220 Euro netto aus.

Trotz der Mitteilung Gber die Arbeitsaufnahme zahlte die BA am 31.7.2007 an Klaus Alg in Hohe von 825
Euro.

Erst mit Bescheid vom 2.8.2007 hob die BA ihre Bewilligung von Alg ab dem 27.6.2007 auf und forderte
Leistungen in Hohe von 940 Euro zurlck.

- Wie ist die Sach —und Rechtslage
- Was ist bei der Aufhebung/Riicknahme im Hinblick auf das gezahlte Alg zu beachten?
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Präsentationsnotizen
5) 13.00 Uhr - B 14 AS 165/10 R - O.Ü., F.Ü., M.Ü., K.Ü. ./. Jobcenter Duisburg��Die Beteiligten streiten um die Berücksichtigung von Arbeitslosengeld (Alg), das der Kläger zu 1) zu erstatten hat, als Einkommen iR des SGB II. ��Der 1977 geborene Kläger zu 1 und die 1980 geborene Klägerin zu 2 sind miteinander verheiratet und bilden zusammen mit ihren 2003 und 2007 geborenen Kindern (Kläger zu 3 und 4) eine Bedarfsgemeinschaft. Der Kläger zu 1 bezog seit dem 7.4.2007 Alg nach dem SGB III in Höhe von 823,80 Euro monatlich. Für die Kinder wurde Kindergeld in Höhe von jeweils 154 Euro gezahlt. Die Kläger bezogen daneben Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II. Am 27.6.2007 nahm der Kläger zu 1 eine Vollzeittätigkeit auf; die BA wurde hierüber am 3.7.2007 und der Beklagte am 2.8.2007 informiert. Der Arbeitgeber zahlte Mitte Juli 2007 für die vier im Juni 2007 geleisteten Arbeitstage 219,21 Euro netto aus. Trotz der Mitteilung über die Arbeitsaufnahme zahlte die BA am 31.7.2007 an den Kläger zu 1 Alg in Höhe von 823,80 Euro. Erst mit Bescheid vom 2.8.2007 hob die BA ihre Bewilligung von Alg ab dem 27.6.2007 auf und forderte Leistungen in Höhe von 933,64 Euro zurück. Die Bescheide sind bestandskräftig. Der Kläger zu 1 zahlt den Rückforderungsbetrag seit dem 14.12.2007 in monatlichen Raten von zuletzt 30 Euro zurück. Mit Bescheid vom 14.8.2007 änderte der Beklagte die Höhe der den Klägern gewährten Grundsicherungsleistungen für den Zeitraum vom 1.7. bis 30.9.2007. Für den Monat Juli 2007 berücksichtigte er die am 31.7. erfolgte Zahlung von Alg in Höhe von 741,42 Euro. Den Wegfall des Alg berücksichtigte er erst ab August 2007. Wegen der Erzielung von Erwerbseinkommen im Juli 2007 forderte der Beklagte von den Klägern mit Bescheiden vom 27.8.2007 Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts für die Zeit vom 1.7.2007 bis 31.7.2007 in Höhe von insgesamt 55,59 Euro gegenüber den Klägern zu 2 bis 4, sowie in Höhe von 31,37 Euro gegenüber dem Kläger zu 1 zurück. ��Der gegen den Änderungsbescheid der Beklagten vom 14.8.2007 eingelegte Widerspruch, mit dem die Kläger geltend machten, das mittlerweile zurückgeforderte Arbeitslosengeld sei nicht als Einkommen zu berücksichtigen, blieb ohne Erfolg. Die hiergegen gerichtete Klage wurde abgewiesen. Mit ihrer Sprungrevision machen sie geltend, rechtswidrig gezahlte Leistungen seien von vornherein nicht geeignet, den Bedarf zu decken, denn sie seien von vornherein damit belastet, dass sie zurückgezahlt werden müssten. Jedenfalls, wenn einem Hilfebedürftigen eine Einnahme zufließe, die mit einer sofortigen Rückzahlungspflicht verbunden sei, könne ein solcher Zufluss nicht als Einkommen oder als Vermögen berücksichtigt werden.��SG Duisburg - S 5 AS 44/08 -��
5) Die Revision der Kläger wurde zurückgewiesen. Das SG hat zutreffend entschieden, dass die Kläger keinen Anspruch auf Änderung der angefochtenen Bescheide zu ihren Gunsten haben. ��Das am 31.7.2007 zugeflossene Arbeitslosengeld nach dem SGB III (Alg) war - wie bereits in den Monaten zuvor - als Einkommen zu berücksichtigen. Weder die Kenntnis der Kläger von der fehlenden Leistungsberechtigung nach dem SGB III noch die Aufhebung der der Zahlung zugrunde liegenden Bewilligung, die durch die BA erst Anfang August 2007 erfolgte, führen dazu, dass das Alg im Zeitpunkt seines Zuflusses nicht als Einkommen zu berücksichtigen war. Eine wesentliche Änderung liegt insoweit vor, als dem Kläger zu 1) Mitte Juli 2007 weiteres Einkommen aus der zum 27.6.2007 aufgenommenen Erwerbstätigkeit zugeflossen ist. Der hierüber ergangene Bescheid ist gemäß § 86 SGG Gegenstand des Widerspruchverfahrens geworden. ��SG Duisburg - S 5 AS 44/08 -�Bundessozialgericht - B 14 AS 165/10 R -��
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Ruckwirkende Aufhebung von als Einkommen
bericksichtigtem Kindergeld

Anliegen:

Ein unter 25-jahriger Hilfebedurftiger, auf dessen Anspruch Kindergeld angerechnet wird, scheidet zum 31. Marz eines
Jahres wegen Aufnahme einer Erwerbstatigkeit mit bedarfsdeckendem Einkommen aus dem Leistungsbezug aus. Die
Entscheidung liber die Kindergeldgewahrung wird durch die Familienkasse riickwirkend aufgehoben, da das von April
bis Dezember des gleichen Jahres erzielte Einkommen die Grenzen des § 32 Abs. 4 Satz 2 EStG Ubersteigt. Das fir
Januar bis Marz gezahlte Kindergeld wird zurlickgefordert. Hat die Aufhebung des Kindergeldes Auswirkungen auf die
in der Vergangenheit erfolgte Einkommensanrechnung?

Antwort:

Die riickwirkende Aufhebung der Bewilligung des Kindergeldes hat keine Auswirkungen auf die Hohe des
Arbeitslosengeld II-Anspruchs fiir den von der Aufhebung betroffenen Zeitraum. Da das Kindergeld tatsachlich
zugeflossen ist, war es gem. § 2 Abs. 2 Alg II-V fiir die Monate des Zuflusses als Einkommen zu bericksichtigen
(Zuflussprinzip). § 44 Abs. 1 SGB X ist hier nicht einschladgig, da zum Zeitpunkt des Erlasses des Verwaltungsaktes
weder das Recht unrichtig angewandt noch von einem Sachverhalt ausgegangen worden ist, der sich nachtraglich als
unrichtig erwiesen hat. Das Kindergeld ist zum Zeitpunkt der Bewilligungsentscheidung definitiv zugeflossen. Es liegt
somit kein rechtswidriger Verwaltungsakt vor. Es liegt auch kein Fall des § 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SGB X vor, wonach ein
Verwaltungsakt mit Wirkung zum Zeitpunkt der Anderung der Verhiltnisse aufzuheben ist, wenn die Anderungen
zugunsten des Betroffenen erfolgt. Eine Anderung der Verhiltnisse ist friihestens an dem Tag eingetreten, an dem der
zustandige Sozialleistungstrager seine Entscheidung korrigiert hat.
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Fall Aufhebung etc.

Die BG besteht aus folgenden Personen:
Klaus (50 J.)

Barbara (51J.)

Uwe (17 J.) und Sohn von Barbara

Seit dem 01.02.2015 bezieht die BG Leistungen nach dem SGB II. Klaus
Rammel hat zum 01.04.2015 eine Erwerbstatigkeit mit bedarfsdeckendem
Einkommen aufgenommen. Die Lohnzahlung erfolgt jeweils zum Ende des Ifd.
Monats.

Am 21.05.2015 informiert Sie Klaus Gber die Arbeitsaufnahme.
Uberzahlungen sind in den Monaten April bis Mai 2015 eingetreten.

Wie gehen Sie vor und was ist zwingend zu beachten?
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Klaus = § 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, 3 und 4 SGB X
Barbara = § 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 – Beachte § 40 Abs. 4 SGB II
Uwe = § 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 – Beachte § 40 Abs. 4 SGB II – Minderjährige müssen sich das Verhalten ihres gesetzlichen Vertreters zurechnen lassen (Barbara hat auch schuldlos gehandelt). § 1629a BGB. § 34a SGB II ggü. dem Verursacher = Klaus.
 
 
 
Minderjährigenschutz bei Erstattungsforderungen des Jobcenters
Ein junger Volljähriger muss Grundsicherungsleistungen, die er als Minderjähriger zu Unrecht erhalten hat, nur bis zur Höhe des bei Eintritt der Volljährigkeit vorhandenen Vermögens erstatten, wenn die Voraussetzungen des § 1629a Bürgerliches Gesetzbuch für eine beschränkte Haftung von Minderjährigen vorliegen. Entscheidend ist, dass die Forderung während der Minderjährigkeit erbrachte Leistungen betrifft und durch eine pflichtwidrige Handlung des gesetzlichen Vertreters begründet worden ist. In dem konkreten Fall hatte es die Mutter des Klägers trotz entsprechender Information durch diesen versäumt, das Jobcenter zeitnah über die Zahlung von Berufsausbildungsbeihilfe zu informieren, sodass es zu einer Überzahlung von Grundsicherungsleistungen gekommen war. Es ist unerheblich, dass das Jobcenter den Erstattungsbescheid erst nach dem Eintritt der Volljährigkeit des Klägers erlassen hatte. Andernfalls kann allein durch Abwarten erreicht werden, dass ein junger Volljähriger die von ihm während seiner Minderjährigkeit bezogenen Leistungen entgegen § 1629a Bürgerliches Gesetzbuch erstatten muss. Die entsprechende Anwendung des § 1629a Bürgerliches Gesetzbuch begünstigt auch keine unberechtigte Inanspruchnahme von Sozialleistungen, weil das Jobcenter den handelnden Vertreter zumindest seit dem 1. April 2011 über § 34a Sozialgesetzbuch Zweites Buch auf Erstattung in Anspruch nehmen kann.
(Urteil vom 18.11.2014 - B 4 AS 12/14 R -, zur Veröffentlichung in SozR vorgesehen)
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§ 50 SGB X

a1

y

1. Erstattung setzt Aufhebung des VA voraus

A 4

2. Aufhebung bedeutet stets auch Erstattung

A 4

3. Erstattungsumfang nach Umfang der Aufhebung

Achtung:

die Aufrechnung nach 8§ 43 SGB Il setzt voraus, dass ein Erstattungsanspruch

—z. B. durch Aufhebungs- und Riuckforderungsbescheid — geltend gemacht wurde
Ohne einen solchen Bescheid ist die Aufrechnung rechtlich nicht haltbar!
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§ 40 Abs. 4 SGB Il -
Anwendung von Verfahrensvorschriften

Absatz 4:

Abweichend von § 50 des Zehnten Buches sind 56 Prozent der bei der
Berechnung des Arbeitslosengeldes Il und des Sozialgeldes

berucksichtigten Bedarfe fiir Unterkunft nicht zu erstatten. Satz 1 gilt

nicht in den Fallen des § 45 Absatz 2 Satz 3 des Zehnten Buches, des § 48
Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 und 4 des Zehnten Buches sowie in Féllen, in
denen die Bewilligung lediglich teilweise aufgehoben wird.

®» NEU: dem Fall der vorsatzlich oder grob fahrlassigen Nichtmitteilung
wesent- licher Anderungen wird der Fall gleichgestellt, dass der
Erstattungspflichtige wusste oder wissen musste, dass der die zu
erstattende Leistung bewilligende VA kraft Gesetz ganz oder teilweise
entfallen ist
=» volle Erstattungspflicht auch bei vollstandiger Aufhebung nach § 48
Abs.1S.2Nr.4SGB X
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Satz 2 regelt weiterhin, das für vorwerfbares Verhalten, abweichend von Satz 1, der Erstattungsanspruch in voller Höhe besteht

374,00 Regelbedarf
300,00 Kaltmiete
60,00 HK inkl. Ww
734,00 gesamt
600,00 EK-Minderung
134,00 Anspruch
Es wird nunmehr auf Grund einer in dem Monat eingetretenen Änderung in der Fa. ein höherer Verdienst nachgewiesen. Als Aufhebungsnorm kommt nur § 48 I S. 2 Nr. 3 in Betracht. Ein Restanspruch besteht nicht mehr.
Gem. § 40 Abs. 4 SGB II sind von den berücksichtigten KdU 56 % frei zu lassen bzw. müssen nur 44 % der berücksichtigten KdU erstattet werden.
300,00 KdU
168,00 = 56 %
Der nicht zu erstattende KdU-Anteil ist höher, als der zu Unrecht erbrachte, sodass nur eine Aufhebung erfolgt, aber kein Erstattungsbescheid!
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Besonderheit bel Erstattungspflicht (2)

= 8§40 Abs. 4 SGB |l
Ermittlung des nicht zu erstattenden Betrages

KdU <

R
]

Miete + sonst.
Nebenkosten

N

Warmwasser +

~_Heizung -

Regelbedarf

N
N

56 %
\_/
44 %

w

~_
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Nicht zu
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8§ 50 SGB X

Bei AUEB muss auf die konkret zutreffende Ziffer
geachtet werden! Erfolgt dies nicht, mussen unter
Umstanden 56 % der KdU (ohne HK und Ww) gem.
§ 40 Abs. 4 SGB Il nicht erstattet werden.

Fallbeispiel:

Klaus Rammel bezieht laufend Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts in Hohe
von 759 € (399 € RB, 300 € KdU zzgl. 60 € HK).

Nunmehr (15.05.) legt Klaus Ihnen eine Lohnabrechnung vor. Demnach arbeitet Klaus
seit dem 01.04. sozialversicherungspflichtig. Sie stellen fest, dass fur die Monate April
und Mai keine Hilfebedurftigkeit mehr vorlag.

E Nach welcher Rechtsvorschrift erfolgt die Aufhebung?

E Welche Rechtsfolgen erwachsen daraus?
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Grundsätzlich würde hier eine Aufhebung nach § 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB X in Frage kommen. Da Klaus jedoch seinen Mitwirkungspflichten zumindest grob fahrlässig nicht nachgekommen ist, ist der AuEB zwingend auch auf Nr. 2 und eventuell auf Nr. 4 zu stützen, da ihm hätte klar sein müssen, dass sein Einkommen auf seinen Bedarf anzurechnen gewesen wäre.

Rechtsfolge: Betrag muss voll erstattet werden!

Alternative:
759 € - 399 € - 60 € HK = 300 € KdU x 56% = 132,00 € KdU zu erstatten (168,00 € frei) =132+60+399 =591,00 € bei Aufhebung nach § 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3

2. Alternative
759,00 € zu erstatten, bei Aufhebung nach § 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, 3 und ggf. 4

http://images.google.de/imgres?imgurl=http://kevinfrantz07.ke.funpic.de/files/achtung.png&imgrefurl=http://kevinfrantz07.ke.funpic.de/&usg=__6rfG1upxpQBc4pXmT8T0aNo6DqU=&h=700&w=700&sz=95&hl=de&start=61&tbnid=Q3YYbHHR0Yz6RM:&tbnh=140&tbnw=140&prev=/images?q=Achtung&gbv=2&ndsp=20&hl=de&safe=vss&sa=N&start=60
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Einkommen
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§ 11b Abs. 2

Abzusetzende Betrage/ Grundfreibetrag

Nr. 3 : Beitrage zu Versicherungen (6ffentliche oder private) A
e gesetzlich vorgeschriebene _
e angemessene private einschlief3lich der ausdrucklich in bei
den Buchstaben a) und b) genannten Vorsorgebeitrage Erwerbs-
pauschal mit 30 € (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 Alg 11-V) > tatigen
mindestens
Nr. 4: Altersvorsorgebeitrédge (Riester-Rente) pauschal
100 €
Nr. 5: Notwendige Ausgaben fur die Einkommenserzielung

wenn Einkommen unter 400 € = 100 € GFB

wenn Einkommen Uber 400 €, auch hohere
Absetzungen madglich, sofern héhere

Kosten nachgewiesen werden
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Zur Pauschalierung von abzusetzenden Beträgen und Unterhaltsver-pflichtungen siehe folgende Folien. 
Wegen der Besonderheiten beim Abzug von Aufwendungen für Versicherungen siehe Hinweise Rz 11.67 bis 11.72.
Zu Nr. 2: �Rz 11.66: Die Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung eines nicht familienversicherten Partners können ebenfalls vom Einkommen abge-setzt werden. 
Zu Nr. 7:
Tatsächlich gezahlte Unterhaltsleistungen sind bis zu dem Betrag abzu-setzen, der in einem Unterhaltstitel (z. B. Urteil, Unterhaltsfestsetzungs-beschluss) oder in einer notariell beurkundeten Unterhaltsvereinbarung festgelegt ist.
Bei grundlegender Änderung der Einkommensverhältnisse ist darauf hin-zuwirken, dass der Unterhaltsverpflichtete eine Abänderung des Unter-haltstitels erwirkt. Das gilt auch, wenn der Unterhaltsempfänger gegenüber den Angehörigen in der Bedarfsgemeinschaft unterhaltsrechtlich nachrangig ist (vgl. hierzu Übersicht im Anhang A)
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Einmaliges Einkommen

Barbara (51 J.) und Klaus (50 J.) sind verheiratet und bilden eine
BG (L-Bezug seit dem 01.02.2015). Der Anspruch belauft sich auf

€ 1.200,00 mtl.
Im Jahr 2014 ist lediglich Barbara einer Erwerbstatigkeit
nachgegangen. Aus dem nunmehr vorliegenden

Einkommenssteuerbescheid vom 15.05.2015 ergibt sich ein
Guthaben von € 2.500,00. Barbara und Klaus wurden gemeinsam

veranlagt.

Wie hat die Anrechnung der einmaligen Einnahme zu erfolgen?
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Im Streit steht, in welcher Höhe eine Einkommensteuererstattung, die die miteinander verheirateten Kläger im Juli 2008 erhalten haben, als Einkommen bei der Berechnung des Alg II zu berücksichtigen ist. ��Die festgesetzte Einkommensteuer beruhte auf Einkünften des Klägers aus nichtselbständiger Arbeit im Jahr 2007. Die Steuern wurden im Lohnabzugsverfahren von seinem Lohn einbehalten. Die Klägerin hatte in diesem Jahr keine Einkünfte. Das beklagte Jobcenter sah den Erstattungsbetrag als einmalige Einnahme nur des Klägers an, verteilte sie auf sechs Monate und berücksichtigte sie anteilig auch in dem hier allein streitigen Monat Dezember 2008 unter Abzug einer Versicherungspauschale von 30 Euro und weiteren Absetz­ungen wegen einer Kfz-Haftpflichtversicherung. Er brachte jedoch weder die Erwerbstätigenpauschale, noch den Erwerbstätigenfreibetrag von der Steuererstattung in Abzug. ��Das SG hat den Beklagten zur Zahlung weiterer Leistungen verurteilt, weil die Steuererstattung bei beiden Klägern ‑ "als gemeinschaftlich Berechtigten der Steuererstattung" ‑ jeweils zur Hälfte als Einkommen zu berücksichtigen sei. Hieraus folge, dass auch bei der Klägerin eine Berei­nigung des Einkommens um die Versicherungspauschale in Höhe von 30 Euro vorzunehmen sei. Das LSG hat das Urteil des SG geändert und die Bescheide des Beklagten im Wesentlichen bestätigt. Eine Aufteilung der Steuererstattung auf beide Ehepartner sei nicht vorzunehmen, weil das der Steuererstattung zu Grunde liegende Guthaben ausschließlich auf Vorausleistungen des Klägers beruhe. Der Pauschbetrag in Höhe von 30 Euro für die Beiträge zu privaten Versicherungen könne daher auch nur bei ihm berücksichtigt werden. Der Abzug eines Erwerbstätigenfreibetrags von der Steuererstattung komme nicht in Betracht, da es sich bei der Steuererstattung nicht um Einkünfte aus Er­werbstätigkeit handele.��Im Revisionsverfahren rügen die Kläger eine Verletzung von §§ 11 Abs 2 und 30 SGB II aF (jetzt § 11b SGB II). Die Steuererstattung sei um die Freibeträge bei Erwerbstätigkeit zu bereinigen und sodann auf beide Kläger aufzuteilen. ��SG Dresden - S 36 AS 4847/09 -�Sächsisches LSG - L 3 AS 249/11 -
 
Die Revisionen der Kläger waren nicht erfolgreich. Die Kläger haben im hier streitigen Zeitraum keinen Anspruch auf höhere Leistungen der Grundsicherung. Es liegen im Hinblick auf die als Einkommen zu berücksichtigende Einkommensteuererstattung weder die Voraussetzungen für die Absetzung der Erwerbstätigenpauschale von 100 Euro gemäß § 11 Abs 2 S 2 SGB II aF vor, noch ist ein Erwerbstätigenfreibetrag nach § 30 SGB II aF (seit 1.4.2011 § 11b Abs 3 SGB II) abzusetzen. Beide Freibeträge werden bereits ihrem Wortlaut nach nur Hilfebedürftigen eingeräumt, die erwerbstätig sind, was bei den Klägern im Monat Dezember 2008 nicht der Fall war. Ihre Berücksichtigung hier widerspräche auch den Gesetzesmotiven. So vermag eine Steuererstattung keine Anreize für die Aufnahme oder Beibehaltung einer Erwerbstätigkeit zu bieten. Ferner ist es nicht Sinn und Zweck der Freibeträge, eine unspezifische "Belohnung" für die Ausübung einer Erwerbstätigkeit zu gewähren. ��Eine Zurechnung der Steuererstattung als hälftiges Einkommen der Klägerin ‑ mit der Folge der einkommensmindernden Absetzung einer weiteren Versicherungspauschale iHv 30 Euro ‑ findet weder in den Regeln zur Einkommensberücksichtigung nach dem SGB II, noch in den steuerrechtlichen Zuordnungen eine Grundlage. Zusammen veranlagte Eheleute sind in Bezug auf einen Steuererstattungsanspruch keine Gesamt- und auch keine Mitgläubiger. Erstattungsberechtigt ist nach § 37 Abs 2 AO vielmehr derjenige, auf dessen Rechnung die Zahlung bewirkt worden ist. Dies gilt auch für den Fall, dass mehrere Personen Gesamtschuldner der Steuer sind, wie es bei zusammen veranlagten Ehegatten der Fall ist. Eine Fallkonstellation, die eine abweichende Zurechnung rechtfertigen könnte, liegt hier nicht vor.��SG Dresden - S 36 AS 4847/09 -�Sächsisches LSG - L 3 AS 249/11 -�Bundessozialgericht - B 4 AS 29/14 R -
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Vorlaufige Bewillioun

§ 326 SGB

L
e
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Vorlaufige Bewilligung
§ 328 SGB Il anzuwenden tUber § 40 Abs. 2 Nr. 1 SGB Il

Uber die Erbringung von Geldleistungen kann vorliufig entschieden werden,
wenn

1. zur Feststellung der Voraussetzungen des Anspruchs (welche?)
einer hilfebedirftigen Person auf Geldleistungen voraussichtlich
langere Zeit erforderlich ist,

2. die Voraussetzungen fur den Anspruch mit hinreichender
Wahrscheinlichkeit vorliegen und

3. die hilfebedirftige Person die Umstande, die einer sofortigen
abschliefenden Entscheidung entgegenstehen, nicht zu vertreten
hat.

Umfang und Grund der Vorlaufigkeit sind anzugeben. In den
Fallen des Satzes 1 Nr. 3 ist auf Antrag vorlaufig zu entscheiden.

Achtung Keine Anwendung von 8 40 Abs. 4 SGB Il (56% KdU-Anteil)
: bei vorl. Bewilligung und Uberzahlung!

Siehe
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Der Klägerin wurden ua für den Monat Januar 2009 wegen des noch nicht feststehenden Einkommens aus einer Tätigkeit als Produktionshelferin vorläufig Leistungen in Höhe von 73,49 Euro gewährt. Nach Vorlage von Lohnabrechnungen setzte der Beklagte den Leistungsanspruch der Klägerin endgültig fest und forderte für Januar 2009 die Erstattung von 73,49 Euro. Das Widerspruchsverfahren verlief erfolglos.��Das SG hat die angefochtenen Bescheide aufgehoben, soweit die Erstattung der vorläufig gewährten Leistungen angeordnet war. Das LSG hat das Urteil des SG aufgehoben und die Klage abgewiesen. Die Voraussetzungen des § 40 Abs 1 S 2 Nr 1a SGB II iVm § 328 Abs 3 S 2 SGB III für den Erstattungsanspruch in Höhe von 73,49 Euro seien erfüllt. Die Klägerin habe für den Monat Januar 2009 keinen Anspruch auf Leistungen nach den § § 19 ff SGB II gehabt, weil sie nicht hilfebedürftig gewesen sei. Es handele sich bei § 328 Abs 3 S 2 SGB III um eine gegenüber § 50 SGB X eigenständige Erstattungsvorschrift. Deshalb könne die Vorschrift des § 40 Abs 2 S 1 SGB X nicht zur Begrenzung der Erstattungspflicht herangezogen werden. Die Vorschrift könne auch nicht entsprechend angewandt werden, weil eine planwidrige Regelungslücke nicht vorliege. Eine Schutzlücke bestehe schon deshalb nicht, weil der von einer endgültigen Ablehnung eines SGB II-Leistungsbetrages betroffene Begünstigte nachträglich Wohngeld beantragen könne. Eine Lücke liege auch dann nicht vor, wenn unterstellt werde, dass eine nachträgliche Wohngeldbewilligung ausgeschlossen sei bzw davon ausgegangen werde, dass im Einzelfall ein geringerer Betrag als Wohngeld zu bewilligen wäre. ��Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt die Klägerin eine Verletzung des § 40 Abs 1 S 2 Nr 1a SGB II aF iVm § 328 Abs 3 S 2 SGB III. Bei der Erstattung vorläufig erbrachter Leistungen sei eine analoge Anwendung des § 40 Abs 2 S 1 SGB II vorzunehmen. Es sei eine planwidrige Regelungslücke gegeben, die Bezieher von vorläufigen Leistungen benachteilige. ��SG Berlin - S 157 AS 4385/10 -�LSG Berlin-Brandenburg - L 18 AS 2132/10 -
Die Revision der Klägerin hatte keinen Erfolg. Die zwischen den Beteiligten umstrittene Frage, ob der Erstattungsbetrag bei der Rückforderung vorläufig gewährter Leistungen um den in § 40 Abs 2 Satz 1 SGB II genannten Abzugsposten zu vermindern ist, hat der Senat verneint. Gegen eine Anwendung dieser Regelung spricht bereits ihr Wortlaut, denn danach werden nur auf einer Anwendung des § 50 SGB X beruhende Erstattungsbeträge einbezogen. Auch eine entsprechende Anwendung der Regelung scheidet aus, weil der mit ihr verfolgte Zweck für die Empfänger von vorläufigen Leistungen nicht zum Tragen kommt. Durch den teilweisen Ausschluss von der Erstattungspflicht wollte der Gesetzgeber gewährleisten, dass Empfänger von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II nicht schlechter als beim Bezug von Wohngeld stehen, weil dieses nicht der Rückforderung unterliegt. Hingegen wird Empfängern von vorläufigen Leistungen nach Ablehnung der endgültigen Leistungsgewährung die Möglichkeit eröffnet, Wohngeld zu beantragen. Der Senat konnte sich nicht davon überzeugen, dass diese Rechtslage gegen höherrangiges Recht verstößt.��SG Berlin - S 157 AS 4385/10 -�LSG Berlin-Brandenburg - L 18 AS 2132/10 -�Bundessozialgericht - B 4 AS 169/11 R -��
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Vorlaufige Bewilligung

Sofern die monatliche Hohe der Einnahmen bei der Entscheidung noch nicht
bekannt ist, sollte vorlaufig entschieden werden*
(§ 40 Abs. 2 Nr.1i.V. m. § 328 SGB Ill).

Berechnungsgrundlage:

» Das durchschnittliche Einkommen des letzten
Bewilligungszeitraums oder

» das Einkommen im ersten Monat des
Bewilligungszeitraumes

Ggf. ist der ELB anzuhdren.

* Bei der Festlegung der Hohe des vorlaufig zu berlcksichtigenden Einkommens ist sicherzustellen,
dass der ELB aus dem bereiten Einkommen und dem bewilligten Arbeitslosengeld Il mindestens ein
Betrag in HOhe seines Bedarfs fur den Lebensunterhalt (ohne Freibetrage) verbleibt
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§ 2 Abs. 3 Alg II V

Ist bei laufenden Einnahmen im Bewilligungszeitraum zu erwarten, dass diese in unterschiedlicher Höhe zufließen, kann als Einkommen ein monatliches Durchschnittseinkommen zu Grunde gelegt werden. Als monatliches Durchschnittseinkommen ist für jeden Monat im Bewilligungszeitraum der Teil des Einkommens zu berücksichtigen, der sich bei der Teilung des Gesamteinkommens im Bewilligungszeitraum durch die Anzahl der Monate im Bewilligungszeitraum ergibt. Soweit über die Gewährung von Leistungen zum Lebensunterhalt nach § 40 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1a des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch vorläufig entschieden wurde, ist das bei der vorläufigen Entscheidung berücksichtigte monatliche Durchschnittseinkommen bei der abschließenden Entscheidung als Einkommen zu Grunde zu legen, wenn das tatsächliche monatliche Durchschnittseinkommen das bei der vorläufigen Entscheidung zu Grunde gelegte monatliche Durchschnittseinkommen um nicht mehr als 20 Euro übersteigt. 
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Vorlaufige Bewilligung
Verfahren

e Der Bewilligungsbescheid der vE muss flir den Empfanger die Vorlaufigkeit
der Entscheidung klar erkennen lassen und nach-vollziehbar begrindet sein.

e Der Umfang der Vorlaufigkeit und die Rechtsfrage oder Tatsache, die noch
nicht endgultig geklart ist, ist zu benennen (bspw. Hilfebedirftigkeit).

e Eine VE ist von Amts wegen und nach pflichtgemaRem Ermessen zu treffen.

— Bei der Ermessensausiibung sind die wirtschaftlichen, personlichen bzw.
sonstigen Verhaltnisse des Antragstellers, wie sie sich aus den vorhandenen
Unterlagen ergeben, zu berlicksichtigen. Die vorlaufig zu bewilligende Leistung
ist auf den voraussichtlich zustehenden (Hochst-) Betrag zu beschranken.
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Vorlaufige Bewilligung
Verfahren

e Kann nach den abschlieBend getroffenen Feststellungen der Inhalt der vE weiter bestehen
(tatsachlich erzieltes Brutto-Durchschnittseinkommen weicht nicht mehr als € 20,00 von
dem vorl. Brutto-Durchschnittseinkommen zu Gunsten der Leistungsberechtigten ab),
muss der Vorgang intern aktenmaRig abgeschlossen werden (auf eine Erstattung ist zu
verzichten — vgl. Wortlaut in § 2 Abs. 3 Alg Il V), z. B. durch einen prazisen Vermerk. In
diesen Fallen ist die VE grundsatzlich nur auf Antrag des LE fiir endgtltig zu erklaren; die
Erteilung des endgiiltigen Bewilligungsbescheides ist dann die Endgultigkeitserklarung.

e Mit der abschliefenden Entscheidung verliert die VE ihre Wirksamkeit; eine besondere
Aufhebung der VvE ist nicht erforderlich.

e Uberzahlte Betrige sind zu erstatten

e Eine VE verschafft einem LE noch keine gesicherte Rechtsposition, ob der Anspruch
tatsachlich besteht. Vor einer Anrechnung oder Erstattung kann daher eine Anhorung nach
§ 24 SGB X entfallen.

Zu beachten ist jedoch die Erflllungsfiktion des § 107 SGB X, nach der ein EA nach § 102 f.

SGB X gegen einen anderen Sozialleistungstrager den EA nach § 328 Abs. 3 SGB Il
verdrangt.
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Mitwirkung
gem. § 60 ¥ SGB |
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Melde- und Untersuchungstermin
Abgrenzung zu § 61 und 62 SGB |

§ 59 SGB Il regelt die Anwendbarkeit der
§§ 309 und 310 SGB III.

§ 309 Abs. 1 Satz 1 SGB Il

Der Arbeitslose hat sich wahrend der Zeit, fur die er Anspruch auf
Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe erhebt, bei der Agentur fir
Arbeit oder einer sonstigen Dienststelle der Bundesagentur
personlich zu melden oder zu einem arztlichen oder
psychologischen Untersuchungstermin zu erscheinen, wenn die
Agentur fur Arbeit ihn dazu auffordert (allgemeine Meldepflicht).
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Personliches Erscheinen (§ 61 SGB |)

Vorsprache des Kunden auf Verlangen des
Leistungstragers zur mundlichen
Erdrterung des Antrages bzw. Vornahme
anderer fur die Entscheidung notwendiger
MalRnahmen

Untersuchungen (8 62 SGB |)

Verpflichtung des Kunden, sich auf
Verlangen des Leistungstragers einer

o arztlichen oder
* psychologischen

Untersuchung zu unterziehen, soweit
dies fur die Entscheidung Uber die
Leistungen erforderlich ist.
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Untersuchungen

Hier ist zwischen dem Erscheinen zu einer Untersuchung und der Untersuchungspflicht zu unterscheiden

§ 59 SGB II i.V.m. § 309 Abs. 1 SGB III = Spezialnorm für das Erscheinen zu einer Untersuchung

§ 62 SGB I Generalnorm für die Untersuchung an sich ….
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Untersuchung § 62 SGB | vs. § 59 SGB ||

§ 59 SGB Il regelt lediglich das Erscheinen zu einem Untersuchungs-
oder Meldetermin

- Ein PflichtverstoR8 hiergegen kann lediglich nach § 32
SGB Il sanktioniert werden

§ 62 SGB | regelt die Anordnung der Untersuchung

— Ein VerstoR hiergegen kann nach § 66 SGB | mit
einer Entziehung oder Versagung sanktioniert werden.
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Untersuchung
§ 62 SGB I vs. § 59 SGB Il

Klaus Rammel (49) ist ledig und wohnt in Coppenbriigge.

Dem neuen und engagierten Arbeitsvermittler Willi Lustig ist Klaus bisher lediglich
durch die zahlreichen AU-Bescheinigungen aufgefallen. Klaus wurden bereits diverse
Malinahmen und Arbeitsplatze angeboten. Jedes Mal war Klaus anschlielsend
mehrere Wochen arbeitsunfahig krankgeschrieben. Klaus moéchte unbedingt
weiterhin ALG Il und keine Leistungen nach dem SGB XII (wegen der
Vermogensfreibetrage). Meldeaufforderungen zur amtsarztlichen Untersuchung ist
Klaus bisher nicht nachgekommen.

Willi Lustig hat Zweifel an der Erwerbsfahigkeit von Klaus und mochte diesem eine
amtsarztliche Untersuchung auf‘s Auge driicken.

- Wie sollte man vorgehen?
- Welche Rechtsfolgen treten bei der Weigerung von Klaus ein?
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Gibt es ein milderes Mittel als eine Untersuchung?
Siehe nachfolgende Folien
Aufforderung, zu einem Untersuchungstermin gem. § 59 SGB II i.V.m. § 309 SGB III zu erscheinen
Kunde erscheint, lässt sich aber nicht untersuchen
Anordnung der Untersuchung gem. § 62 SGB I
Ggf. Entziehung oder Versagung der Leistungen gem. § 66 SGB I
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Folgen fehlender Mitwirkung
§ 66 SGB |

Versagung oder Entziehung der Leistungen, soweit durch fehlende
Mitwirkung ...
1. die Aufklarung des Sachverhalts erschwert wird und
2. dadurch die Voraussetzungen der Leistungsgewahrung
nicht nachgewiesen sind

$ -

Folge:
Teilweise oder vollstandige Versagung/ Entziehung der Leistungen,

soweit der Kunde vorher dartber belehrt wurde!

Formale Voraussetzungen nach 8 66 Abs. 3 SGB 1.
E schriftliche Aufforderung zur Mitwirkung

E mit angemessener Fristsetzung und

E Hinweis, dass sonst versagt/entzogen wird
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Unterschied zwischen Versagung und Entziehung ansprechen!!!!

Der Hilfebedürftige hat lediglich auf dessen Aufforderung die in seinem Zugriffsbereich vorhandenen Informationen zur Erfüllung der Amtsermittlung zu liefern, soweit ihn die oben aufgezeigten Mitwirkungsobliegenheiten treffen. Allerdings trägt, wer Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende beantragt, die Folgen einer objektiven Beweislosigkeit, wenn sich nach Ausschöpfung der verfügbaren Beweismittel die Leistungsvoraussetzungen nicht feststellen lassen. Weigert sich der Hilfebedürftige im Rahmen der ihn treffenden Obliegenheit Kontoauszüge vorzulegen, geht dieses materiell-rechtlich zu seinen Lasten, wenn das Vorliegen seiner Bedürftigkeit und damit seine Leistungsberechtigung nicht festgestellt werden kann. 

Zusammenfassung: 
schriftliche Aufforderung zur Mitwirkung 

eindeutige Belehrung über die Rechtsfolgen 

konkrete Benennung der geforderten Mitwirkungspflichten 

angemessene Frist einräumen (Postrücklaufzeiten beachten) 


Die Behörde darf grundsätzlich nur ablehnen, wenn die Voraussetzungen der Leistung nachweislich nicht vorliegen. 
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Inhalt Versagungs- oder Entziehungsbescheide

Darlegung, was konkret nicht eingereicht wurde

Die fehlende Mitwirkung muss ursachlich dafiir sein, dass der
Leistungsanspruch ganz oder teilweise nicht belegt ist.

Verweis auf die vorhergehende Rechtsfolgenbelehrung

Ausubung des Ermessens
(vollstandige oder teilweise Versagung)

B hier ist auf Grund des Verhdltnismadfigkeitsgrundsatzes

E Ermessensgesichtspunkte (Abwagung aller Fiir und Wider):

Unter anderem konnte berlcksichtigt werden, ob der Hilfebedlrftige
auf Grund seiner Lebensumstande oder einer Krankheit gehindert
war, den Mitwirkungspflichten nachzukom-men. Eventuell kénnte es
eher angezeigt sein, zunachst erneut zu beraten oder beispielsweise
eine Nachfrist zu setzen. Hierbei ist stets auf den Einzelfall
abzustellen.

Stand: 15.05.2015 © Andreas Berg, Stuhr, Vervielfiltigung in jeglicher Form nur mit ausdriicklicher Genehmigung



Dozent: Andreas Berg Folie 138

Seminar: SGB Il WORKSHOP

Nachholung der Mitwirkung
§ 67 SGB |

Voraussetzungen fiir die Priifung einer Gewahrung
— insbesondere auch riickwirkend — sind:

1. Nachholung der Mitwirkung

1. Es muss dem Antragsteller auch moglich sein, nachtraglich mitzuwirken

2.Vorliegen der leistungsrechtlichen Voraussetzungen nach dem SGB Il

1. Die leistungsrechtlichen Voraussetzungen missen ganz oder teilweise erfillt sein

3. Ermessens-Entscheidung des Leistungstriigers

1. Esist eine Entscheidung zu treffen, ob sie ganz oder teilweise erbracht werden.

Es ist Ermessen auszuiben, ob eine riickwirkende Gewahrung erfolgt. Hier ist immer eine

Interessenabwagung unter Berlcksichtigung der Zielsetzung der Sozialleistung

(Sicherstellung des gegenwartigen Lebensbedarfs) vorzunehmen. Die Versagung hat keinen
Strafcharakter.
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Pflichtgemäßes Ermessen: 

Gesichtspunkte (z. B.): 
• Bedeutung für Antragsteller (etwa für Krankenversicherung auch bei nur geringer Nachzahlung) 
• Verwaltungsaufwand 

1. Gesichtspunkte des Ermessens: 
 Grad der Pflichtwidrigkeit 
 wirtschaftliche Situation 
 Bedeutung der Leistungen für den Betroffenen und seine Angehörigen 
 Gründe für die zeitweise Verweigerung der Mitwirkung 
 zwischenzeitliche Leistungen durch Andere 
 Existenzsicherungsfunktion einer Sozialleistung 
 ob und inwieweit der Zweck einer Leistung nachträglich noch erreicht werden kann 
 Ausmaß des Verschuldens 

Hinweis: Ermessensgesichtspunkte und -erwägungen müssen in der Begründung des Bescheides zu erkennen sein. 

Herr Lehmann hatte einen Antrag auf Leistungen gestellt und daraufhin ein Antragsformular ausgehändigt bekommen. Da er dieses auch nach Aufforderung nicht eingereicht hatte, wurde die Leistung versagt. In der Zwischenzeit hatte er gar nicht reagiert. Nach sieben Monaten werden die fehlenden Unterlagen eingereicht. Auf Grund des langen Zeitraumes kommt es in der Regel im Rahmen der Ermessensentscheidung zu einer Ablehnung der nachträglichen Leistungsgewährung. Zudem sind beispielsweise die Gesichtspunkte der Existenzsicherungsfunktion und insbesondere die Frage, ob der Zweck der Leistung noch erreicht werden kann, in die Ermessenserwägung einzubeziehen. 

Die Entscheidung nach § 67 SGB I, ob Leistungen nach erfolgter Mitwirkung nachträglich ganz oder teilweise erbracht werden, ergeht von Amts wegen, d. h. sie setzt keinen Antrag voraus. Bei der Prüfung des Vorliegens der Leistungsvoraussetzungen geht es nicht um die aktuelle Situation zum Zeitpunkt der Entscheidung nach § 67 SGB I, sondern darum, ob die Leistungsvoraussetzungen während des Zeitraumes zwischen der Bekanntgabe der Entziehungsentscheidung bzw. im Falle der Versagung zwischen der Antragsstellung und der Nachholung der Mitwirkungshandlung vorlagen, denn nur auf diesen Zeitraum erstreckt sich die Wirkung der Versagung/Entziehung und damit auch die nachträgliche Gewährung der Leistung. 
Insoweit gilt der ursprüngliche Leistungsantrag durch die Versagungs-/Entziehungsent-scheidung nicht als verbraucht. 
Für die Zukunft und ggf. auch für die Vergangenheit ist nach erfolgter Mitwirkung hingegen unabhängig von § 67 SGB I eine Entscheidung über den Leistungsantrag oder über die Aufhebung der Leistungsbewilligung zu treffen. 
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Hausbesuche
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Untersuchungsgrundsatz § 20 SGB X

Die Behdrde ermittelt den Sachverhalt von Amts wegen. Sie bestimmt

Art und Umfang der Ermittlungen; an das Vor-bringen und an die

Beweisantrage der Beteiligten ist sie nicht gebunden.

Beweismittel § 21 SGB X

1. Einholung von Auskinften jeder Art

2. Beteiligte anhoren, Zeugen u. Sachverstandige
vernehmen....

3. Urkunden und Akten beiziehen
4. den Augenschein einnehmen

- Observationen sind unzuléassig!
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Ermittlungsgrundsatz im Außendienst 

Außenermittlungen – insbesondere Hausbesuche – können wegen des Ermittlungsgrundsatzes des § 20 SGB X, wonach eine Behörde Sachverhalte von Amts wegen zu ermitteln hat, erforderlich werden. 
Die Arbeit des Außendienstes soll nicht nur ungerechtfertigten Leistungsbezug und Leistungsmissbrauch verhindern, sondern auch im Interesse der Leistungsbezieher und Antragsteller zu einer bedarfsgerechten Leistungsgewährung beitragen. 

Beweismittel 
Art und Umfang der Ermittlungen richten sich nach § 21 SGB X; hiernach kann sich eine Behörde der Beweismittel bedienen, die sie nach pflichtgemäßem Ermessen für erforderlich hält. Sie kann insbesondere 

 Auskünfte jeder Art einholen, 
 Beteiligte anhören, 
 Zeugen und Sachverständige vernehmen, 
 schriftliche oder elektronische Äußerung von Beteiligten, Zeugen und Sachverständigen einholen, 
 Urkunden und Akten beiziehen, 
 den Augenschein einnehmen. 

Bei der Wahl des Beweismittels ist zwingend der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten. Der Träger darf hiernach nur das geeignete, erforderliche und angemessene Mittel zur Zielerreichung einsetzen. 

Hausbesuche sind nur in besonders begründeten Fällen zulässig!!

HB zur Feststellung von Leistungsmissbrauch ist ohne vorherige Indizien nicht zulässig!

Über eine HB soll der TL entscheiden!

Möglichst in einer Zusammenstellung aus Frau/ Mann! Praxisfälle schildern!

Grund für den HB muss dem Betroffenen vorher eröffnet werden!

Vorlagen für Prüfauftrag/ Prüfprotokoll und Prüfergebnis in den Hinweisen zu § 6
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Zweck der Hausbesuche

E sie sollen Aufschluss tber die Hilfebedurftigkeit (§ 9 SGB 1) geben

E Sie sollen Auskunft dariiber geben, ob die Voraussetzungen des § 7
(3) Nr. 3c und Abs. 3a erfiillt sind 2 ehedhnliche
Lebensgemeinschaft

E Der Einsatz des AuRRendienstes ist als Soll-Vorschrift in § 6 (1) S. 2
SGB Il normiert
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In welchen Fallen kommt ein Hausbesuch in Frage ?

» Ermittlung des tatsachlichen Aufenthalts,

» Prifung der Notwendigkeit und des Umfanges beantragter Beihilfen
nach § 24 Abs. 3 SGB |,

> Uberprifung von Wohnungsverhiltnissen, z. B. Wohnfliche,

» Verwertbarkeit von Vermogen, insbesondere Aufteilbarkeit bei selbst
genutztem Wohneigentum,

» Abgrenzung Bedarfsgemeinschaft/Haushaltsgemeinschaft,

» Indizienfeststellung zur Widerlegung der Vermutung einer

Verantwortungs- und Einstehensgemeinschaft
* Nicht abschlieend
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Siehe Hinweise 6.10 zu § 6 SGB II
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e -

e T PICe CLCKiRoNiGeHEN. Ruczreostin
E{ SCLLEN WIR GICHER, DAGE I KUND
'

EHEﬁHNLH:H GBJ‘IDWMT GIND..,

LR e VORBORSE

"... bei jedem Korperkontakt, der langer als finf Sekunden dauert,
wird eine Zahlungssperre ausgelost!"
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Sind Hausbesuche zulassig ?

Wenn ja:

Welche Rechtsfolgen ergeben sich, wenn der Antragsteller sich weigert, den
AuBendienst in die Wohnung zu lassen ?

Rechtsfolgen der Verweigerung

2 Alternativen:

E in der Sache entscheiden u. den Antrag
wegen fehlender bzw. nicht
nachgewiesener materieller
Voraussetzungen ablehnen (8 9 SGB II)
—Beweislastumkehr tritt ein —

E Verweigerung der Leistung nach
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Hier ist zunächst auf § 60 SGB I einzugehen und festzustellen, dass die Behörde die Beweismittel bestimmt. 
Es sind die verschiedenen denkbaren Rechtsfolgen zu diskutieren (Ablehnung wegen fehlender Mitwirkung nach § 66 SGB I oder Ablehnung wegen Nichtfeststellbarkeit der Voraussetzungen (Bedürftigkeit)

Im Rahmen des Untersuchungsgrundsatzes vor dem Hintergrund der Beweismittel (In Augenscheinnahme) ist nach Aktenlage zu entscheiden!!!!! Eine Entscheidung nach § 66 SGB I ist nicht zulässig (siehe Hinweise zu § 6)!

Grundrecht auf Unverletzbarkeit der Wohnung; 
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Leitsatze zur Zulassigkeit des Hausbesuchs

» Keine Duldungspflicht, da Unverletzlichkeit der Wohnung
nach Art. 13 GG; nur aufgrund richterlicher Durchsuchung
moglich

» Die Normen des SGB | greifen vor dem Hintergrund der
vorstehenden Aussagen auch nicht; wenn keine
Duldungspflicht, dann auch keine Mitwirkungspflicht nach
§§ 60 ff SGB | oder nach §§ 56 ff SGB Il
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Der Betroffene hat das Recht, dem Außendienstmitarbeiter den Zutritt zu seiner Wohnung zu verweigern; über dieses Recht und die Folgen der Verweigerung ist er zu belehren. Der Betroffene darf nicht durch Vorspiegeln falscher Tatsachen unter Druck gesetzt werden. Der Betroffene entscheidet selbständig, ob er den Mitarbeitern Zutritt gewährt oder nicht.  In den Schutzbereich des Artikels 13 Grundgesetz fallen in eingeschränktem Umfang auch Betriebs- und Geschäftsräume, insbesondere soweit diese nicht der Allgemeinheit zugänglich gemacht werden. Grundsätzlich kann daher auch hier nicht gegen den Willen des Betriebsinhabers ein Zutritt erfolgen; dies gilt auch dann, wenn ein nach § 64 Abs. 1 SGB II i. V. m. § 319 Abs. 1 Satz 1 SGB III verlangter Zutritt verweigert wird. 
Im Regelfall ist ein Hausbesuch in Geschäfts- oder Betriebsräumen eines Hilfebedürftigen jedoch schon deshalb nicht erforderlich und somit ausgeschlossen, weil hinsichtlich der Aufklärung der Einkommens- und Vermögensverhältnisse umfangreiche Mitwirkungspflichten bestehen, die gem. § 60 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB I auch die Vorlage entsprechender Beweisurkunden umfassen. Soweit diesbezüglich Hindernisse bei der Sachverhaltsaufklärung bestehen, sind unmittelbar die Folgen des § 66 Abs. 1 SGB I zu prüfen. 



Folie 146

Dozent: Andreas Berg

Seminar: SGB Il WORKSHOP

Ubungsfall Hausbesuch

Ein anonymer Anrufer teilt mit, dass Herr und Frau K. verlobt
sind. Sie stellen fest, dass in der SGB Il — Akte nur Frau K.
gefuhrt wird. Bei Antragstellung hatte Sie keine Angaben Gber
eine weitere Person im Haushalt gemacht.

Was ist zu tun ?
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Folie 147

Ubung Weigerung des Partners Einkommen/Vermégen
darzulegen

Die Ermittlungen des SGB Il Tragers haben ergeben, dass
eine eheahnliche Lebensgemeinschaft vorliegt.

—>Von wem fordern Sie auf Grund welcher
Rechtsgrundlage die entsprechenden Unterlagen?
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Aufforderung zur Mitwirkung gem. § 60 Abs. 4 SGB II als  VA an den Partner mit Bußgeldandrohung
§ 86a Abs. 2 Nr. 5 SGG sofortige Vollziehbarkeit, sonst aufschiebende Wirkung des Widerspruchs
Nach Ablauf der Frist  Aufhebung gem. § 48 SGB X für die Zukunft

Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen L 13 AS 40/07 ER 20.04.07 § 60 Abs. 4 SGB II Beschluss

1. Die ARGE kann das Verlangen auf Auskunft über die Einkommens- und Vermögensverhältnisse der Partnerin eines Hilfesuchenden nach § 60 Abs. 4 SGB II durch einen Verwaltungsakt (VA) betreiben.�2. Dieser VA kann im überwiegenden Interesse des Hilfesuchenden gem. § 86a Abs. 2 Nr. 5 SGG für sofort vollziehbar erklärt werden.�3. Vorläufiger Rechtsschutz beurteilt sich dann nach § 86b Abs. 1 Nr. 2 SGG.�4. Der Annahme einer eheähnlichen Gemeinschaft steht nicht entgegen, dass der Hilfesuchende keinen zivilrechtlichen Anspruch auf Unterhalt gegen die zur Auskunft herangezogene Partnerin hat.

Hintergrund:
Nach erfolgter Anhörung mit Schreiben vom 22. Februar 2006 forderte der Antragsgegner die Antragstellerin mit Bescheid vom 22. Mai 2006 auf, über ihre Einkommens- und Vermögensverhältnisse Auskunft zu geben und vollständige Kontoauszüge der letzten zwei Monate zur Einsicht, den Mietvertrag über die Anmietung des Einfamilienhauses vorzulegen und ihre Sozialversicherungs- sowie Krankenversicherungsnummer anzugeben. Zur Begründung wurde ausgeführt, dass sie als Partnerin in einer eheähnlichen Lebensgemeinschaft mit Herrn Sch. gemäß § 60 Abs. 4 Sozialgesetzbuch Zweites Buch – SGB II – zur Auskunft verpflichtet sei. Zugleich wurde die sofortige Vollziehung dieses Bescheides angeordnet und ein Zwangsgeld in Höhe von 250,00 EUR angedroht.
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Mitwirkungspflichten im SGB |l

E § 60 Abs. 4 SGB Ii
Auskunftspflicht des Partners (Nr. 1) und
ggf. auch der Geld- und Kreditinstitute
und Versicherungen des Partners tber
dessen oder deren Einkommen und

Vermogen

l

@
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Eheahnliche Lebensgemeinschaft

Ist es richtig, dass ein ,,Paar” ein Jahr zusammen leben darf,
ohne das das Einkommen des Partners/Partnerin einzusetzen
ist ?

Begriinden Sie lhre Auffassung!
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Bedarfsgemeinschaft

Anlage VE ‘

= 8§ 7 Abs. 3 Nr. 3Buchst. c und Abs. 3a Adobe Acdrobat
Document
4 )
Partner in Verantwortungs- u. Einstandsgemeinschaft
g J

u

Person, die mit ELB in gemeins. Haushalt so zusammenlebt, dass nach
verstandiger Wurdigung der wechselseitige Wille anzunehmen ist,
Verantwortung fireinander zu tragen und fureinander einzustehen.

dies wird vermutet, wenn Partner...

a ‘. . )
) : 3. Kinder oder Angehdrige im
1. langer als ein Jahr
Haushalt versorgen,
zusammenleben, oder... oder
- - J
g e . ( . ) .
2. mit einem gemeinsamen 4. befugt sind, tber Einkom-
Kind zusammenleben, men oder Vermdgen des
9 oder... 9 anderen zu verfligen P
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Vortragsnotizen / Ergänzende Erläuterungen für Unterrichtende
Aus der Gesetzesbegründung zu § 7 Abs. 3 Nr. 3 c und Abs. 3a:
Das Bundesverfassungsgericht hat die eheähnliche Gemeinschaft davon abhängig gemacht, dass  eine auf Dauer angelegte Lebensgemeinschaft vorliegt, die daneben keine weiteren Lebensgemeinschaften gleicher Art zulässt und sich – im Sinne einer Verantwortungs- und Einstehensge-meinschaft – durch innere Bindungen auszeichnet, die ein gegenseitiges Einstehen füreinander begründen, d.h. über eine reine Haushalts- und Wirtschaftsgemeinschaft hinaus geht.
Da es sich beim Vorliegen einer Einstehensgemeinschaft in den Not- und Wechselfällen des Lebens um eine innere Tatsache handelt, hat das Bundesverfassungsgericht Kriterien entwickelt, anhand derer der innere Wille nach außen in Erscheinung tritt, die nun in § 7 Abs. 3a normiert wurden. Liegt mindestens ein Kriterium vor, wird eine Einstehensge-meinschaft vermutet. Der Betroffene kann die Vermutung der Einstands-gemeinschaft nur widerlegen, wenn er nachweist, dass kein Kriterium zutrifft. 
Mit der Ergänzung des § 7 Abs. 3 werden nunmehr auch Partner einer nicht eingetragenen gleichgeschlechtlichen Lebenspartnerschaft zu einer Bedarfsgemeinschaft, wenn sie eine Einstehensgemeinschaft bilden.


Dozent: Andreas Berg Folie 151

Seminar: SGB Il WORKSHOP

Aufrechnung
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§ 43 Aufrechnung

§ 43 SGB Il beinhaltet 2 Aufrechnungsmoglichkeiten:

10% == 30 %

Bei der Entscheidung liber die Aufrechnungsrate wird der Verwaltung kein
Ermessensspielraum eingeraumt. D.h. liegen die Voraussetzungen vor, folgt eine
Aufrechnung in der prozentualen Hohe des maligebenden Regelbedarfs.

Ermessen besteht hinsichtlich der Frage, ob aufgerechnet wird!!!
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§ 43 Aufrechnung

§ 43 stellt eine zusatzliche, spezialrechtliche Aufrechnungsvorschrift zu
den grundsatzlichen Regelungen des § 51 SGB | dar!

Voraussetzungen:

e Trager muss selbst Inhaber der Forderung sein (Ausnahmen maoglich)
e Es mussen tatsachlich Leistungen nach dem SGB Il gewahrt werden

e Erstattungsanspruch muss sich aus einer Uberzahlung der Leistungen
nach dem SGB Il ableiten lassen

e der Erstattungsanspruch muss fallig sein (AuEB muss rechtskraftig sein)!
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Vorsätzlich handelt, wer wissentlich und willentlich falsche Angaben macht. Grob fahrlässig handelt, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt in besonders schwerem Maße verletzt. Davon ist auszugehen, wenn schon einfachste, ganz nahe liegende Überlegungen nicht angestellt worden sind und daher nicht beachtet wurde, was im gegebenen Fall jedem einleuchten musste. (vgl. zu Vorsatz und grober Fahrlässigkeit im einzelnen Rzn. 34.4.-34.7)

Unrichtige und unvollständige Angaben machte der Hilfebedürftige dann, wenn er aktiv handelt, aber auch, wenn er es unterlässt, leistungsrechtliche Änderungen pflichtwidrig nicht mitzuteilen.

Kinder müssen sich das Verhalten der Eltern zurechnen lassen. Somit ist auch eine Aufrechnung gem. § 43 SGB II gegenüber denjenigen Kindern möglich, dessen Elternteil schuldhaft gehandelt haben.
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§ 43 Aufrechnung

10 % Aufrechnung

Voraussetzungen:

e Es wurde ein Vorschuss gem. § 42 SGB | gewahrt. Dieser Uibersteigt den
tatsachlich festgestellten Leistungsanspruch. Soweit eine sofortige
Aufrechnung nach § 42 Abs. 2 Satz 1 SGB | nicht moglich ist, kann der
ubersteigende Vorschuss nach § 43 aufgerechnet werden

e Bei Unklarheit Gber die Zustandigkeit (bspw. SGB Il vs. Xll) werden vorlaufig bis
zur Klarung Leistungen erbracht (Leistungshodhe liegt im Ermessen des Tragers).
Diese Uibersteigen den tatsachlich festgestellten Leistungsanspruch. Soweit
eine sofortige Aufrechnung nach § 42 Abs. 2 Satz 1 SGB | nicht moglich ist,
konnen die vorlaufig zu Unrecht erbrachten Leistungen nach § 43 aufgerechnet
werden
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Vorführender
Präsentationsnotizen
§ 43
Aufrechnung
(1) Die Träger von Leistungen nach diesem Buch können gegen Ansprüche von
Leistungsberechtigten auf Geldleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts aufrechnen
mit ihren
1. Erstattungsansprüchen nach § 42 Absatz 2 Satz 2, § 43 Absatz 2 Satz 1 des Ersten
Buches, § 328 Absatz 3 Satz 2 des Dritten Buches oder § 50 des Zehnten Buches
oder
2. Ersatzansprüchen nach den §§ 34 oder 34a.
(2) Die Höhe der Aufrechnung beträgt bei Erstattungsansprüchen, die auf den §§ 42
und 43 des Ersten Buches, § 328 Absatz 3 Satz 2 des Dritten Buches oder § 48 Absatz 1
Satz 2 Nummer 3 und § 50 des Zehnten Buches beruhen, 10 Prozent des für den Leistungsberechtigten
maßgebenden Regelbedarfs, in den übrigen Fällen 30 Prozent. Die
Höhe der monatlichen Aufrechnung ist auf insgesamt 30 Prozent des maßgebenden Regelbedarfs
begrenzt. Soweit die Erklärung einer späteren Aufrechnung zu einem höheren
monatlichen Aufrechnungsbetrag als 30 Prozent führen würde, erledigen sich die vorherigen
Aufrechnungserklärungen.

Auszug SGB II-E
Zu § 43
Der Anwendungsbereich der Vorschrift wird klargestellt und auf Fallkonstellationen erweitert,
in denen kein schutzwürdiges Interesse des Leistungsberechtigten besteht. Sowohl
im Fall der Vorschussgewährung als auch im Fall der vorläufigen Bewilligung soll die
Verwaltung die Möglichkeit haben, Rückforderungsansprüche gegen Leistungsberechtigte
und Ansprüche gegen die Verursacher zu Unrecht erbrachter Leistungen zeitnah und effektiv
durchzusetzen. Der bisherige Aufrechnungshöchstbetrag wird durch zwei Höchstbeträge
ersetzt, die nach dem Anlass für die Zahlungspflicht des Leistungsberechtigten unterschieden
werden; zugleich bleibt die monatliche Aufrechnung auf höchstens 30 Prozent
der maßgebenden Regelleistung begrenzt.
Zu Absatz 1
Absatz 1 regelt, dass die Aufrechnung mit Forderungen der Träger aus Erstattungsansprüchen,
die auf der Rücknahme oder Aufhebung rechtswidriger Verwaltungsakte oder
auf der Überzahlung infolge vorläufiger oder vorschussweise erbrachter Leistungen beruhen,
zulässig ist. Das Gleiche gilt für Forderungen aus Ersatzansprüchen nach den §§ 34
und 34a. Die Vorschriften über die Verrechnung bleiben unberührt.
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§ 43 Aufrechnung

10 % Aufrechnung

Voraussetzungen:

e Sofern eine vorlaufige Bewilligung nach § 328 SGB |ll durchgefiihrt wurde und
Leistungen deswegen zu Unrecht erbracht wurden ergibt sich ein
Erstattungsanspruch aus § 328 Abs. 3 Satz 2 SGB Ill. Diese zu Unrecht
erbrachten Leistungen konnen ebenfalls aufgerechnet werden

e AUEB nach § 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB X (EK und Vermoégen erzielt) i.V.m. § 50
SGB X
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Vorführender
Präsentationsnotizen
§ 43
Aufrechnung
(1) Die Träger von Leistungen nach diesem Buch können gegen Ansprüche von
Leistungsberechtigten auf Geldleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts aufrechnen
mit ihren
1. Erstattungsansprüchen nach § 42 Absatz 2 Satz 2, § 43 Absatz 2 Satz 1 des Ersten
Buches, § 328 Absatz 3 Satz 2 des Dritten Buches oder § 50 des Zehnten Buches
oder
2. Ersatzansprüchen nach den §§ 34 oder 34a.
(2) Die Höhe der Aufrechnung beträgt bei Erstattungsansprüchen, die auf den §§ 42
und 43 des Ersten Buches, § 328 Absatz 3 Satz 2 des Dritten Buches oder § 48 Absatz 1
Satz 2 Nummer 3 und § 50 des Zehnten Buches beruhen, 10 Prozent des für den Leistungsberechtigten
maßgebenden Regelbedarfs, in den übrigen Fällen 30 Prozent. Die
Höhe der monatlichen Aufrechnung ist auf insgesamt 30 Prozent des maßgebenden Regelbedarfs
begrenzt. Soweit die Erklärung einer späteren Aufrechnung zu einem höheren
monatlichen Aufrechnungsbetrag als 30 Prozent führen würde, erledigen sich die vorherigen
Aufrechnungserklärungen.

Auszug SGB II-E
Zu § 43
Der Anwendungsbereich der Vorschrift wird klargestellt und auf Fallkonstellationen erweitert,
in denen kein schutzwürdiges Interesse des Leistungsberechtigten besteht. Sowohl
im Fall der Vorschussgewährung als auch im Fall der vorläufigen Bewilligung soll die
Verwaltung die Möglichkeit haben, Rückforderungsansprüche gegen Leistungsberechtigte
und Ansprüche gegen die Verursacher zu Unrecht erbrachter Leistungen zeitnah und effektiv
durchzusetzen. Der bisherige Aufrechnungshöchstbetrag wird durch zwei Höchstbeträge
ersetzt, die nach dem Anlass für die Zahlungspflicht des Leistungsberechtigten unterschieden
werden; zugleich bleibt die monatliche Aufrechnung auf höchstens 30 Prozent
der maßgebenden Regelleistung begrenzt.
Zu Absatz 1
Absatz 1 regelt, dass die Aufrechnung mit Forderungen der Träger aus Erstattungsansprüchen,
die auf der Rücknahme oder Aufhebung rechtswidriger Verwaltungsakte oder
auf der Überzahlung infolge vorläufiger oder vorschussweise erbrachter Leistungen beruhen,
zulässig ist. Das Gleiche gilt für Forderungen aus Ersatzansprüchen nach den §§ 34
und 34a. Die Vorschriften über die Verrechnung bleiben unberührt.
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§ 43 Aufrechnung

30 % Aufrechnung

Voraussetzungen:

e Alle Gbrigen AuEB nach § 45 und 48 SGB X i.V.m § 50 SGB X, sofern dem
betroffenen Leistungsberechtigten ein vorwerfbares Verhalten zugeordnet
oder vorgehalten werden kann (bspw. Verletzung der Mitwirkungspflicht,
Rechtswidrigkeit des Bescheides kannte oder kennen musste

e Uberzahlung durch Entziehung der Leistungen nach § 66 SGB |

e Forderungen aus den Ersatzanspriichen nach §§ 34 und 34a SGB ||
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Auszug SGB II-E

Zu Absatz 2
Absatz 2 regelt, dass der Aufrechnungsbetrag 10 Prozent der maßgebenden Regelleistung beträgt. Beruht die der Aufrechnung zugrunde liegende Aufhebungsentscheidung auf einem dem Leistungsberechtigten vorwerfbaren Verhalten, so beträgt der Aufrechnungsbetrag 30 Prozent. Das Gleiche gilt, wenn der Leistungsberechtigte von der Zahlungspflicht weiß und sich darauf frühzeitig einstellen kann. Monatlich darf höchstens bis zu einem Betrag in Höhe von insgesamt 30 Prozent des maßgebenden Regelbedarfs aufgerechnet werden. Wird eine weitere Aufrechnung erklärt, die im Ergebnis dazu führen würde, dass ein höherer Betrag als 30 Prozent des maßgebenden Regelbedarfs anzurechnen wäre, erledigen sich die vorangegangenen Aufrechnungen. Sind mehrere Aufrechnungen vorangegangen, die zu einem höheren Anrechnungsbetrag führen würden, erledigt sich zunächst der Verwaltungsakt, der die letzte Aufrechnung anordnet, sodann die zeitlich
zuvor angeordnete.
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§ 43 Aufrechnung
Grundsatzliches

e Monatlich dirfen maximal 30 % des Regelbedarfs aufgerechnet werden
(bspw. 3 x 10 %)

e Wird eine weitere Aufrechnung erklart, wonach im Ergebnis mehr als
30 % aufgerechnet werden wirde, erledigen sich die vorangegangenen
Aufrechnungen (10.06.=10% / 15.09=30% = 40% = die 1. entfallt)

e Sind mehrere Aufrechnungen vorangegangen, die zu einem hoheren
Anrechnungsbetrag fihren wirden, erledigt sich zunachst der Verwaltungsakt,
der die letzte Aufrechnung anordnet, sodann die zeitlich zuvor angeordnete.
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Auszug SGB II-E
Zu Absatz 2
Absatz 2 regelt, dass der Aufrechnungsbetrag 10 Prozent der maßgebenden Regelleistung beträgt. Beruht die der Aufrechnung zugrunde liegende Aufhebungsentscheidung auf einem dem Leistungsberechtigten vorwerfbaren Verhalten, so beträgt der Aufrechnungsbetrag 30 Prozent. Das Gleiche gilt, wenn der Leistungsberechtigte von der Zahlungspflicht weiß und sich darauf frühzeitig einstellen kann. Monatlich darf höchstens bis zu einem Betrag in Höhe von insgesamt 30 Prozent des maßgebenden Regelbedarfs aufgerechnet werden. Wird eine weitere Aufrechnung erklärt, die im Ergebnis dazu führen würde, dass ein höherer Betrag als 30 Prozent des maßgebenden Regelbedarfs anzurechnen wäre, erledigen sich die vorangegangenen Aufrechnungen. Sind mehrere Aufrechnungen vorangegangen, die zu einem höheren Anrechnungsbetrag führen würden, erledigt sich zunächst der Verwaltungsakt, der die letzte Aufrechnung anordnet, sodann die zeitlich
zuvor angeordnete.
Zu Absatz 3
Mit Absatz 3 wird das Verhältnis zur Aufrechnungsvorschrift des § 42a Absatz 2 geregelt:
Der Vorrang der Aufrechnungen nach Absatz 1 bewirkt, dass sich der Verwaltungsakt, mit dem die Tilgung des Darlehens durch Aufrechnung nach § 42a Absatz 2 erfolgt, für die Dauer der Aufrechnungslage erledigt. Das gilt auch dann, wenn der monatliche Aufrechnungshöchstbetrag nicht ausgeschöpft wird.
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§ 43 Aufrechnung S — —

: In diesem Fall wirde die

. : 30% Aufrechnung :
Beispiel: Aufrechnungsabsicht i entfallen, daim

16.09. d. Jahres Gesamtergebnis eine
: Aufrechnungsrate von
Rate: 10 % : 40% zustande kommt.

|

Aufrechnungsbescheid v.
15.03. d. Jahres

Rate: 30 %

Bei der Entscheidung Uber eine Aufrechnung wird dem Sachbearbeiter ein
Ermessen dahingehend eingeraumt, ob aufgerechnet wird. Wird die
Entscheidung Uber eine Aufrechnung getroffen, muss zwingend die
Aufrechnungsrate 10 oder 30 Prozent gewahlt werden (abhéngig vom
Tatbestand).

Fuhrt die neue Aufrechnung zu einer Gesamtaufrechnungsrate von > 30 %,
entfallt zuerst die Aufrechnung, die der aktuellen vorausgegangen ist.
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Begründung:
In diesem Fall ist es sinnvoll, auf die Aufrechnung mit 10% zu verzichten, da eine Beitreibung von 30% möglich ist.

Beachte:
Die Akte kann auf Wv. gelegt, werden, damit nach Ablauf der drei Jahresfrist die 10% oder anderweitige Aufrechnungen vorgenommen werden können.
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§ 43 Aufrechnung

Grundsatzliches

e Zulassigkeit der Aufrechnung ab erstmaligem Bestehen einer
Aufrechnungslage— Bestandskraft des Erstattungs- oder Ersatzanspruchs —
langstens bis zum Ablauf von drei Jahren

e Aufrechnungen nach § 43 gehen Darlehensaufrechnungen nach § 42a SGB ||
vor = Aufrechnungen nach § 43 konnen nur fur die Dauer von drei Jahren
(siehe oben) durchgesetzt werden. Anspriiche aus Darlehen verjahren
hingegen nicht in dieser Form.

— Fir die Dauer der Aufrechnung muss die Darlehenstilgung nach § 42a SGB Il ausgesetzt
werden, wenn andernfalls mit mehr als 30% monatlich aufgerechnet werden wiirde = §
43 Abs. 3 SGB Il

e Teilzahlungen auf Ersatz- und Erstattungsanspriiche der Trager nach dem SGB Il gegen Leis-
tungsberechtigte oder Dritte mindern die Aufwendungen der Trager der Aufwendungen im Ver-
haltnis des jeweiligen Anteils an der Forderung zueinander (§ 43a SGB |Il)
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Auszug SGB II-E
Zu Absatz 2
Absatz 2 regelt, dass der Aufrechnungsbetrag 10 Prozent der maßgebenden Regelleistung beträgt. Beruht die der Aufrechnung zugrunde liegende Aufhebungsentscheidung auf einem dem Leistungsberechtigten vorwerfbaren Verhalten, so beträgt der Aufrechnungsbetrag 30 Prozent. Das Gleiche gilt, wenn der Leistungsberechtigte von der Zahlungspflicht weiß und sich darauf frühzeitig einstellen kann. Monatlich darf höchstens bis zu einem Betrag in Höhe von insgesamt 30 Prozent des maßgebenden Regelbedarfs aufgerechnet werden. Wird eine weitere Aufrechnung erklärt, die im Ergebnis dazu führen würde, dass ein höherer Betrag als 30 Prozent des maßgebenden Regelbedarfs anzurechnen wäre, erledigen sich die vorangegangenen Aufrechnungen. Sind mehrere Aufrechnungen vorangegangen, die zu einem höheren Anrechnungsbetrag führen würden, erledigt sich zunächst der Verwaltungsakt, der die letzte Aufrechnung anordnet, sodann die zeitlich
zuvor angeordnete.
Zu Absatz 3
Mit Absatz 3 wird das Verhältnis zur Aufrechnungsvorschrift des § 42a Absatz 2 geregelt:
Der Vorrang der Aufrechnungen nach Absatz 1 bewirkt, dass sich der Verwaltungsakt, mit dem die Tilgung des Darlehens durch Aufrechnung nach § 42a Absatz 2 erfolgt, für die Dauer der Aufrechnungslage erledigt. Das gilt auch dann, wenn der monatliche Aufrechnungshöchstbetrag nicht ausgeschöpft wird.
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Klaus Rammel
50 Jahre

AUEB v. 15.04. des Jahres

Monat RB Kdu

Jan 15 399,00 € 186,00 €

Feb 15 399,00 € 215,00 €

Mrz 15 399,00 € 305,00 €

Apr 15 399,00 € 350,00 €

1.596,00 € 1.056,00 €

Gesamt Uz 2.652,00 € 100,00 %

BA 1.596,00 € 60,18 %

Kommune 1.056,00 € 39,82 %

Aufrechnungshohe: 30%

In €: 119,70 €
BA Tilgung: 72,04 €
K-Tilgung 47,66 €
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§ 34b SGB |
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Voraussetzungen der Ersatzpflicht (2)

[ SGB IlI-Trager ]

§ 34b Ersatzanspriche nach sonstigen Vorschriften /

Bestimmt sich das Recht des Tragers nach diesem Buch, =

Ersatz seiner Aufwendungen > [RB, MB, KdU und

Heizung, KV/PV

von einem anderen zu verlangen, gegen den die

Leistungsberechtigten einen Anspruch haben, nach )
: : : : andere

sonstigen gesetzlichen Vorschriften, die dem § 33 [Sozialleistun strager

vorgehen, 9 9

gelten als Aufwendungen auch solche Leistungen zur

Sicherung des Lebensunterhalts, die an ~ /Nicht erfasst sind: \
1. die/den nicht getrennt lebende Ehegattin/Ehegatten oder Eheahnliche
2. Lebenspartnerin/Lebenspartner der Gemeinschaften,
leistungsberechtigten Person erbracht wurden sowie an > Stiefkinder und bei
3. deren oder dessen unverheiratete Kinder, die das 25. genauer
Lebensjahr noch nicht vollendet hatten. |/ Wortauslegung

.leibliche" Kinder. /
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Fall Rammel

Klaus Rammel (50 Jahre) hat bisher im JC Leer-Marsch als Fallmanager im Team U 25 gearbeitet. Da Klaus
wiederholt verspatet oder gar nicht zum Dienst erschienen ist, wurde ihm nach zwei Abmahnungen die
ordentliche Kiindigung zum 01.10.2014 ausgesprochen.

Nunmehr stellt Klaus Rammel bei lhnen am 13.10.2014 einen Antrag auf Alg Il, nachdem ihm von der
Agentur fir Arbeit am 10.10.2014 mitgeteilt wurde, dass die Voraussetzungen fiir den Eintritt einer
Sperrzeit gepriift wiirden. Eine Entscheidung der Agentur soll in den ersten Novemberwochen erfolgen.
Herr Rammel ist derzeit mittellos und lebt zusammen mit seiner Lebensgefahrtin Barbara Stoevesandt
(51 Jahre) und ihrem 16jahrigen Sohn Uwe.

- Wie ist im vorliegenden Fall zu entscheiden?

- Am 10.11.2014 erhalten Sie ein Schreiben der Agentur fiir Arbeit, dass keine Sperrzeit
verhangt wird und werden gebeten, den Erstattungsanspruch zu beziffern.
Alg | taglich: € 55,00.
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Gem. § 31 Abs. 2 Nr. 3 SGB II ist der SGB II-Träger an die Feststellung des Eintritts einer Sperrzeit gebunden.
Nach § 31b Abs. 1 Satz 2 SGB II beginnt die Sanktion mit dem Eintritt der Sperrzeit.
Die Sperrzeit würde gem. § 159 Abs. 2 Satz 1 SGB III am 01.10.2014 beginnen.
Aufgrund der Antragsrückwirkung gem. § 37 Abs. 2 Satz 2 SGB II auf den Monatsersten, decken sich im vorliegenden Fall die Zeiträume.
Am Tag der Antragstellung kann über das Vorliegen einer Sanktion gem. § 31 Abs. 2 Nr. 3 SGB II i.V.m. § 159 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SGB III nicht entschieden werden, da die Agentur den SV noch von Amtswegen ermittelt.
Ergebnis:
Es ist eine vorl. Bewilligung gem. §§ 40 Abs. 2 Nr. 1 SGB II i.V.m. 328 Abs. 1 Nr. 3 SGB III auszusprechen.
Über die Erbringung von Geldleistungen kann gem. § 328 Abs. 1 Nr. 3 SGB III vorläufig entschieden werden, wenn 
zur Feststellung der Voraussetzungen des Anspruchs eines Arbeitnehmers auf Geldleistungen voraussichtlich längere Zeit erforderlich ist�( hier abhängig von der Entscheidung der Agentur, ob Sperrzeit verhängt, oder Alg gezahlt wird)
die Voraussetzungen für den Anspruch mit hinreichender Wahrscheinlichkeit vorliegen�( unter Bezugnahme auf das Nichtvorliegen von zu berücksichtigem Vermögen und weiteren, die Leistungen ausschließenden Tatbeständen, wird Klaus Rammel hilfebedürftig sein, sofern ihm kein Alg gezahlt wird) und
der Arbeitnehmer die Umstände, die einer sofortigen abschließenden Entscheidung entgegenstehen, nicht zu vertreten hat�( Klaus hat die Umstände, die einer abschließenden Entscheidung entgegenstehen, nämlich der Bewilligung von Alg oder Festsetzung einer Sperrzeit, nicht zu vertreten).
In der vorl. Bewilligung sind die Rechtsfragen, die zum Zeitpunkt des Erlasses nicht geklärt sind, entsprechend zu benennen
Beispiel:
Gründe für die vorläufige Bewilligung:
Aufgrund der aktuellen Sach- und Rechtslage kann derzeit nicht abschließend festgestellt werden, in wie fern die Leistungen wegen des Eintritts einer Sperrzeit seitens der Agentur für Arbeit gem. § 31 Abs. 2 Nr. 3 SGB II für die Dauer von 3 Monaten zu mindern sind. Darüber hinaus ist aufgrund des oben genannten Sachverhalts unklar, ob Ihnen ab dem 01.10.2014 Arbeitslosengeld gewährt werden kann. Diesbezüglich weisen wir Sie daraufhin, dass wir derzeit kein Einkommen anrechnen. Sollte die Agentur für Arbeit von einer Sperrzeit absehen und Ihnen Arbeitslosengeld rückwirkend ab dem 01.10.2014 bewilligen, weisen wir Sie vorsorglich darauf hin, dass dem SGB II-Träger ein Erstattungsanspruch gem. § 104 SGB X zusteht und dieser bereits geltend gemacht wurde.

Gegenüber der Agentur ist vorsorglich ein EA gem. § 104 SGB X, für den Fall der nachträglichen Bewilligung von ALG, geltend zu machen
Wenn die Agentur für Arbeit nachträglich den Eintritt einer Sperrzeit feststellt, ist die vorläufige Bewilligung (ohne vorherige Anhörung, da eLb keine durch die Vorläufigkeit), keine gesicherte Rechtsposition erworben hat) aufzuheben und eine abschließende Entscheidung unter Zugrundelegung einer Minderung nach § 31 Abs. 2 Nr. 3 SGB II zu treffen.
Die ggf. überzahlten Leistungen sind per Erstattungsbescheid über § 50 SGB X beim eLb geltend zu machen und ggf. über § 43 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 Satz 1 SGB II mit mtl. 10% des maßgebenden Regelbedarfes aufzurechnen. 
Sollte Klaus nach Ablauf der Sperrzeit nicht mehr hilfebedürftig sein, sondern seinen LU durch sein Alg sicherstellen, ist gegenüber der Agentur anzufragen, ob sich verrechenbare Beträge gem. § 52 SGB I ergeben.

Fallerweiterung:
Ein EA setzt immer eine Personenidentität des Leistungsberechtigten voraus.
Diese liegt im vorl. Fall lediglich bei Klaus vor, denn er ist sowohl Alg I, als auch Alg II leistungsberechtigt. Bei den übrigen Mitgliedern der BG ist eine Personenidentität zu verneinen ist.

Eine Ausnahme von der Personen Kongruenz sieht lediglich § 34b SGB II vor.
Ausweislich der dort genannten Tatbestandsvoraussetzungen kommt eine EA-Bezifferung nur für folgende Personen in Betracht:
die nicht getrennt lebende Ehegattin
den nicht getrennt lebenden Ehegatten
die Lebenspartnerin
den Lebenspartner
sowie an deren oder dessen unverheiratete Kinder, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet hatten
 PROBLEM: Die Kinder des auch beim vorrangigen Leistungsträgers Berechtigten sind vom Wortlaut des § 34b SGB II nicht umfasst!!!!!�Nur die Kinder des Ehegatten oder Lebenspartners!!!!
Da Klaus und Barbara jedoch nicht verheiratet sind, kommt eine weitergehende EA Bezifferung für Barbara und Uwe über § 34b SGB II nicht in Betracht.
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Eintrag in der WDB der BA zu § 34b
Veroffentlicht: 14.10.05 - WDB-Beitrag Nr.: 942005

Dem friheren erwerbsfahigen Leistungsberechtigten (eLb) wird rickwirkend eine
Rente bewilligt. Kann der SGB II-Trager auch die an die Gbrigen Mitglieder der
Bedarfsgemeinschaft erbrachten Leistungen vom Rentenversicherungstrager nach
den §§ 102 ff. SGB X erstattet verlangen?

Der Rentenversicherungstrager hat nicht nur die Leistungen zu erstatten, welche
dem friheren elLb gezahlt wurden. Nach § 34b SGB Il kommt auch eine Erstattung
der Leistungen fir die Mitglieder der BG in Betracht (keine Personenidentitat bei
Erstattungsanspruch).

Hinweise: Einzelne Sozialgerichte und Landessozialgerichte folgen dieser
Rechtsauffassung nicht. Die hier vertretene Rechtsauffassung ist mit dem
Bundesministerium fir Arbeit und Soziales (BMAS) abgestimmt.
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Zuschuss gem. § 26 SGB ||

Klaus Rammel ist Mitglied in der PKV. Zu den laufenden ALG Il
Zahlungen erhalt Klaus einen Zuschuss gem. § 26 SGB Il zu den
Beitragen der PKV in Hohe von € 149,78 pro Monat. Heute legt
Ihnen Klaus Arztrechnungen aufgrund der von ihm zu
erbringenden Selbstbeteiligung mit der Bitte um Ubernahme
vor, da die ihm gewahrten Leistungen gem. § 26 SGB Il unterhalb
der Maximalkosten von € 319,69 pro Monat liegen wirden
(319,69 € x 2 = 639,38 € = Hochstbeitrag im Basistarif).

Wie wiirden Sie entscheiden?
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Umstritten ist die Übernahme von Krankenbehandlungskosten. Die Klägerin war als beruflich Selbst­ständige Mitglied einer privaten Kranken- und Pflegeversicherung (PKV) in einem Tarif mit Selbst­beteiligung. In Folge einer Erkrankung bezog sie ab 1.8.2010 (bewilligt bis zum 31.1.2011 durch Bescheid vom 1.9.2010) Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II, ein­schließlich eines Zuschusses zur PKV. Ihren Antrag vom 6.9.2010 auf Erstattung von Arztrechnungen aufgrund der von ihr zu erbringenden Selbstbeteiligung lehnte das beklagte Jobcenter ab (Bescheid vom 9.9.2010, Widerspruchsbescheid vom 20.10.2010). Ihre Klage, mit der auch die Erstattung von Arzt­rechnungen aus dem Januar 2011 zuletzt begehrt worden ist, war vor SG und LSG erfolglos.��Mit ihrer vom LSG zugelassenen Revision rügt die Klägerin ua eine Verletzung des § 26 SGB II und macht geltend, der von ihr entrichtete Beitrag zur PKV von 149,78 Euro pro Monat in 2010 liege unter dem von dem Beklagten nach dem Urteil des BSG vom 18.1.2011 (B 4 AS 108/10 R - BSGE 107, 217) zu zahlenden halben Bei­trag für den Basistarif der PKV, so dass ihr die begehrten, weiteren Leistungen für ihre Krankenbehandlung zu gewähren seien.
 
 
Die Revision ist im Sinne der Aufhebung des Urteils des LSG und der Zurückverweisung des Rechtsstreits als begründet erachtet worden. ��Eine Übernahme der Kosten ihrer Krankenbehandlungen, die die Klägerin aufgrund des von ihr abgeschlossenen Krankenversicherungstarifs mit Selbstbeteiligung von ihrer privaten Krankenversicherung (PKV) nicht erstattet erhält und selbst zu bezahlen hat, als Zuschuss zu ihren Beiträgen zur Krankenversicherung nach § 26 Abs 1 SGB II scheidet aus, weil diese Kosten keine Zahlungen auf Beiträge, sondern solche auf ihr in Rechnung gestellte Krankenbehandlungen sind.��In Betracht kommt jedoch eine Übernahme dieser Kosten als unabweisbarer, laufender, nicht nur einmaliger besonderer Bedarf nach § 21 Abs 6 SGB II. Ausgehend von der gesetzlichen Konzeption mit dem grundsätzlich zumutbaren Wechsel in den Basistarif der PKV und aufgrund des bloß ergänzenden Charakters des § 21 Abs 6 SGB VII können solche Kosten aber nicht dauerhaft einen unabweisbaren Bedarf bilden, sondern nur für eine Übergangszeit. Ob und inwieweit der Beklagte die Klägerin, die bisher privat krankenversichert und unvermittelt auf Alg II angewiesen war, über die Möglichkeit eines Wechsels und die Folgen des Verbleibs in einem Tarif mit Selbstbehalt beraten hat, ist den Feststellungen des LSG nicht zu entnehmen. Solange es an einer solchen Beratung fehlt oder der Wechsel rechtlich nicht möglich ist, kann ein Anspruch auf Übernahme von Krankenbehandlungskosten im Rahmen von § 21 Abs 6 SGB II bestehen, soweit Aufwendungen für eine Krankenbehandlung angefallen sind, die in der GKV ebenso hätte beansprucht werden können. Aufgrund der fehlenden Feststellungen des LSG dazu ist der Rechtsstreit zurückzuverweisen. ��SG Hamburg - S 26 AS 3985/10 -�LSG Hamburg - L 4 AS 348/12 -�Bundessozialgericht - B 14 AS 8/14 R –
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Angemessene KdU im LK Gottingen

Ab 01.01.2015:

Angemessene Unterkunftskosten (Bruttokaltmiete in Euro)
Angemessene | Wohnort | Wohnort Il Wohnort Ill Wohnort IV Wohnort V
Wohnflache m? | Ggttingen, Adelebsen, | Hann.Miinden, | Gieboldehausen, | Duderstadt
Bovenden, Dransfeld, Staufenberg Gleichen,
Rosdorf Friedland Radolfshausen
50 392 321 300 324 298
60 402 365 336 327 340
75 552 450 435 415 400
85 624 539 473 488 487
95 843 630 622 576 564
105 843 658 731 712 626
115 924 722 801 780 686
125 1.004 784 870 848 745
135 1.085 847 940 916 805
145 1.165 910 1010 984 865
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Seminar: SGB Il WORKSHOP

Was biete ich an?!

SGB Il fur Einsteiger (Teil 1)
SGB Il fur Einsteiger (Teil 2)

Sanktionen nach dem SGB I

Grundschulung SGB X — Aufhebung und Erstattung zu Unrecht erbrachter
Leistungen im SGB Il

B Mitwirkungspflichten des SGB Il und SGB | und die entsprechenden Konsequenzen
bei fehlender Mitwirkung

B Workshop SGB Il unter Berlicksichtigung der aktuellen Rechtssprechung sowie der
fachlichen Hinweise zum SGB Il

B Vorrangige Leistungen gem. § 12a SGB Il und deren Durchsetzung

B Erstattungsanspriiche nach §§ 102 ff. SGB X im SGB Il
Verfahren und Abwicklung

B Ersatzanspriiche gem. §§ 34 ff. SGB Il

Weitere Seminare auf Anfrage
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